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Sie lesen in dieser Ausgabe

Droht in Deutschland wirk-
lich eine Kultur der Genüg-
samkeit? Manchmal scheint
es der Vorzimmerperle zwi-
schen all den Bürgerbe-
schwerden und Protesten ge-
gen neue Infrastrukturpro-
jekte fast so, als würden wich-
tige Weichenstellungen für
die Zukunft permanent nur
noch verhindert. Seite 15

GemeindeZeitungGemeindeZeitungBAYERISCHE

KOMMUNALPOLITIK     WIRTSCHAFT RECHT TECHNIK     PRAXIS

Wer mit bayerischer
Kommunalpolitik
und mit 
Wirtschafts- und 
Umweltfragen
zu tun hat, braucht die

Bayerische
Gemeindezeitung

als umfassende
Informationsquelle
für Kommunalpolitiker

Postvertriebsstück - Gebühr bezahlt - B 1578
Verlag Bayer. Kommunalpresse GmbH,
Postfach 825, 82533 Geretsried

Spektakuläre Aussichten bietet dieser Tage die „Waldwipfelweihnacht“ bei St. Englmar im
Bayerischen Wald: An allen vier Adventswochenenden können Besucher auf dem 1,5 Kilometer
langen Waldwipfelweg einen festlichen Lichterglanz in bis zu 30 Metern Höhe auf dem „grünen
Dach Europas“ genießen. Bild: obx

Generationengerechte
Gemeinde

Kooperationsveranstaltung der Hanns-Seidel-Stiftung mit 
dem Bayerischen Staatsministerium des Innern im Konferenzzentrum München

Die Generationengerechte Gemeinde stand im Zen-
trum einer Fachtagung der Akademie für Politik und
Zeitgeschehen der Hanns-Seidel-Stiftung in Kooperati-
on mit dem Bayerischen Staatsministerium des Innern
in München. Über 100 Teilnehmer informierten sich
über die unterschiedlichen Aktivitäten der Kommunen,
der Wohnungswirtschaft und der Bayerischen Staats-
bauverwaltung zum generationengerechten Bauen.

Um die Kommunen bei den
Herausforderungen des demogra-
phischen Wandels zu unterstüt-
zen, hat die Bayerische Staatsre-
gierung laut Innenminister Joa-
chim Herrmann im November
2011 als Teil ihrer Zukunftsinitia-
tive „Aufbruch Bayern“ den Akti-
onsplan „Demographischer Wan-
del“ beschlossen. Ressortüber-
greifend wurden wesentliche
Handlungsfelder konkretisiert, in
denen insbesondere bei stark
zurückgehenden Bevölkerungs-
zahlen und hohem Anteil an älte-
ren Menschen unterstützende
Maßnahmen erfolgen sollen. 

Das Innenministerium ist hier
in mehreren Handlungsfeldern
aktiv. Vom Städtebau und der
städtebaulichen Erneuerung über
Straßen und Plätze bis hin zu den
staatlichen Gebäuden und dem
Wohnungsbau wird Herrmann zu-
folge dafür gesorgt, dass die ge-
baute Umwelt in Stadt und Land
allen Menschen zugute kommt.
Ein sehr wichtiger Bereich sei da-
bei die Barrierefreiheit. 

Innenentwicklung

Ein weiteres Handlungsfeld ist
der Städtebau. Hier sei, so der In-
nenminister, entscheidend, dass
die Stadt- und Ortsmitten lebendig
bleiben. Innenentwicklung habe
deshalb Vorrang vor Außenent-
wicklung. Wenn die Einrichtun-
gen des täglichen Bedarfs – vom
Arzt über den Lebensmittelladen
bis zum zentralen Busbahnhof –
im Ortszentrum vorhanden sind,
erspare dies den Bürgern unnöti-
gen Zeitaufwand und lange Wege.
Vor allem für die zunehmende
Zahl an älteren Bürgern mache ei-

ne „Stadt der kurzen Wege“ ein
großes Stück an Lebensqualität
aus. 

Breite Mischung

Mit dem Programm „Leben
findet Innenstadt – Aktive Zen-
tren“ soll die Funktionsfähigkeit
der Innenstädte und Ortskerne mit
einer breiten Mischung aus Woh-
nen, Arbeiten und der Nahversor-
gung gesichert werden. „Dabei

setzen wir auch darauf, dass sich
die Bürger, die Geschäftsleute, die
Gastwirte und Investoren eben-
falls mit einbringen. Das Pro-
gramm lebt vom privaten Engage-
ment“, betonte Herrmann.

Modellvorhaben

Das Bund-Länder-Programm
„Stadtumbau“ richte sich an Städ-
te und Gemeinden aller Größen-
ordnungen, die vom demographi-
schen und wirtschaftsstrukturellen
Wandel betroffen sind. Zusätzlich
zu diesen beiden wichtigen Pro-
grammen habe Bayern im Jahr
2011 das Modellvorhaben „Ort
schafft Mitte“ gestartet. Ziel des
Modellvorhabens ist es, Lösungen
für den Umgang mit dem struktu-
rellen und demographischen
Wandel zu entwickeln und aufzu-

zeigen, wie auch Gemeinden mit
abnehmenden Einwohnerzahlen
weiterhin Lebensqualität bieten
können. 

Allein in den letzten fünf Jah-
ren hat Bayern laut Herrmann
über eine Milliarde Euro in den
Wohnungsbau investiert. Heuer
stehen für die Wohnraumförde-
rung wie im Vorjahr insgesamt
205 Millionen Euro Haushalts-
mittel zur Verfügung. Davon sind
155 Millionen Euro Landesmittel
und 50 Millionen Euro Kompen-
sationsmittel des Bundes. „Diese
Mittel, die der Bund befristet als
Ausgleich für seine früheren 
Finanzhilfen im Wohnungsbau
zahlt, brauchen wir auch künftig.
Völlig unakzeptabel wäre für uns
daher, wenn diese Kompensati-
onsmittel des Bundes nach 2013
reduziert würden oder gar ganz
wegfallen würden.“

Neue Wohnkonzepte

Bayern sorgt auch dafür, dass
neue Wohnkonzepte umgesetzt
werden, die den Bewohnern Entfal-
tungsspielräume bieten für geän-
derte Alters- und Familienstruk-
turen und die energetisch hohe

(Fortsetzung auf Seite 4)

Reform der Landesentwicklung:

Zwei Seiten einer Medaille
Der Ministerrat hat den überarbeiteten Entwurf des
neuen Landesentwicklungsprogramms Bayern (LEP)
beschlossen. Bei dem im Juni gestarteten Anhörungs-
verfahren haben rund 2.500 Kommunen, Verbände
sowie Bürgerinnen und Bürger Stellung genommen.
Schwerpunkte der Äußerungen waren das Zentrale-
Orte-System, der sogenannte strukturschwache
Raum, die Zulässigkeit von Einzelhandelsgroßpro-
jekten, die Energieversorgung sowie die Vermeidung
von Zersiedelung (Anbindungsziel). 

Im Rahmen der Reformvorga-
ben „Deregulierung, Entbürokra-
tisierung und - soweit möglich -
Kommunalisierung“ hat der Mi-
nisterrat Änderungsvorschläge
aus dem Anhörungsverfahren
aufgegriffen, ohne die Grund-
struktur des LEP-Entwurfs in
Frage zu stellen. Unter anderem
wurde das Kapitel zur Energie-
versorgung deutlich überarbeitet.
Zum Beispiel wurden Festlegun-
gen zur Energieeinsparung und
Energieeffizienzsteigerung sowie

zu allen regenerativen Energien
aufgenommen – neben den bisher
bereits enthaltenen Energien
Windkraft und Fotovoltaik auch
Wasserkraft, Biomasse und Tie-
fengeothermie). Darüber hinaus
wurden die sog. Räume mit be-
sonderem Handlungsbedarf in
maßvollem Umfang erweitert
(zusätzliche Aufnahme der Land-
kreise Miltenberg und Rottal-Inn
sowie der Kreisregionen, d. h.
Landkreis und kreisfreie Stadt
Passau und Schweinfurt), und ei-

ne Festlegung zum Erhalt und zur
Verbesserung für eine wettbe-
werbsfähige Tourismuswirtschaft
in Bayern aufgenommen.

Ausnahmetatbestände

Das Kapitel ‚Soziale und kultu-
relle Infrastruktur‘ wurde mode-
rat ergänzt (unter anderem durch
Aufnahme der außerschulischen
Bildungsangebote sowie der Ko-
operationen von Hochschulen mit
der Wirtschaft und anderen For-
schungseinrichtungen sowie des
Erhalts der historischen Innen-
städte und Ortskerne); außerdem
wurden die Ausnahmen beim An-
bindungsziel und damit die Spiel-
räume der Gemeinden sachge-
recht erweitert. Zum Beispiel
wurde der Ausnahmetatbestand
für Logistikunternehmen/Verteil-
zentren maßvoll ausgedehnt. Sie
können sich nun nicht nur an An-

(Fortsetzung auf Seite 4)

Präsidiumssitzung des Deutschen Städtetags:

Maßnahmenbündel
zur Kinderbetreuung
Bei Sitzungen von Präsidium und Hauptausschuss in
Saarbrücken hat der Deutsche Städtetag ein Maß-
nahmenbündel zur Kinderbetreuung vorgeschlagen.
Wie der Verbandspräsident, Münchens Oberbürger-
meister Christian Ude, hervorhob, wollen die Städte
in den kommenden Monaten den Ausbau der Kin-
derbetreuung mit ganzer Kraft weiter vorantreiben,
um möglichst viele zusätzliche Plätze in Kindertages-
stätten und der Tagespflege zu schaffen. 

Vor dem Hintergrund, dass der
Rechtsanspruch auf Betreuung
für Kinder unter drei Jahren nach
Lage der Dinge ab dem 1. Au-
gust 2013 nicht überall voll er-
füllt werden kann, sprechen sich
die Städte vor allem für eine be-
fristete Lockerung des Vergabe-
rechts für den Bau von Kitas und
eine Offensive aus, um kurzfri-
stig mehr Fachkräfte zu gewin-
nen. Bund und Länder als Ur-
heber des Rechtsanspruchs wer-
den aufgefordert, weitere Lösun-
gen für eine Übergangszeit bis
zur vollen Deckung des Betreu-
ungsbedarfs zu suchen. Vor
kurzem hatte das Statistische
Bundesamt die Zahl der bundes-
weit noch fehlenden Betreuungs-
plätze auf 220.000 beziffert.

Riesige Fortschritte

Laut Präsident Ude haben die
Kommunen in den vergangenen
Jahren riesige Fortschritte beim
Ausbau der Betreuung für Kinder
unter drei Jahren erreicht. Seit
2006 hat sich die Zahl der betreu-
ten Kinder in Kindertagesstätten
und der Tagespflege fast verdop-
pelt und ist um mehr als 270.000
gestiegen. Tatsache sei aber auch,
dass mit der von Bund und Län-
dern zugrunde gelegten durch-
schnittlichen Versorgungsquo-
te von 35 Prozent der unter Drei-
jährigen der Rechtsanspruch gar
nicht überall erfüllt werden kann
– auch nicht mit den inzwischen
angenommenen 39 Prozent. Vor
allem in einer Reihe von großen
Städten suchen viel mehr Eltern
Betreuung für ihre Kinder, der
Bedarf liegt hier häufig zwischen
40 und 50 Prozent, zum Teil so-
gar über 60 Prozent. Darauf weise
der Deutsche Städtetag seit lan-
gem beharrlich hin.

Inzwischen stehe fest: Der
Rechtsanspruch könne trotz im-
menser Fortschritte und weiter
bevorstehender Anstrengungen in
einem Teil der Großstädte objek-
tiv nicht in vollem Umfang si-

chergestellt werden – weil dort
der Bedarf so hoch ist, weil Fi-
nanzmittel in den vergangenen
Jahren vor allem von den Län-
dern nicht rasch genug flossen,
weil zu wenig Fachkräfte ausge-
bildet wurden und weil vor Ort
inzwischen Grundstücke für Ki-
ta-Neubauten fehlen. „Die Städte
werden den Ausbau weiterhin in-
tensiv fortsetzen. Sie haben kon-
krete Vorschläge und Forderun-
gen, um den Ausbau in nächster
Zeit zu erleichtern. Sie erwarten
aber auch, dass Bund und Länder
gemeinsam mit den Kommunen
Lösungen für eine Übergangszeit
suchen, bis der volle Bedarf ge-
deckt werden kann“, so Ude.

Ausgabenerhöhung

Die öffentlichen Ausgaben für
die Kinderbetreuung haben sich
in den vergangenen Jahren um
mehrere Milliarden Euro erhöht. 

(Fortsetzung auf Seite 4)
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ZUM 65. GEBURTSTAG
Landrat Simon Wittmann

92657 Neustadt a.d. Waldnaab
am 14.12.

Landrat Josef Eppeneder
84936 Landshut

am 16.12.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Josef Christl

93477 Gleissenberg
am 12.12.

Bürgermeister Edgar Ilg
89350 Dürrlauingen

am 13.12.

Bürgermeister
Reiner Rosenberger

63826 Krombach
am 13.12.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Josef Keller

87663 Lengenwang
am 12.12.

Bürgermeister
Willhelm Kieslinger

91598 Colmburg
am 18.12.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Joachim Neuß

91275 Auerbach i.d. OPf.
am 13.12.

Bürgermeister Werner Burger
95356 Grafengehaig

am 14.12.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind un-
sere Daten nicht vollständig. Wir
bitten deshalb um rechtzeitige Be-
kanntgabe der bevorstehenden
runden Geburtstage.

Landtag ändert
Kindergartengesetz 

Koalition beschließt „kraftvolle Investitionen“
Opposition: BayKiBiG „nicht zukunftsfähig“

Den finanziellen Sorgen aller Kindergarten-Träger von den
Kommunen bis zu Wohlfahrtsverbänden und Kirchen soll eine
Neufassung des Bayerischen Kinderbildungs- und Betreuungs-
gesetzes (BayKiBiG) Rechnung tragen, die vom Landtag mit
Koalitionsmehrheit nach kontroverser Beratung in Kraft gesetzt
wurde. Kernpunkte sind die schrittweise Kostenfreiheit des drit-
ten Kindergartenjahres, die Verbesserung des Anstellungs-
schlüssels für Fachpersonal und der Abbau von Bürokratie.

Das Allermeiste der Forderun-
gen von KiTa-Trägern und von
80 Landtags-Eingaben werde er-
füllt, betonte Sozial- und Famili-
enministerin Christine Hadert-
hauer (CSU), als sie in hitziger
Diskussion zur abschließenden
Lesung des im Fachausschuss
noch leicht verbesserten Regie-
rungsentwurfs Stellung bezog.
Der Freistaat verwende jedes
Jahr „zusätzlich kraftvolle Inve-
stitionen“ in die Qualität der
Kinderbetreuung und die Entla-
stung der Eltern“. Dass noch
mehr Geld gefordert werde, sei
verständlich. Bayern tue, was
möglich sei. Mit 44,3 Prozent
Staatsgeldern liege man im Spit-
zenfeld aller Bundesländer. In-
nerhalb fünf Jahren seien die Fi-
nanzhilfen um fünf Prozent-
punkte erhöht worden.

125 Millionen Euro für
kostenloses drittes Jahr

Das Budget für die über 8.000
Kindergärten werde heuer und
nächstes Jahr um 165 Millionen
Euro steigen, davon allein 125
Millionen Euro für das kostenlo-
se dritte Jahr. Für Qualitätsver-
besserung verblieben 60 Millio-
nen Euro. Der Anstellungsschlüs-
sel werde von 1:11,5 auf 1:11,0
gesenkt. Die von den Kindergar-
tenträgern geforderten 1:10 wür-
den inzwischen schon vielfach er-
reicht. Dafür soll ein zusätzlicher
Qualitätsbonus gewährt werden.
Insgesamt habe der Freistaat sei-
ne Zuschüsse an die Kommunen
seit 2005 auf nunmehr rund 1,1
Milliarden Euro verdoppelt, was
auch durch die Erhöhung der Ta-
rifgehälter bedingt sei.

Die Opposition blieb dabei, die

Verbesserungen seien unzuläng-
lich. SPD, Freie Wähler und Grü-
ne verwiesen auf die im Eiltempo
durchgeführte Sachverständigen-
anhörung, darunter die kommuna-
len Spitzenverbände. Auch die
Petitionen seien im Sozialaus-
schuss unzureichend erörtert wor-
den. Die Ministerin hatte berich-
tet, sie habe mit den Trägerorgani-
sationen und den Kommunen aus-
führliche, sachliche Gespräche
geführt. Hans-Ulrich Pfaffmann
(SPD) akzeptierte das nicht. Das
Echo der Kindergartenträger sei
„unisono negativ“. Claudia Jung
(FW) warf der Ministerin und den
Koalitionsfraktionen „grenzenlo-
se Arroganz und Ignoranz“ vor.
Der Wille habe gefehlt, den Re-
gierungsentwurf „ernsthaft zu
verändern“. Renate Ackermann
(Grüne) bewertete die Geschichte

des vor sieben Jahren in Kraft ge-
setzten BayKiBiG - nachdem ein
Grünen-Entwurf abgelehnt wor-
den sei - als Trauerspiel. Dieses
Gesetz sei „nicht zukunftsfähig“,
sondern „ein Rohrkrepierer“.

Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf

Alexander König (CSU) kon-
terte, die Opposition veranstalte
ein „drittklassiges Schauspiel. Es
habe sorgfältige Ausschussbera-
tungen gegeben und es bleibe
möglich, noch weitere Gesetzes-
änderungen einzubringen. An-
nette Bulfon (FDP) befand, die
Vereinbarkeit von Familie und
Beruf werde gesteigert. Eine
Vertagung der Zweiten Lesung
und letzte Änderungsanträge der
Opposition wurden abgelehnt. In
Namentlicher Abstimmung wur-
de das geänderte BayKiBiG mit
89 gegen 61 Stimmen angenom-
men. Es tritt zum Teil bereits so-
fort und insgesamt ab Januar
2013 in Kraft.

Eine Stimmenthaltung gab es.
Sie kam von der FDP-Abgeord-
neten Brigitte Meyer. In einer
Erklärung im Plenum würdigte
sie zwar einige Verbesserungen,
insgesamt seien die Gesetzesän-
derungen jedoch eine „falsche
Weichenstellung“. Meyer hatte
deswegen schon ihr Amt als Vor-
sitzende des Sozialausschusses
bei der Gesetzesberatung nicht
ausgeübt. rm

Schnelles Internet 
kommt voran

Brüssel genehmigt das bayerische Förderprogramm bis 2017
Rechtzeitig vor Verabschiedung des Doppelhaushalts 2013/14
im Landtag hat die EU-Kommission in Brüssel das von Wirt-
schaft und Kommunen dringend erwartete bayerische Milliar-
den-Förderprogramm für den Breitbandausbau bis 2017 ge-
nehmigt. In den kommenden zwei Jahren stehen 500 Millionen
Euro zu Buche. Das schnelle Internet mit Bandbreiten von 50
Megabits und mehr kann nun mit Zuschüssen von bis zu
500.000 Euro pro Gemeinde unterstützt werden. Dies gilt laut
EU für Gebiete, in denen kein privater Ausbau von „Zugangs-
netzen der nächsten Generation“ geplant ist, also private Inve-
stitionen nicht „verdrängt“ werden. Wirtschaftsminister Mar-
tin Zeil (FDP) fasste zusammen, damit werde die Spitzenposi-
tion des Freistaats als IT- und Wirtschaftsstandort auf dem
Weg ins digitale Zeitalter mit Innovation, Wirtschaftswachs-
tum und Beschäftigung insbesondere in den struktur-
schwächeren Gebieten gefestigt.

Im Landtag wurde die Brüsse-
ler Genehmigung von allen Frak-
tionen auch als Erfolg eigener
Anträge und gemeinsamer Be-
schlüsse gewertet. CSU und FDP
sprachen von einem „weiteren
Meilenstein auf dem Weg zur
Vollbeschäftigung“, wie es Die-
trich von Gumppenberg (FDP)
formulierte. Von der Opposition
kam bei aller Zustimmung auch
Kritik. Die Staatsregierung habe
für ihren Antrag in Brüssel zu lan-
ge gebraucht, meinte Annette
Karl (SPD). Seit elf Monaten
müssten die Kommunen ohne
staatliche Förderung auskom-

men. Der Breitbandausbau liege
derzeit brach. Zeil widersprach:
Die Regierungsfraktionen „haben
die notwendige kraftvolle Förde-
rung des Breitbandausbaus si-
chergestellt“.

Das ab Dezember wieder an-
laufende Förderprogramm soll

laut Mitteilung des Wirtschaftsmi-
nisteriums über die Bezirksregie-
rungen abgewickelt werden. An-
tragsteller und Empfänger der un-
terschiedlichen Zuschüsse seien
Gemeinden, Zusammenschlüsse
von Gemeinden und Gemeinde-
verbände. Der Fördersatz für Räu-
me mit besonderem Handlungs-
bedarf beträgt demnach 80 Pro-
zent der zuwendungsfähigen Ko-
sten. In den übrigen Regionen
sind es 40 bis 60 Prozent, je nach
Finanzkraft der Gemeinde, bis hin
zum Höchstsatz von 500.000 Eu-
ro. Das Programm läuft über den
Etat der nächsten beiden Jahre
hinaus bis 31. Dezember 2017. Es
wird flankiert von einem Angebot
der LfA Förderbank Bayern, die
den Kommunen zur Finanzierung
ihres Eigenanteils besonders gün-
stige Darlehenskonditionen ein-
räumt. rm

Milliarden 
für S-Bahntunnel

München soll bis 2020 die 2. Stammstrecke bekommen
Keine Nachteile für andere Projekte

Für den seit Jahren geplanten und umstrittenen Zweiten Mün-
chner S-Bahn-Tunnel haben Staats- und Bundesregierung, Re-
gierungsfraktionen und deutsche Bahn AG die 700-Millionen-
Lücke zumindest theoretisch geschlossen. In einem Spitzenge-
spräch in der Staatskanzlei, an dem neben Oberbürgermeister
Christian Ude (SPD) auch die Sprecher der Regierungsfraktio-
nen und der Regionen um die Landeshauptstadt teilnahmen,
wurde Einigung erzielt. Das Zwei-Milliarden-Projekt soll nicht
zu Lasten anderer Verkehrsprojekte in Bayern bis 2020 ver-
wirklicht werden.

Wirtschaftsminister Martin
Zeil (FDP), der neben Minister-
präsident Horst Seehofer Wort-
führer für das Projekt war und ist,
teilte mit, die Finanzierungslücke
werde von Freistaat, Bund und
Land gemeinsam geschlossen.
Zum einen wird ein Darlehen in
Höhe von 492 Millionen Euro
aufgenommen, das vom Münch-
ner Flughafen zurückgefordert
wird. Das Bundesverkehrsmini-
sterium stellt 108 Millionen Euro
zusätzlich in Aussicht, der Frei-
staat 100 Millionen Euro aus ei-
genen Rücklagen. Die Bahn ist
mit 133 Millionen Euro beteiligt.
Die Stadt München steuert 34
Millionen Euro bei.

Dieses Verkehrsprojekt sei „das
Rückgrat für den Schienenver-
kehr in der gesamten Region für
die nächsten 50 bis 100 Jahre“,
frohlockte Zeil. Die anderen In-
vestitionsprojekte nach dem Ge-
meindeverkehrsfinanzierungsge-
setz (GVFG), vor allem in Augs-
burg, Würzburg und Nürnberg
würden vom Zweiten Münchner
S-Bahn-Tunnel „nicht berührt,
sondern planmäßig fortgeführt“.
Der Fürstenfeldbrucker Landrat
Thomas Karmasin (CSU) sprach
von einem „Riesenschritt für die
Pendler in der Region“.

Kosten-Nutzen-Verhältnis

Skepsis kam aus der Land-

tagsopposition. Dringende Inve-
stitionen in ganz Bayern würden
auf den Sankt-Nimmerleinstag
verschoben, befand Martin Run-
ge (Grüne). Die Kosten stünden
in keinem Verhältnis zum Nut-
zen für das gesamte Münchner
S- und U-Bahnnetz FW-Frakti-
onschef Hubert Aiwanger nann-
te das Projekt „ein unfinanzier-
bares Hirngespinst“. Sein Frak-
tionskollege Michael Piazolo
empfahl im Landtag einen „Plan
B“ für die übrigen Projekte im
Umland Münchens und zweifel-
te am Bestand des Finanzie-
rungsplans. 

Essentielle Verbindung
auch für Niederbayern

Befürworter waren bei der Be-
ratung von Dringlichkeitsanträgen
im Landtag sowohl die Koaliti-
onspartner als auch die SPD.
Eberhard Rotter (CSU) unter-
strich, dass andere Projekte nicht
vernachlässigt werden dürften.
Dietrich von Gumppenberg (FDP)
ergänzte, die zweite Stammstrecke
sei eine ganz essentielle Verbin-
dung auch für Niederbayern sowie
für den gesamten Osten, Norden
und Süden des Freistaats. Bern-
hard Roos (SPD) stimmte eben-
falls zu. Er gehe davon aus, dass
diese Einigung hält. Der Koaliti-
onsantrag wurde in namentlicher
Abstimmung angenommen. rm

Bayerischer Gemeindetag:

Für praktikable Regelungen
Konsequent wollen die Gemeinden und Städte in Bayern Alko-
holexzesse auf öffentlichen Plätzen, Straßen und Wegen sowie
öffentlichen Grünanlagen unterbinden. Wie Gemeindetagsprä-
sident Dr. Uwe Brandl mitteilte, habe der Bayerische Gemeinde-
tag die Staatsregierung bereits vor Jahren aufgefordert, den
Kommunen entsprechende gesetzliche Ermächtigungen zu ge-
ben. Daher begrüße er es nachdrücklich, dass der Ministerrat
diesem Wunsch entsprochen hat und eine gesetzliche Regelung
auf den Weg bringen will, so Brandl.

Leben und leben lassen solle
auch weiterhin in Bayern gelten.
Fröhliches Beisammensein in
geselliger Runde zeichne die
bayerische Lebensart aus. Dazu
brauche es aber nicht Alkohol in
großen Mengen. „Und schon gar
nicht in öffentlichen Grünanla-
gen oder Spielplätzen, wo sich
leider seit einigen Jahren ver-
mehrt Jugendliche und junge
Erwachsene aufhalten, um dem
Genuss hochprozentiger Geträn-
ke zu frönen“, betonte der Präsi-
dent. Da sich die bisherigen ge-
setzlichen Regelungen auf dem
Gebiet des Straßen- und Wege-
rechts sowie des gemeindlichen
Satzungsrechts als zu schwach

und nicht praxisgerecht genug
erwiesen, hätten die Kommunen
seit langem klare und praktika-
ble Regelungen im Sicherheits-
recht gefordert.

EU-Kommission

Positiv bewertet Brandl zu-
dem die Genehmigung des
bayerischen Breitband-Förder-
programms durch die EU-Kom-
mission. „Jetzt können Bayerns
Städte, Märkte und Gemeinden
die dringend notwendigen Breit-
bandnetze der nächsten Genera-
tion, also die wirklich schnellen
Datenautobahnen, aufbauen.“
„100 Millionen Euro im Nach-

tragshaushalt 2012 sind eine kla-
re Ansage, aktiv zu werden. Mit
einem Förderhöchstbetrag von
500.000 Euro pro Kommune läs-
st sich schon etwas anfangen.“

Brandl wies jedoch darauf hin,
dass im Gegenzug auf die Kom-
munen ein hoher Verwaltungs-
aufwand zukommen dürfte. Aus
Sicht des Gemeindetags hat die
Kommission die Verfahrens-
schritte unnötig aufgebläht. „Ein
zwanzig Schritte umfassendes
Verfahren ist für eine kleine Ge-
meinde ohne fachlich-technische
und juristische Hilfe praktisch
nicht zu bewältigen. Wir erwar-
ten uns daher vom bayerischen
Wirtschaftsministerium konkrete
Beratungshilfe vor Ort bei der
Umsetzung der Förderrichtlinie“
erklärte der Verbandschef und
ergänzte: „Es wäre ja ein Trep-
penwitz, wenn der schnelle In-
ternetausbau in Bayern an büro-
kratischen Klippen zerschellen
würde. Dazu darf es nicht kom-
men.“ DK

Expertise der Industrie-, Handels- und Handwerkskammern: 

„Zentrale-Orte-System Bayern“
Buckenhofer: Die Kriterien für die zentralen Orte müssen genau überprüft werden

„Bayern braucht ein starkes Netz aus zentralen Orten. Die zentra-
len Orte wirken wie Knotenpunkte für ein Netzwerk, das den ge-
samten Freistaat zusammenhält und eine flächendeckende Da-
seinsvorsorge für die Menschen in Bayern sichert. Deshalb ist das
Zentrale-Orte-System zu Recht ein wesentlicher Bestandteil der
bayerischen Landesplanung,“ erklärte Bernd Buckenhofer, Ge-
schäftsführer des Bayerischen Städtetags. Nur mit leistungsfähigen
zentralen Orten können gleichwertige Lebens- und Arbeitsbedin-
gungen in ganz Bayern auf Dauer nachhaltig garantiert werden. 

Buckenhofer bewertete in einer
ersten Einschätzung den Vorstoß
der Bayerischen Industrie- und
Handelskammern und Bayeri-
schen Handwerkskammern, die
eine Expertise zum Zentrale-Or-
te-System Bayern vorgelegt ha-
ben: Die Gutachter der Kam-
mern bemängeln, dass derzeit
nur knapp 40 Prozent der zentra-
len Orte den Einstufungskriteri-
en gerecht werden. 

Inflation der Bezeichnung
„Zentralität“

Dazu Buckenhofer: „Man kann
bei der Betrachtung der hohen
Anzahl der zentralen Orte zum
Schluss kommen, dass das Netz
zentraler Orte in Bayern überbe-

setzt ist. Die einst wohl gemein-
ten Kriterien zur Einstufung zen-
traler Orte im Landesentwick-
lungsprogramm haben zu einer
Inflation der Bezeichnung „Zen-
tralität“ geführt und sind nicht zu-
kunftstauglich. Im neuen Landes-
entwicklungsprogramm soll we-
gen der weit gedehnten Interpre-
tation der Kriterien fast jede zwei-
te Gemeinde in Bayern als zentra-
ler Ort bezeichnet werden. Da ist
die Frage berechtigt, ob es in
Bayern tatsächlich so viele Orte
gibt, die zentralörtliche Funktio-
nen erfüllen.“

Demographischer Wandel

Die derzeitige Diskussion um
das Landesentwicklungspro-

gramm Bayern könnte die Chan-
ce eröffnen, das Problem anzu-
packen. Buckenhofer: „Die Vor-
zeichen der Landesentwicklung
haben sich durch den demogra-
phischen Wandel völlig verän-
dert. Die Bayerische Staatsregie-
rung darf bei der Fortschreibung
des Landesentwicklungspro-
gramms nicht die Chance ver-
streichen lassen, das Netz Zentra-
ler Orte wieder auf starke Füße zu
stellen. Der derzeitige Entwurf
des Landesentwicklungspro-
gramms verschlankt das bisheri-
ge System nur auf dem Papier.
Überholtes bekommt einen neuen
Anstrich. Es fehlt eine ernsthafte,
inhaltliche Auseinandersetzung.
Ungeklärt ist, welche Netzdichte
es in den unterschiedlichen Teil-
räumen Bayerns tatsächlich
braucht. Die vorhandenen Aufga-
ben und Potentiale Zentraler Orte
in den einzelnen Teilräumen müs-
sen genau erhoben werden. Erst
dann können Kriterien zur Ein-
stufung Zentraler Orte entwickelt
und zentralörtliche Funktionen
zugeordnet werden.“ 

Neubau derAkademie für Gesundheit,
Pflege und Soziales eingeweiht

Mit Fördermitteln des Freistaates Bayern in Höhe von 500.000 Eu-
ro wurde der Neubau der Akademie für Pflege, Gesundheit und So-
ziales im Marktredwitz realisiert. In einer Feierstunde anlässlich der
offiziellen Eröffnung und Einweihung lobte Bayerns Wirtschafts-
staatssekretärin Katja Hessel das Projekt: „Mit der neuen Pflegeaka-
demie in Marktredwitz wollen wir bewusst den ländlichen Raum
stärken und ein strukturpolitisches Signal setzen. Investitionen in be-
rufliche Weiterbildung sind in ländlichen Gegenden wichtig.“

In den neuen Räumlichkeiten der Pflegeakademie werden opti-
male Rahmenbedingungen für die berufliche Fort- und Weiterbil-
dung geboten. Mit im neuen Gebäude untergebracht ist die Berufs-
fachschule für Altenpflege und Altenpflegehilfe.

Gelehrt wird nach neuen und zeitgemäßen Entwicklungen, Me-
thoden und Forschungsergebnissen, um einen progressiven Qua-
litätsausbau zu ermöglichen. Jährlich sollen so rund 300 Fachkräf-
te aus- und weitergebildet werden. 
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Liebe Leserinnen 
und Leser,

der Super-GAU von Fuku-
shima traf uns alle völlig un-
vermittelt. Mit dem daraus re-
sultierenden Ausstieg aus der
Atomenergie wurde das Mam-
mut-Projekt „Energiewende“
geschaffen, das die Umstellung
eines Großteils unserer Ener-
gieversorgung auf erneuerbare
Energien vorsieht. In Bund und
Land wurden mit Feuereifer
ambitionierte Ziele gesteckt,
geeignete Wege und Maßnah-
men zur Umsetzung des Projekts gesucht und
Aufgaben verteilt. Auch in Bayern kümmern sich
gleich mehrere Ministerien und Behörden um
das Gelingen der Energiewende. Beispielsweise
fällt es vorwiegend in den Aufgabenbereich des

Umweltministeriums, ein Gesamtkonzept für die
Energiewende zu erstellen und Förderprogram-
me aufzulegen. Das Wirtschaftsministerium
gründete eigens eine Energieagentur zur Bera-
tung von Kommunen, Unternehmern und Bür-
gern und das Innenministerium informiert über
die Oberste Baubehörde zu den Themen energe-
tische Gebäudesanierung und energiesparendes
Bauen.

Ähnlich vielfältig wie die Anlaufstellen zum
Thema Energiewende sind auch die einzelnen
Maßnahmen und Fördermöglichkeiten. Tatsäch-
lich gibt es in Bayern inzwischen 126 verschiede-
ne Förderprogramme, von denen viele gerade für
die Kommunen interessant sind, es aber schwie-
rig ist, den Überblick über den Förderdschungel
zu behalten. Aus diesem Dickicht gibt es aktuell
zwei Maßnahmen, von denen Kommunen ganz
besonders profitieren. Das ist zum einen das 

Förderprogramm „Nachhalti-
ge Stromerzeugung durch Kom-
munen und Bürgeranlagen“.
Gefördert werden hier kommu-
nale Anlagen im Bereich Photo-
voltaik, Wind, Wasser, Biomas-
se und Geothermie mit bis zu 
50 % der zuwendungsfähi-
gen Aufwendungen. Antragsbe-
rechtigt sind kommunale Kör-
perschaften und deren Zusam-
menschlüsse, zuständige Stelle
ist die Bezirksregierung. Und
zum anderen das Förderpro-
gramm „Alte Lasten und neue
Energien“. Hier werden Er-

richtungen von Anlagen auf Altlasten und stillge-
legten Deponien einzeln mit bis zu 200.000 Euro
gefördert. Antragsberechtigt sind hier nicht nur
Kommunen, sondern auch Unternehmen der ge-
werblichen Wirtschaft sowie Vereine, Genossen-
schaften und sonstige Betreibergesellschaften.

Der Ausbau der erneuerbaren Energien
schreitet aufgrund der Förderungen sehr gut
voran. Doch gerade bei der Umsetzung der 
Energiewende in den Kommunen wird sichtbar,
wie sinnvoll und wünschenswert eine Bünde-
lung der energiepolitischen Kompetenzen wäre.
Die Steuerung und Koordinierung in eine Hand
zu legen, hieße die Wege zu verkürzen und
gleichzeitig Entscheidungen und Maßnahmen
zu beschleunigen und damit kosteneffizienter
umzusetzen. Kurzum:Wir brauchen ein Energie-
ministerium!

Bayern hat die Zeichen der Zeit immer schon
sehr früh erkannt und beispielsweise im Dezem-
ber 1970 als erstes Bundesland ein Umweltmi-
nisterium geschaffen. Warum sollten wir nicht
wieder mit gutem Beispiel vorangehen und, wie
auf dem Parteitag der CSU mit großer Mehrheit
beschlossen, ein Energieministerium auf Lan-
des- und Bundesebene einsetzen. Wir sind auf
einem guten Weg zu einer zukunftsfähigen
Energieversorgung. 

Damit Ihnen nicht das Licht ausgeht!

Ihr Stefan Rößle 

KolumneGZ Stefan Rößle

Energiepolitische 
Kompetenzen bündeln

Bayerischer Heilbädertag in Bad Hindelang:

Megatrend Gesundheit
Bayerns Heilbäder hoffen auf eine neue Erfolgswelle. Sie setzen
auf den Megatrend Gesundheit. Prävention, betriebliches Ge-
sundheitsmanagement und die Bedeutung der Gesundheitswirt-
schaft waren folglich die Hauptthemen auf dem 66. Bayerischen
Heilbädertag in Bad Hindelang. 

Dabei verwies der wieder ge-
wählte Vorsitzende des Bayeri-
schen Heilbäder-Verbandes,
Wörishofens Bürgermeister Klaus
Holetschek, darauf, dass die
Staatsregierung noch keine zielge-
richtete Politik verfolge, die der
Bedeutung der Gesundheitswirt-
schaft gerecht werde. „Wir sehen
zwar die Bemühungen im Ge-
sundheits- und Wirtschaftsmini-
sterium, und wir sind auch froh
darum, doch ein klares Konzept
sehen wir nicht.“ Holetschek for-
derte die Staatsregierung, Arbeit-
geber, Gewerkschaften, Kranken-
kassen und Verbände auf, ein
großes „Bündnis für gesunde Mit-
arbeiter“ zu schließen. „Wir brau-
chen einen gemeinsamen Plan,
damit wir den Kurswechsel vom
Kurieren von Krankheiten hin zur
echten Prävention schaffen.“ 

Standortstudie

Der Vorsitzende schlug vor, ei-
ne Standortstudie für Ansiedlun-
gen von Hotels in Kurorten und
Heilbädern zu erstellen. „Die
Heilbäder und Kurorte sind prä-
destinierte Standorte für qualita-
tiv hochwertige Unterkünfte.
Dieses Profil müssen wir heraus-
arbeiten.“ Nach dem bundesweit
einmaligen Förderprogramm zur
Steigerung der medizinischen
Qualität durch das Gesundheits-
ministerium wäre laut Holet-
schek im zweiten Schritt ein Pro-
gramm zur Verbesserung der In-
frastruktur nötig. Viele Heilbä-
der und Kurorte hätten Bedarf.
Beispiele: ein Moorbadehaus in
Bad Aibling, Wanderwege in Bi-
schofsgrün, die Kurparkerweite-
rung in Bad Feilnbach oder die
Sanierung der Kneippanlagen in
Bad Grönenbach. „Dabei ist
auch überlegenswert, ob man die
Förderprogramme nicht um-
stellt. So könnte man bei den
Schlüsselzuweisungen den er-
höhten Aufwand der Heilbäder
und Kurorte berücksichtigen.“

Weitere Idee: die Einrichtung
von Gesundheitsagenturen. Sie
sollten in den von den Heilbädern
und Kurorten geprägten bayeri-
schen Gesundheitsregionen Netz-
werke knüpfen und die Wert-
schöpfung steigern. Darüber hin-
aus müsse die Marke „Gesundes
Bayern“ weiterentwickelt wer-
den. Diese neue und starke Marke
stehe exklusiv für die Kurorte und
Heilbäder zur Verfügung und sei
die Brücke in die Gesundheits-
wirtschaft. Um die Leistungs-
fähigkeit von Hotel- und Gastro-
nomiebetrieben zu erhalten und
Investitionen zu ermöglichen,
schlug der Vorsitzende zudem
vor, den Umsatzsteuersatz in der
Gastronomie ähnlich wie bei Ho-
tels zu senken.

Enorme Bedeutung

Holetschek hob die enorme
Bedeutung der Gesundheitswirt-
schaft hervor. „In diesem Be-
reich arbeiten über 800.000
Menschen. In der Automobilin-
dustrie, die in Bayern als wichti-
ges Standbein der Wirtschaft be-
zeichnet wird, sind es knapp
170.000. Die Heilbäder und Kur-
orte sichern 100.000 Arbeitsplät-
ze und generieren eine Wert-
schöpfung von 3,7 Milliarden
Euro im Jahr. Und dann sind sie
nicht einmal in der Fortschrei-
bung des Landesentwicklungs-
planes vorhanden.“ Dabei konn-
te der Verband für 2011 ein posi-
tives Fazit ziehen. Nach massi-
ven Rückgängen in den letzten
15 Jahren gab es erstmals wieder
ein leichtes Plus bei den Über-
nachtungen. Sie stiegen um 1,9
Prozent auf 21,3 Millionen an.

Sorgen bereiten dem Verband
der drastische Rückgang ambu-
lanter Badekuren von bundes-
weit 900.000 Mitte der 1990er
Jahre auf rund 68.000 im Jahr
2011. „Wir müssen neue Model-
le in der Prävention entwickeln.
Hier sind wir auf die Mitarbeit
von Krankenkassen, der Tarif-
vertragsparteien und der Staats-
regierung angewiesen. Der Weg
zur Kur darf kein Hürdenlauf für
die Patienten mehr sein. Wir
brauchen die Kur als Pflichtlei-
stung, wir brauchen klare Zu-
ständigkeiten.“

Drohender Mangel an
Kur- und Badeärzten

Eine weitere große Herausfor-
derung ist der drohende Mangel
an Kur- und Badeärzten. So wer-
den in den nächsten fünf Jahren
schätzungsweise 486 von 970
Kurärzten in Deutschland ihre
Tätigkeit beenden. „Wenn dieser
Trend anhält, fallen bis zum Jahr
2016 vermutlich 93 von 368 Kur-
orten in Deutschland aufgrund
der Altersstruktur der Ärzte weg“,
betonte Holetschek. „Dann haben
wir nur noch 275 Kurorte. Und in
188 dieser Kurorte sind nur mehr
ein bis zwei Kurärzte tätig. Been-
den diese Kurärzte die Zulassung,
fallen auch diese Orte weg.“ 

Der Bayerische Heilbäder-Ver-
band fordert deshalb eine Reform
bei der Weiterbildung zum Kur-
und Badearzt. Denkbar wäre,
dass die Aus- und Weiterbildung
an die Naturheilverfahren ange-
koppelt wird und Module aus
dem betrieblichen Gesundheits-
management übernommen wer-
den. „Wir sind froh darüber, dass
die Weiterbildung wieder berufs-
begleitend ist. Hier gilt unser
Dank der Landesärztekammer.“

Staatsminister Thomas Kreu-
zer, der über „Die Bedeutung der
Heilbäder und Kurorte in Bay-
ern“ sprach, konnte erfreuliche
Zahlen vermelden: So haben die
Gästezahlen und Übernachtun-
gen in den bayerischen Luftkur-
orten und Heilbädern in den er-
sten drei Quartalen 2012 über-
durchschnittlich zugelegt. Das
sind über 5,9 Mio. Gäste in den
ersten neun Monaten des Jahres.
„Das zeigt: Unsere Kurorte und
Heilbäder haben enormes Poten-
zial. Dieses Potenzial müssen
wir noch mehr nutzen.“

Trend zu Kurzreisen

2011 haben Kreuzer zufolge
Wellness-Reisen deutschland-
weit um sieben Prozent zuge-
nommen. Jeder zweite Deutsche
hat grundsätzlich Interesse an
Wellness. Der Trend geht zu
Kurzreisen im eigenen Land.
„Wir wissen aber auch: Die
Konkurrenz schläft nicht. Der
Ostseeraum holt immer mehr
auf. Dasselbe gilt für unsere
Nachbarn in Österreich.“

„Wir nehmen die Herausfor-
derungen an“, sagte Kreuzer. Für
die bayerischen Kurorte und
Heilbäder bedeute das: 
 Auf den Strukturwandel und
die gewachsenen Ansprüche der
Gäste eingehen - Top-Qualität ist
heute ein Muss. 
 „Wellness“ beim Wort neh-
men. Nur wenn der Gast sich
wirklich wohl fühlt, kommt er
wieder. 
 Neue Gästekreise erschließen:
Der Anteil von Familien an
Wellnessreisen ist 2011 um 23
Prozent gestiegen. 
 Medizinische Zukunftsthe-
men wie Burnout, oder Allergien
aufgreifen. Bad Hindelang hat
hier als Deutschlands einziges
Hochgebirgszentrum für Allergi-

ker mit der Luftgüteklasse 1 be-
ste Voraussetzungen

- Das eigene Gesundheitsprofil
schärfen - ein erfolgreiches Selbst-
marketing ist kein Luxus, sondern
essenziell. Die neue Dachmarke
„Gesundes Bayern“ mit dem In-
ternetportal „Gesundes Bayen.de“
ist hier ein wichtiger Schritt. 

Die Bayerische Staatsregierung
fördere vor allem die Vernetzung
von Heilbädern und Gesundheits-
wirtschaft, fuhr Kreuzer fort:
„Wir werden in Zukunft Medizin-
technik, Biotechnologie, Pharma-
industrie, Gesundheitstourismus
und Forschung und Entwicklung
noch stärker verzahnen. Vernet-
zung ist die Währung der Zu-
kunft. Das gilt gerade für den
ländlichen Raum.“

Medizinische Qualität

Bis 2014 unterstütze die Staats-
regierung die Kurorte und Heil-
bäder mit insgesamt 7 Mio. Euro.
Kreuzer: „Wir wollen die medizi-
nische Qualität vor Ort weiter
steigern und neue Konzepte bei
Früherkennung, Prävention und
Rehabilitation fördern. Wir reden
mit den Kassen, damit wir auch
im Bereich der GKV gemeinsam
die Rahmenbedingungen für das
Kur- und Heilbäderwesen verbes-
sern. Mit dem Qualitätswettbe-
werb ‚Gesundheitsregionen Bay-
ern’ verleihen wir Regionen mit
attraktiven Konzepten und Akti-
vitäten ein Gütesiegel. Ich freue
mich sehr, dass das Allgäu 2011
als erste Region diese Auszeich-
nung erhalten hat. Dies beweist,
dass in unserer Heimat großes
Potenzial steckt!“ DK

Doppelhaushalt 2013/14:

Verbesserungen für
Schulsekretärinnen

150 Schulsekretärinnen werden in Bayern im nächsten Jahr zu-
sätzlich eingestellt. Dies ist, so Haushaltsausschussvorsitzender
Georg Winter das Ergebnis zäher Verhandlungen. Die Forderun-
gen der Bildungspolitiker wurden hier zu 100 Prozent unterstützt
und auch vom Kollegen Dr. Georg Barfuß mitgetragen. Die um
insgesamt 2,2 Mio. Euro erhöhten Mittel stehen zur Verstärkung
der Ansätze für Schulverwaltungspersonal ab 1. September 2013
zur Verfügung. Von den insgesamt 150 neuen Beschäftigungs-
möglichkeiten werden 130 an öffentlichen Grund- und Mittel-
schulen sowie 20 an staatlichen Realschulen geschaffen.

Die neuen Stellen kommen
vorrangig den Volksschulen zu-
gute, weil hier das Verhältnis von
Sekretärin zu Schülern nicht be-
friedigend war und wir hier in
diesem Bereich eine kleingliedri-
ge Struktur haben, erläutert Vor-
sitzender Georg Winter. Verwal-
tungsangestellte bilden neben den
Schulleitungen das Rückgrat ei-
ner funktionierenden Schulver-
waltung. Sie entlasten den Schul-
leiter erheblich und sind notwen-

dige Ansprechpartner für Schüler,
Eltern und Sachaufwandsträger.
Gerade im Bereich der Grund,-
Mittel- und Förderschulen wur-
den den Schulleitungen eine Viel-
zahl von neuen Aufgaben übertra-
gen, wie beispielsweise die Orga-
nisation der Ganztagsbetreuung,
die Berufsorientierung, die Mit-
wirkung bei der Beurteilung und
der Personalführung und die Um-
setzung der UN-Behinderten-
rechtskonvention. 

Der Etat des Bayerischen Kultusministeriums überschreitet
erstmals die 10-Milliarden-Euro-Grenze. Hinzu kommt als
zweitgrößter Fachbereich das Wissenschaftsministerium mit
rund 6 Milliarden Euro, so dass im Freistaat für Bildung und
Wissenschaft von den insgesamt 47,5 Milliarden Haushaltsvolu-
men jeder 3. Euro für die Zukunft der Kinder investiert wird.
Unser Bild zeigt den Vorsitzenden des Haushaltsausschusses im
Bayerischen Landtag, Georg Winter. 

Tourismuspolitik:

Stadt-Umland-Preis
TouPLUS Bayern

Das Projekt ‚Stromtreter‘ hat das Rennen beim touristischen
Stadt-Umland-Preis ‚TouPLUS Bayern‘ des Bayerischen Wirt-
schaftsministeriums gemacht. Die daran beteiligten Tourismus-
destinationen Romantisches Franken, Fränkisches Seenland,
Naturpark Altmühltal, Hopfenland Hallertau, Stadt Ingolstadt
und Region Neuburg-Schrobenhausen sind die gemeinsamen
Gewinner bei der dritten Auflage des Wettbewerbs. „Stadt-
Land-Kooperationen sollen Gäste und Ausflugsinteressierte fle-
xibel machen und in Bewegung bringen. Mobilitätslösungen ste-
hen daher zu Recht ganz hoch im Kurs“, betonte Bayerns Wirt-
schaftsstaatssekretärin Katja Hessel bei der Preisverleihung in
der Klosteranlage Aldersbach. 

Den Projekt-Preis in Silber er-
hält die Aktion ‚SPESSARTWald-
Weihnacht‘, die von DB Regio
Franken – Mainfrankenbahn, IG
Spessart-Waldweihnacht, Land-
kreis Main-Spessart und Main-
Kinzig-Kreis / Spessart ins Leben
gerufen worden ist. Die Bronze-
Auszeichnung geht an das Koope-
rationsprojekt ‚Radeln rund um
Rosenheim‘ mit den Partnern Stadt
Rosenheim, Landkreis Rosen-
heim, Stadt Bad Aibling, Gemein-
de Großkarolinenfeld, Stadt Kol-
bermoor, Markt Neubeuern, Ge-
meinde Raubling, Gemeinde
Rohrdorf, Gemeinde Schechen
und Gemeinde Stephanskirchen.
Gewinner des Ehrenpreises für
langjährige und umfangreiche
Stadt-Umland-Kooperationen im
Tourismus ist dieses Mal die Initia-
tive ‚Munich+Ski=Fun‘ von Mün-
chen Tourismus, Alpenbahnen
Spitzingsee, Bayerische Zugspitz-
bahn und Autobus Oberbayern. 

„Der Preis soll motivieren, dass
solche Beispiele Schule machen,
bei denen Einrichtungen in größe-
ren Städten die touristische At-
traktivität des ländlichen Raums
mit einbeziehen und so Win-Win-
Situationen schaffen. Es ist wich-
tig, dass auch das Land vom flo-
rierenden Städtetourismus profi-
tiert“, erklärte die Staatssekretärin.
Die Preise werden im Turnus von
zwei Jahren verliehen, die Pre-

miere war 2008. Sie würdigen
herausragende Leistungen bei
touristischen Stadt-Umland-Ko-
operationen im Freistaat. Tou-
PLUS steht dabei für ‚Touristi-
scher Preis für Lobenswerte Um-
land-Stadt-Kooperationen‘. TouP-
LUS Bayern ist aus der Arbeit des
Staatssekretärs-Ausschusses
‚Ländlicher Raum in Bayern‘ her-
vorgegangen, dessen Vorsitzende
Staatssekretärin Hessel ist. 

Originalität, Nachhaltigkeit
und Innovationsgrad

Die Wettbewerbsjury bildeten
Vertreter der Tourismus- und der
Landesentwicklungsabteilung des
Bayerischen Wirtschaftsministeri-
ums, der BAYERN TOURIS-
MUS Marketing GmbH und der
bayerischen Kommunen, sowie
der Inhaber des Lehrstuhls Touris-
mus an der Katholischen Univer-
sität Eichstätt, Professor Harald
Pechlaner. Bei der Entscheidung
waren Originalität, Nachhaltig-
keit, Umfang, touristischer Nut-
zen fürs Umland und der Innova-
tionsgrad der Maßnahme maß-
gebliche Kriterien. Der Preis
selbst ist nicht finanziell dotiert,
die Gewinner erhalten eine eigens
hierfür geschaffene Glastrophäe.
Zusätzlich hat die Auszeichnung
für die Preisträger einen hohen
Image- und PR-Wert. 
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(Fortsetzung von Seite 1)
Maßstäbe setzen. Aktuell liegt bei
vier Modellvorhaben mit insge-
samt 37 Einzelprojekten ein we-
sentlicher Schwerpunkt auf
Wohnformen für Familien wie
Senioren, die den Herausforde-
rungen des demographischen
Wandels besonders gerecht wer-
den. Die dabei verfolgten Kon-
zepte reichen von der Stabilisie-
rung von Bewohnerstrukturen
über Barrierefreiheit in bestehen-
den Wohnquartieren bis zu Pro-
jekten, in denen sich die Mieter
gegenseitig unterstützen. 

Modellvorhaben

Ein Beispiel ist das Modell-
vorhaben „WAL – Wohnen in al-
len Lebensphasen“. Ein Projekt
in Bamberg aus diesem Modell-
vorhaben stellte der Architekt
und Geschäftsführer der Joseph-
Stiftung, Reinhard Zingler, vor.
In der Wohnanlage leben Senio-
ren, Familien und Menschen mit
Behinderung in 29 barrierefreien
Wohnungen zusammen. Zusätz-
lich besteht ein soziales Netz aus
nachbarschaftlichen Unterstüt-
zungsangeboten und die Mög-
lichkeit professioneller Pflege. 

Wie Zingler ausführte, werden
die herkömmlichen Versor-
gungskonzepte mit Abhängig-
keiten von Angehörigen und in
Form von Aufenthalten in spe-
zialisierten Wohn- und Pflege-

(Fortsetzung von Seite 1)
Trotz der großen Fortschritte beim
Ausbau der Betreuung rechnen
beispielsweise folgende Städte da-
mit, dass sie den Rechtsanspruch
am 1. August 2013 nicht vollstän-
dig erfüllen können: Bonn, Essen,
Frankfurt am Main, Göttingen,
Karlsruhe, Kiel, Lübeck, Münster,
Oldenburg, Osnabrück, Stuttgart.
Sämtliche dieser Städte werden
die bestehende hohe Nachfrage
nach Plätzen im Sommer 2013
voraussichtlich nicht vollständig
abdecken können, obwohl sie be-
reits Enormes für den Ausbau ge-
leistet haben: Die Versorgungs-
quote in diesen Städten liegt aktu-
ell bereits bei mindestens 30 Pro-
zent, wird sich in allen Städten in
den nächsten Monaten noch wei-
ter erhöhen und fast überall die ur-
sprünglich vom Bund genannte
Versorgungsquote von 35 Prozent
übertreffen.

Mitverantwortung

Wie Ude erläuterte, sieht der
Deutsche Städtetag Bund und
Länder in der Mitverantwortung,
wenn es mit Inkrafttreten des
Rechtsanspruchs zu Klagen ge-
gen die Kommunen kommen
sollte. „Dann wird es notwendig
werden, dass diese Mitverant-
wortung auch beim Ausgleich
möglicher Schadenersatzforde-
rungen zum Ausdruck kommt.“

Nach Inkrafttreten des Rechts-
anspruchs werde der Ausbau der
Betreuung weiterhin auf der Ta-
gesordnung bleiben, zumal der
Betreuungsbedarf seit dem Ge-
setzesbeschluss 2007 weiter
wachse. Für den Ausbau werde
dann auch über 2013 hinaus fi-
nanzielle Unterstützung durch
Bund und Länder benötigt.

Bürokratiehindernisse

Aus Sicht der Städte sind auch
Bund und Länder gefordert,
ihren Beitrag zu leisten. Um
kurzfristig bürokratische Hinder-
nisse beim Ausbau der Betreu-
ung abzubauen, schlägt der
Deutsche Städtetag folgendes
vor: 

1. Um den Bau von Kinderta-
gesstätten zu beschleunigen,
sollte das Vergaberecht in die-

(Fortsetzung von Seite 1)
schlussstellen von Autobahnen
oder autobahnähnlichen Straßen
ansiedeln, sondern auch an ver-
kehrlich bedeutenden unmittelba-
ren Zubringerstraßen von Auto-
bahnen. Auch produzierende und
emittierende (Lärm, Luftverun-
reinigungen) Gewerbebetriebe
können in Ausnahmefällen nach
dem neuen Entwurf vom Anbin-
dungsziel entbunden werden.

Anhörungsverfahren

Zu den Änderungen des LEP-
Entwurfs wird auf der Basis des
Ministerratsbeschlusses ein er-
neutes Anhörungsverfahren durch-
geführt. Es läuft bis 14. Januar
2013. Hier können sich wieder-
um alle Kommunen, einschlägi-
ge Verbände und die Öffentlich-
keit äußern.

Gute Ansätze

Dass das Landesentwicklungs-
programm nicht eilig durchge-
wunken werden kann, darauf ver-
wies der Vorsitzende des Bayeri-
schen Städtetags, Nürnbergs
Oberbürgermeister Dr Ulrich Ma-
ly, in einer ersten Stellungnahme.
„Leider ist aus der Fülle an Stel-
lungnahmen der kommunalen
Seite zum neuen Landesentwick-
lungsprogramm offenbar nur ein
kleiner Teil berücksichtigt wor-
den.“ Der Entwurf des neuen LEP
habe noch immer Schwächen,
trotz vereinzelt guter Ansätze. 

Einer der Vorzüge sei, dass es

sem Bereich übergangsweise
gelockert werden, ähnlich wie
dies bei den Konjunkturpaketen
bereits der Fall war.

2. In den Ländern sollten Stan-
dards für Kitas überprüft und
möglichst so flexibel angewen-
det werden, dass der Ausbau der
Betreuung gefördert wird. Fle-
xible Lösungen müssen dabei
immer auch mit dem Kindes-
wohl und der Sicherheit zu ver-
einbaren sein. Beispielsweise
sollten für Kinder unter drei Jah-
ren keine zu großen Außen-
flächen für Kindertagesstätten
verlangt werden, da dies in In-
nenstädten oft ein Problem dar-
stellt. In Nordrhein-Westfalen
zum Beispiel ist in dieser Frage
der Standard in pädagogisch ver-
antwortbarer Weise flexibilisiert
worden.

3. Die Verfahren zur Zertifi-
zierung der Fachschulen für die
Ausbildung von Erzieherinnen
und Erziehern sind zu bürokra-
tisch. Sie sollten bei öffentlichen
Schulen entfallen oder zumin-
dest deutlich vereinfacht werden.

4. Die Städte begrüßen, dass
Bund und Länder die bis August
2013 befristete Ausnahmerege-
lung, die Tagesmüttern und -vä-
tern eine kostenlose Krankenver-
sicherung über die Familienver-
sicherung erlaubt, verlängern
wollen. Damit wird ein Hinder-
nis für den Ausbau der Ta-
gespflege beseitigt.

Qualifizierungsangebote

Die Städte bauen mit Hoch-
druck Kindertageseinrichtungen,
sie haben aber kaum Einfluss auf
die Steigerung des Fachkräftepo-
tentials bei Erzieherinnen und Er-
ziehern und in der Kinderta-
gespflege. Hier sieht der Deut-
sche Städtetag die Länder stärker
in der Pflicht. So sollten die Län-
der ausländische Berufsabschlüs-
se von Erziehern leichter aner-
kennen und dafür Qualifizie-
rungsangebote anbieten. Auch
müsse der berufliche Querein-
stieg erleichtert und gefördert
werden. Zudem sollten die Län-
der die Qualifizierung von Ta-
gespflegepersonen als Kernauf-
gabe begreifen und finanziell för-
dern. DK

Maßnahmenbündel...

überhaupt ein Landesentwick-
lungsprogramm gibt, das ein Ge-
samtkonzept für die mittelfristi-
ge räumliche Entwicklung Bay-
erns entwirft. Damit bleibe die
Landesentwicklung nicht dem
Spiel der Märkte überlassen, ein
ungezügelter Wildwuchs werde
verhindert.

Konkretisierungschance

Maly zufolge fehle an vielen
Stellen eine gründliche Auseinan-
dersetzung mit den aktuellen Pro-
blemen, wie dem demographi-
schen Wandel oder der Gleich-
wertigkeit der Lebens- und Ar-
beitsbedingungen. Maly: „Der
Landtag muss jetzt die Chance
nutzen, das Landesentwicklungs-
programm zu konkretisieren und
verbindlicher zu machen. Gute
Ansätze sollten wir weiterent-
wickeln, Lücken müssen ge-
schlossen werden und falsche
Festlegungen müssen gestrichen
werden.“

Anbindungsgebot

Unverändert bleiben muss
nach Auffassung des Bayeri-
schen Städtetags das Anbin-
dungsgebot. Es sei das wichtig-
ste Instrument der Landespla-
nung, um den Flächenverbrauch
zu bremsen und eine Zersiede-
lung zu verhindern. „Es ist effek-
tiver als eine unbestimmte und
schwache Absichtserklärung, dass
der Verbrauch neuer Flächen zu
verringern ist.“ DK

meister des Marktes Langquaid,
informierte über das kommunale
Engagement für Senioren in
Langquaid. So beherbergt z. B.
das „Seniorenservicehaus“ am-
bulant betreute Wohngemein-
schaften mit 24 Bewohnern, ein
Mehrgenerationenhaus als Ver-
anstaltungs- und Begegnungs-
zentrum inklusive ehrenamtli-
cher Nachbarschaftshilfe sowie
ein Beratungsbüro und das Pro-
jektbüro „Soziale Stadt“. Auch
existiert in Langquaid ein ko-
stenloser Seniorenbus.

Nahversorgungsstruktur

Prof. Dr. Konrad Weckerle,
Landesvorsitzender der Senio-
ren-Union der CSU, machte
deutlich, dass die meisten älteren
Menschen in der Heimatgemein-
de wohnen bleiben wollen. Er
mahnte daher an, dass die Städte
und Gemeinden ein selbstständi-
ges und selbst bestimmtes Leben
im Alter auch ermöglichen müs-
sen. Bemühungen zum Erhalt
der Nahversorgungsinfrastruktur
und ein gut funktionierendes An-
gebot des Öffentlichen Perso-
nennahverkehrs sollten daher
ganz oben auf der kommunalpo-
litischen Agenda stehen. Auch
müssen Treffpunkte für Jung und
Alt wie Gastwirtschaften erhal-
ten werden, um den intergenera-
tionalen und örtlichen Zusam-
menhalt zu bewahren. DK

einrichtungen zu einer Überfor-
derung der Gesellschaft führen.
Die vorhandenen Finanzierungs-
strukturen und die Nachfragesi-
tuation ermöglichten es, kom-
merziellen Investoren auf dem
Seniorenwohn- und Pflegeim-
mobilienmarkt aktiv zu sein und
sich dabei den Spielregeln quar-
tiersbezogener Kommunal- und
Infrastrukturentwicklung wei-
testgehend zu entziehen. „Aber
genau diese Entwicklung brau-
chen wir“, sagte Zingler.

Selbstbestimmtes Wohnen

Barrierefreies, sicheres und
selbst bestimmtes Wohnen,
Nachbarschaftshilfe, ehrenamtli-
che Arbeit im Quartier und pro-
fessionelle Hilfe müssten zusam-
mengebracht werden, forderte
Zingler und fuhr fort: „Dafür
werden aber Kümmerer be-
nötigt. Und diese Arbeit muss fi-
nanziert werden. Hier gilt es, die
Rahmenbedingungen für eine er-
folgreiche Quartiersarbeit auf
kommunaler Ebene zu schaffen.
Andererseits wächst die Einsicht
in die Sinnhaftigkeit bürger-
schaftlichen Engagements. Wir
haben die Erfahrungen aus mehr
als 15 vergleichbaren Projekten
gesammelt. Wir sagen deshalb:
Die Herausforderungen des de-
mographischen Wandels sind ge-
staltbar!“

Herbert Blascheck, 1. Bürger-

Generationengerechte...

Neue EU-Vorschriften:

Gestaltungsfreiheit 
gefährdet 

Erklärung von Deutschem Städtetag, Landkreistag,
Städte- und Gemeindebund und VKU

Gemeinsam wenden sich die kommunalen Spitzenverbände und
der VKU gegen Pläne der EU-Kommission, durch eine Richtli-
nie die bisher vergabrechtsfreien Dienstleistungskonzessionen
der Ausschreibung zu unterwerfen. Diese Richtlinie würde er-
heblich in die kommunale Organisationsfreiheit im Bereich der
Daseinsvorsorge eingreifen.

Ein europarechtlich vorgegebe-
nes Verfahren würde an die Stelle
der Entscheidungen der kommu-
nalen Gremien vor Ort gestellt,
wenn es zum Beispiel um die
Vergabe einer Wasserkonzession
in der Kommune geht. Der zu-
ständige Binnenmarktkommissar,
Michel Barnier, hat sich in Berlin
zu diesen Kritikpunkten mit den
kommunalen Spitzenverbänden
und dem VKU ausgetauscht. Die
Verbände haben sich in dem Ge-
spräch auf drei wesentliche Punk-
te konzentriert. 

Bis heute hat die Europäische
Kommission nicht dargelegt, war-
um eine Richtlinie zu Dienstlei-
stungskonzessionen überhaupt er-
forderlich sein soll. Neben der be-
stehenden Rechtsprechung des Eu-
ropäischen Gerichtshofes (EuGH)
sehen die kommunalen Spitzen-
verbände und der VKU auch keine
Notwendigkeit für eine solche
Richtlinie. Insbesondere besteht
keine Rechtsunsicherheit und kei-
ne Rechtsschutzlücke, die ein Han-
deln der Europäischen Kommissi-
on nötig machen würden. 

Kommunale Daseinsvorsorge

Die Verbände sind außerdem
der Auffassung, dass alle Bereiche
der kommunalen Daseinsvorsor-
ge aus dem Anwendungsbereich
des Richtlinienvorschlages her-
ausgenommen werden müssen.
Dies entspräche den Zielen und
Inhalten des Vertrages von Lissab-
on und dem Protokoll zu den
Dienstleistungen von allgemei-
nem wirtschaftlichem Interesse
mit der dort vorgenommenen
Stärkung der lokalen Selbstver-
waltung. Dienstleistungskonzes-
sionen berühren viele Bereiche
der Leistungen von allgemeinem
wirtschaftlichem Interesse wie die
Wasserversorgung, die Abwasser-
entsorgung, soziale Dienstlei-
stungen oder Rettungs- und Ge-
sundheitsdienstleistungen. 

In diesem Kernbereich kom-
munaler Daseinsvorsorge würde
eine Umsetzung der Richtlinie zu
tiefen Einschnitten in die kommu-
nale Organisationsfreiheit führen.
Gerade die kommunalwirtschaft-
lichen Strukturen bei der Trink-
wasserver- und Abwasserentsor-
gung genießen bei den Bürgerin-
nen und Bürgern in Deutsch-
land aber höchste Wertschät-
zung. Dies belegt aktuell eine re-
präsentative Umfrage, die Forsa
im Auftrag des VKU durchge-
führt hat. Danach sprechen sich
82 Prozent der Befragten gegen
neue Vorschriften aus Brüssel aus.
Vor diesem Hintergrund darf eine
mögliche Richtlinie insbeson-
dere für Dienstleistungskonzes-
sionen in der Wasserwirtschaft,
für Leitungs- und Wegerechte im
Bereich der Energieversorgung,
für Kommunalkredite, für so-
ziale Dienstleistungen sowie für
Rettungsdienste nicht gelten. 

Nachbesserungen

Und schließlich bedarf der
Richtlinienentwurf der EU-Kom-
mission substantieller Nachbesse-
rungen in den Fragen der inter-
kommunalen Zusammenarbeit,
die zukünftig zwecks der Auf-
rechterhaltung eines kostengünsti-
gen Angebots öffentlicher Dienst-
leistungen für die Bürger möglich
bleiben muss. In diesem Sinne
müssen sinnvolle Synergie-Effek-
te weiterhin für den Fall der Über-

nahme von Dienstleistungen einer
Kommune für die andere z. B. bei
Winterstreudiensten oder Kanti-
nenessen für Kindergärten und
Schulen nutzbar sein. Die aus-
schreibungsfreie Zusammenarbeit
zwischen Kommunen hat nicht
zuletzt der Europäische Gerichts-

hof in seiner jüngsten Rechtspre-
chung zugunsten kommunaler
Handlungsfreiheit bestätigt. Da-
neben besteht dringender Nach-
besserungsbedarf bei der Ertei-
lung solcher Konzessionen an ei-
gene kommunale Unternehmen
(sogenannte In-house-Vergabe)
und insbesondere an eigene
Mehrspartenunternehmen (Stadt-
werke). Nur so wird das bewährte
kommunalwirtschaftliche Modell
der Erbringung der Daseinsvor-
sorgeleistungen in Deutschland
auch im europäischen Kontext
ausreichend berücksichtigt. 

Neuterminierungen

Hintergrund: Nach mehrmali-
ger Neuterminierung hat die Eu-
ropäische Kommission am 20.
Dezember 2011 einen Vorschlag
für eine Konzessionsrichtlinie
veröffentlicht. Mit diesem Richtli-
nienvorschlag geht die EU-Kom-

mission deutlich über die bisheri-
ge Rechtsprechung des Europäi-
schen Gerichtshofes (EuGH) zu
den Regeln für die Erteilung von
Konzessionen hinaus. Die geplan-
te Richtlinie würde die Ausschrei-
bungspflichten für Kommunen er-
heblich ausdehnen.

Dies hätte einschneidende Aus-
wirkungen auf die kommunalen
Strukturen in Deutschland. Be-
reits im März 2012 hat der Bun-
desrat daher den Richtlinienvor-
schlag eindeutig abgelehnt. Der
Richtlinienvorschlag liegt zurzeit
zur Beratung in den Ausschüssen
des Europäischen Parlaments so-
wie den Ratsarbeitsgruppen des
Ministerrates. Änderungsanträge
von Parlamentariern, die sowohl
die komplette Ablehnung der
Richtlinie vorsehen, als auch An-
träge, die einen Ausnahmebereich
für die Wasserwirtschaft, Ret-
tungsdienste und Kommunalkre-
dite fordern, sind gestellt. 

Kabinett beschließt Einführung 
eines Bayerischen Regionalsiegels 

Mit der Einführung eines Bayerischen Regionalsiegels will die
Staatsregierung dem immer stärkeren Trend zu regional er-
zeugten Lebensmitteln Rechnung tragen. Ernährungsminister
Helmut Brunner stellte das Konzept für das neue Zeichen iKa-
binett in München vor. Danach soll das landesweit anerkannte
Qualitätssiegel „Geprüfte Qualität – Bayern“ (GQ) um eine re-
gionale Komponente erweitert werden – ein Angebot an Erzeu-
ger, Verarbeiter und Handel, denn die Teilnahme an dem Pro-
gramm ist freiwillig. 

„Wir wollen der Vielfalt an
Produkten aus allen Regionen un-
seres Landes durch eine einfache,
klare und verlässliche Kennzeich-
nung ein Gesicht verleihen“, so
der Minister. Schließlich könne
man sich an der Ladentheke nur
dann bewusst für regionale Pro-
dukte entscheiden, wenn sie als
solche zweifelsfrei zu erkennen
sind. Wo und unter welchen Be-
dingungen heimische Lebensmit-
tel erzeugt werden, wird laut
Brunner immer mehr zum Kauf-
kriterium. Um das Vertrauen der
Verbraucher dauerhaft zu gewin-
nen, soll das neue Regionalzei-
chen deshalb die hohen Qualitäts-
standards des GQ-Programms
mit der Herkunft aus einem klar
definierten Gebiet kombinieren –
beides unter staatlicher Aufsicht
kontrolliert und garantiert. „Im-
mer mehr Kunden wollen gezielt
Käse aus dem Allgäu, Lamm aus
dem Altmühltal oder Gemüse aus
Franken“, sagte Brunner. Solche

Informationen soll das neue Sie-
gel künftig auf den ersten Blick
liefern, denn wie bereits bei GQ
für Bayern müssen sämtliche
Produkte und Inhaltsstoffe zu 100
Prozent aus der jeweiligen Regi-
on kommen. Das bekannte weiß-
blaue GQ-Siegel wird dazu durch
einen regionsspezifischen Zusatz
mit leicht erkennbarem Logo er-
gänzt. 

Vorteil für Erzeuger

Das neue Zeichen kommt dem
Minister zufolge nicht nur den
Verbrauchern zugute, sondern
bietet auch Chancen für Erzeuger,
Verarbeiter und Handel. Denn die
Qualität, der Kontrollaufwand
und die hohen Standards seien ein
großes Plus bayerischer Spezia-
litäten. Laut Brunner hat der Le-
bensmittel-Einzelhandel bereits
großes Interesse signalisiert, das
Regionalsiegel zu nutzen. Am
weitesten sind die Pläne in Fran-

ken gediehen. Dort werden vor-
aussichtlich schon Anfang kom-
menden Jahres erste Produkte mit
Regionalsiegel im Handel zu fin-
den sein. 

Zertifizierung

Wer bereits das GQ-Siegel
nutzt und an dem neuen Regional-
siegel interessiert ist, wendet sich
nach Aussage des Ministers an die
Lizenznehmer für das GQ-Zei-
chen, das sind in der Regel Dach-
verbände der Ernährungswirt-
schaft wie etwa die Landwirt-
schaftliche Qualitätssicherung
Bayern GmbH (LQB) oder das
Landeskuratorium für pflanzliche
Erzeugung (LKP). Diese prüfen
und bewerten den Vorschlag und
schließen nach entsprechender
Genehmigung des Regionalzusat-
zes durch das Landwirtschaftsmi-
nisterium mit allen Herstellern
und Handelsunternehmen, die das
Siegel führen wollen, Zeichennut-
zungsverträge ab. Kontrolle und
Zertifizierung übernehmen exter-
ne, akkreditierte Prüfeinrichtun-
gen, die Systemkontrolle liegt bei
der Bayerischen Landesanstalt für
Landwirtschaft. Der Freistaat
übernimmt 80 Prozent der Ko-
sten, die den Landwirten für die
Erstzertifizierung entstehen. 

Zwei Seiten...
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WAS STEHT
IN FRANKFURT

BRINGT DIE
ENERGIEWENDE

AUF KURS?

Unsere erste Power-to-Gas Demonstrationsanlage.

Die Aktien für die klimapolitischen Ziele der Bundesregierung 

stehen gut. Denn die Power-to-Gas Demonstrationsanlage 

arbeitet an der Lösung eines großen Problems, das erneuerbare 

Energie aus Wind und Sonne mit sich bringt: umweltgerechte

und ef fi ziente Speicherung der gewonnenen Energie. 

Sie ist eines von vielen Projekten, mit denen 12 von über 90

in der Thüga-Gruppe organisierten Stadtwerken die Energie-

wende vorantreiben. Gemeinsam investieren sie unter einem 

Dach gebündelt in den Ausbau erneuerbarer Energien. Für ein 

entscheidendes Plus für Mensch, Natur und Umwelt. Für das

große Plus für alle.

Erfahren Sie mehr: www.energie-und-wende.de/speicherung

Wasserkraftnutzung im Landkreis Traunstein:

Salzach-Sanierungskonzepte
mit Mehrwert

GZ-Interview mit Landrat Steinmaßl und GKW-Geschäftsführer Strobel
Der Landkreis Traunstein, zweitgrößter in ganz Bayern, ist auf ei-
nem guten Weg zu 100 Prozent erneuerbarer Stromversorgung
im Jahre 2020. In allen Gemeinden werden die Möglichkeiten für
Wasser, Sonne, Biomasse, Geothermie und Wind untersucht. Ge-
rade die Wasserkraft spielt dabei eine große Rolle, da Traunstein
zu den niederschlagsreichsten Landkreisen in Bayern zählt. 

Wasserkraft hat den Landkreis
Traunstein in seiner wirtschaftli-
chen Entwicklung entscheidend
geprägt und soll durch Effizienz-
steigerungen bestehender Anla-
gen, im Wesentlichen aber durch
einen Ausbau der Salzach noch
stärker genutzt werden. Über 
Planungsvorhaben und maßge-

gung des Flusses empfohlen wur-
de. Ziele waren die genaue Fest-
legung der Landesgrenze Bayern-
Österreich, die Verbesserung der
Schiffbarkeit, die Erweiterung
der landwirtschaftlichen Flächen
sowie der Hochwasserschutz.
Mitte des 19. Jahrhunderts wurde
die Salzach schließlich zu einem

führt, dass in den Auen Gehölze,
die es ursprünglich gab, heute
nicht mehr wachsen. Risikoanaly-
sen der Wasserwirtschaft zeigten
weitere Eintiefungen mit Folge-
schäden für Infrastruktur, Land-
schaft und Ökologie. Es stehe gar
zu befürchten, „dass die Salzach
irgendwann ganz verschwinden
wird“, betonte Steinmaßl. 

Mehrheitsbeschlüsse

Gerade die untere Salzach gilt
als Fluss mit dem deutschland-

reichisch-Bayerischen Kraftwer-
ke AG (ÖBK), einem Unterneh-
men der Elektrizitätswirtschaft,
das sich mit dem Ausbau und der
Nutzung der Wasserkraft an den
österreichisch-bayerischen Grenz-
flüssen befasst, Erwähnung gefun-
den hatte. Die ÖBK ist zu je 50
Prozent im Besitz der deutschen
E.ON Wasserkraft GmbH und der
österreichischen Verbund AG.

Dramatische Situation

Seit dem 1. Juli 1999 liegt die
Betriebsführung für alle Kraft-
werke der ÖBK sowie der Do-
naukraftwerk Jochenstein AG
(DKJ) bei der Grenzkraftwerke
GmbH (GKW). Wie deren Ge-
schäftsführer Johann Strobel er-
läuterte, sei der Ausbau der unte-
ren Salzach Mitte des vergange-
nen Jahrtausends deshalb wirt-
schaftlich nicht verfolgt worden,
weil die Politik damals andere
energiepolitische Akzente auf
zunächst fossile Energieträger
und anschließend auf die Kern-
kraft gesetzt habe. Spätestens mit
dem ersten Sohledurchschlag in
einigen Abschnitten der unteren
Salzach im Zuge des Jahrhun-
dert-Hochwassers 2002 sei die
dramatische Situation des Flusses
signifikant geworden.

Variantenuntersuchung

Schnell sollte eine Lösung des
Problems herbeigerufen werden.
Die Bemühungen der Wasserwirt-
schaft wurden intensiviert, die
Österreichisch-Bayerische Kraft-
werke AG stieß dazu. Derzeit prü-
fen die Wasserwirtschaftsverwal-
tungen von Österreich und Bayern
in einer Variantenuntersuchung im
Tittmoninger Becken verschiede-
ne Sanierungslösungen und Wei-
terentwicklungen. Die Grenzkraft-
werke GmbH spricht sich dabei
für das Konzept „Fließgewässer-
kraftwerk der flussbaulichen Sa-
nierungsvariante B (Aufweitungs-
und Rampenvariante)“ aus. 

Der Fließcharakter des Flusses
soll beibehalten, dessen Fließge-
schwindigkeit aber durch Auf-
weitungen gesenkt werden. Da
diese Maßnahme allein jedoch
nicht mehr ausreicht, um den
Fluss zu sanieren bzw. zunächst
eine weitere Eintiefung zu verhin-
dern, sind laut Strobel auch fluss-
bauliche Querbauwerke, sog.
Sohlrampen, erforderlich. Um ein
optimales Geschiebe-Manage-
ment zu gewährleisten, müssten
flexible Wehrverschlüsse ange-
bracht und Generatoren unterhalb
der Wasserlinie installiert werden.

Damit würde man sich mit einer
Fallhöhe von ca. 3,50 Metern beg-
nügen; bei klassischen Wasser-
kraftwerken liege die Fallhöhe üb-
licherweise bei 8 bis 10 Metern. 

„Unser Ansatz ist jetzt, an drei
Standorten im Tittmoninger Be-
cken Fließgewässerkraftwerke zu
bauen, die mit herkömmlichen
Wasserkraftwerken überhaupt
nichts mehr zu tun haben und
dafür sorgen sollen, insbesondere
die Auen wieder enger an den
Fluss anzubinden und ihr Gewäs-
sersystem zu reaktivieren“, erläu-
terte Strobel. An den drei Standor-
ten sei insgesamt eine jährliche Er-
zeugung von bis zu 100 GWh an
erneuerbarer Energie möglich. Da-
mit könnten rund 26.000 Haushal-
te versorgt werden. 

Positives Feedback

Der mittels Fließgewässerkraft-
werke zu erzielende Nutzungs-
grad liege nur bei etwa 40 Prozent
und sei damit bedeutend geringer
als jener mit einer klassischen
Wasserkraftwerkslösung. „Die
restlichen 60 Prozent sind der Na-
tur und der Umwelt geschenkt.“

„Die Öffentlichkeit, die das
GKW-Konzept im Übrigen sehr
gut aufnimmt, kriegt diese Lö-
sung umsonst“, meinte der Ge-
schäftsführer und verwies darauf,
dass das Feedback auch partei-
übergreifend äußerst positiv sei.
„Insgesamt gesehen ist unser
Konzept, das in einem Modell-
versuch der Universität Insbruck
bestätigt wurde, eine optimale
Kombination von Sanierung, Er-
füllung von Umwelt- und Natur-
schutzanforderungen sowie öko-
logisch verträglicher Wasserkraft-
nutzung als Beitrag zur Gewin-
nung erneuerbarer Energien“, hob
Strobel hervor – „und das Ganze
dort, wo die Quelle ohnehin schon
vor der Haustür ist“. - Die Salzach
als Lebensraum für Menschen.

Die Sanierung der Salzach ist
auch Hintergrund für ein geplan-

tes bewegliches Kraftwerk im
Freilassinger Becken. Dort ist ei-
ne Rampe bereits errichtet, eine
weitere geplant. In einem ersten
Schritt wurde das Gewässerbett
aufgeweitet, um die Fließge-
schwindigkeit zu reduzieren und
der Salzach mehr Kies zuzu-
führen. Die Rampe hebt zudem
die Sohle und somit auch den
Grundwasserspiegel an. 

Neben Sanierungsmaßnahmen
soll ein Tragwerk für bewegliche
Generatoren mit einer Gesamt-
breite von ca. 110 Metern einge-
setzt werden. Acht Wehre sind
vorgesehen, d. h. acht Turbinen
und Generatoren erzeugen den
Strom. Wichtig ist auch hier der
Schutz der Umwelt. 

Die Angst vor einer weit aufge-
stauten Salzach ist nach Ansicht
von Geschäftsführer Strobel unbe-
gründet. Weil das Gebiet sensibel
ist, werde eben nicht ein normales
Kraftwerk dorthin gestellt. „Weil
unser Modell keine Wehre und
keine klassische Staumauer hat,
wird es auch keinen Rückstau des
Wassers geben.“

Gefragt ist der gute Wille
aller Beteiligten

Insgesamt könnte mit allen
Planungen im Tittmoninger und
Freilassinger Becken ein Strom-
bedarf von über 50.000 Haushal-
ten gedeckt werden - rein regene-
rativ und rein heimisch. „Tatsache
ist: Die Salzach ist in einem
schlechten Zustand. Man kriegt sie
nicht saniert, in dem man sie sich
selbst überlässt“, erklärten Stein-
maßl und Strobel unisono. Der
Sohledurchschlag sei nur durch
menschliches Handeln zu verhin-
dern. Bei gutem Willen aller Betei-
ligten müsste es möglich sein, dass
Sohlsicherung, Renaturierung der
Auen und Energie in Einklang ge-
bracht werden. Steinmaßls und
Strobels Appell: „Es ist fünf vor
zwölf! Es muss akut etwas ge-
schehen!“ DK

Fluss-Sanierung
mit Energienutzung

Vorteile des Gesamtansatzes:
1. Erreichung der Sanierungsziele ist in vollem Umfang 
gegeben
2. Die Erhaltung der Salzach als Fließgewässer und aktives Ge-
schiebe-Management ist durch den innovativen Ansatz möglich
3. Schaffung von strukturierten Uferbereichen, Wasserwech-
selzonen und Rückzugsräumen durch (Wieder-)Anbindung
von Auen- und Nebengewässern
4. Statt der Salzach nur die Energie zur Eintiefung zu nehmen, wird
sie in Form von Strom in der Region zur Verfügung gestellt. DK

Von rechts: Johann Strobel, Geschäftsführer der Grenzkraftwerk GmbH und Traunsteins Landrat
Hermann Steinmaßl im Gespräch mit Constanze von Hassel und Anne-Marie von Hassel (Bayerische 
GemeindeZeitung). 

schneiderte Konzepte an der un-
teren Salzach informierten Traun-
steins Landrat Hermann Stein-
maßl und Johann Strobel, Ge-
schäftsführer der Grenzkraftwerk
GmbH (GKW) in einem Ge-
spräch mit der Bayerischen Ge-
meindeZeitung.

Vor 200 Jahren noch war die
Salzach ein mäandrierender Fluss
mit einer Breite von bis zu 1000
Metern. Um 1820 begannen die
Korrektionen des Flusses, als in
einem hydrotechnischen Gutach-
ten die Regulierung und Begradi-

kanalartigen Fluss mit nur noch
100 Metern Breite umgebaut. Seit-
dem tieft sie sich immer mehr ein.

Kanalartige Einengung

Wie Landrat Steinmaßl berich-
tete, fließt die Salzach auf Grund
ihrer kanalartigen Einengung zu
schnell. Vor allem bei viel Wasser
grabe sich der Fluss immer weiter
ein. Zwischenzeitlich verzeichne
er Eintiefungen von drei bis fünf
Metern im Verhältnis zur ur-
sprünglichen Sohle, was dazu

weit größten Wasserkraftpoten-
tial. „Damit diese Kraft nicht vor-
beifließt“, würden derzeit Mehr-
heitsbeschlüsse aller Gemein-
deräte beidseits der Salzach, die
sich für den Ausbau der Wasser-
kraft aussprechen, eingeholt. Im
Anschluss daran soll eine Bürger-
befragung durchgeführt werden.

Am Oberlauf der Salzach gibt
es bereits eine Vielzahl von Kraft-
werken. Dagegen entstand am
Unterlauf nie ein Kraftwerk, ob-
schon dieses Ansinnen bereits
1950 bei der Gründung der Öster-
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Eine eigene Faulungsanlage wird auch für kleine Kläranlagen interessant.  
GELSENWASSER bietet ein bedarfsorientiertes Servicepaket: Fallbezogene Wirtschaft-
lichkeitsbetrachtung, Planung, Finanzierung, Umsetzung, betriebliche Unterstützung.  

Für Ihr maßgeschneiderte Lösung sprechen Sie Herrn Alexander Heckmanns an:  
Telefon 0209 708-1932, Telefax 0209 708-738 oder alexander.heckmanns@gelsenwasser.de

Große Chance für kleine Kläranlagen! 
Klärgas nutzen! Energieeffizienz steigern! Schlammentsorgung minimieren!

Faulung
Maßgeschneiderte Lösungen  

für Kläranlagen jeder Größe

Bayerische Wassertage in Augsburg:

Entwicklungen im 
Umwelt- und Wasserrecht
Ganz im Zeichen von Energiewende und Klimaschutzzielen stan-
den die diesjährigen Bayerischen Wassertage in Augsburg. Rund
140 Teilnehmer aus ganz Bayern, darunter Experten aus Wirt-
schaft, Wissenschaft und Verwaltung, informierten sich über die
aktuelle Entwicklung im Umwelt- und speziell im Wasserrecht. Be-
reits zum achten Mal in Folge lud KUMAS – Kompetenzzentrum
Umwelt e. V. in Zusammenarbeit mit der Grünbeck Wasseraufbe-
reitung, HPC AG, dem IGS Industriepark Gersthofen und dem
Bayerischen Landesamt für Umwelt in die Fuggerstadt ein.

Die Anforderungen an den an-
lagenbezogenen Gewässerschutz
werden mittlerweile wesentlich
von Vorgaben der EU mit dem
zentralen Leitbild des medienü-
bergreifenden Umweltschutzes
geprägt. Bis Ende des Jahres muss
die Industrieemissions-Richtlinie
in deutsches Umweltrecht umge-
setzt sein. EU-Vorgaben für die
„Beste Verfügbare Technik“ wer-
den dann bei industriellen Prozess-
und Abwasseranlagen deutlich
mehr Gewicht erhalten. Auch Än-
derungen bei der Genehmigung
und Überwachung sowie eine stär-
kere Berücksichtigung des Boden-
schutzes stellen Anlagenbetreiber
und Vollzugsbehörden vor neue
Herausforderungen, die praxisnah
beleuchtet wurden. 

Welche Qualität die Bayeri-
schen Wassertage haben, hob Um-
weltminister Dr. Marcel Huber in
seinem Eröffnungsvortrag hervor.
Zudem stellte er das Engagement
der Bayerischen Staatsregierung,
die Industriemissionsrichtlinie auf
nationaler Ebene möglichst 1:1
umzusetzen, heraus. 

Als Vertreter der Stadt Augsburg
kamen Bürgermeister Peter Grab
und Umweltreferent Rainer
Schaal zu den Bayerischen Was-
sertagen. Für sie hatte Minister
Huber noch eine Überraschung im
Gepäck. Er übergab die schriftli-
che Förderzusage für die Bewer-
bung der Stadt Augsburg als UNE-
SCO-Welterbe mit dem Schwer-
punkt Wasserwirtschaft in Höhe
von 25.000 Euro.

Huber zufolge sind die zahlrei-
chen Kanäle und Monumental-
brunnen der Stadt bayernweit ein-
zigartig. Zudem blicke Augsburg
auf eine lange Geschichte der
Wasserwirtschaft und der Wasser-
baukunst zurück und sei deswegen
wie kaum eine andere Stadt in
Bayern geeignet, um für die histo-

rischen und aktuellen Leistungen
im Wassersektor zu werben. Bür-
germeister Peter Grab dankte ihm
mit dem begleitend zur Bewer-
bung von Martin Kluger herausge-
gebenen Buch „Wasserbaukunst,
Trinkwasser und Wasserkraft in
Augsburg“, das beschreibt, wie die
Antriebskraft von Lech und
Wertach Augsburgs frühen Auf-
stieg zur Industriemetropole er-
möglichte.

Seit 1. November 2011 ist in
Deutschland die novellierte Trink-
wasserverordnung in Kraft. Dar-
aus ergeben sich relevante Verän-
derungen sowohl für die Wasser-
versorger, aber auch für Pla-
nungsbüros, das ausführende
Handwerk und die Betreiber von
Versorgungsanlagen. Prof. Dr.
med. Christiane Höller vom
Bayerischen Landesamt für Ge-
sundheit und Lebensmittelsicher-
heit gab einen Überblick zum
Stand der Umsetzung der Trink-
wasserverordnung. Notwendig
sei eine enge Abstimmung zwi-
schen den Ämtern und den Be-
treibern von Wasserversorgungs-
anlagen, um im Falle von Grenz-
wert-Überschreitungen schnell
reagieren zu können.

Tag 2 des Kongresses legte den
Schwerpunkt auf verschiedene
Aspekte des Kanalunterhalts.
Auch Abwasserkanäle unterliegen
dem Verschleiß, so dass Untersu-
chung und Sanierung ein immer-
währendes Thema sind. Berichtet
wurde sowohl über aktuelle Ent-
wicklungen als auch über die
Pflichten der Betreiber und die üb-
lichen Vorgehensweisen bei Prü-
fung und Sanierung. Dr. Robert
Thoma, Sachverständiger für
Kanalinspektion und –sanierung,
wies darauf hin, dass die Grund-
stückeigentümer zur Überprüfung
ihrer Entwässerungsanlagen nach
DIN 1986-30 selbst verantwort-
lich seien. Er empfahl eine mög-
lichst lückenlose Dokumentation,
die gerade im Falle möglicher
Auseinandersetzungen wichtig
sei. In den meisten Fällen seien
sich die Grundstückeigentümer ih-
rer Eigenverantwortung nicht be-
wusst. Hier bestehe großer Bera-
tungsbedarf durch die Gemein-
den als Betreiber der öffentlichen
Abwasserfassungs- und -entsor-
gungsanlagen.

Zum Abschluss der Tagung
wurde das Thema Abscheideranla-
gen aufgegriffen. Die Betreiber
müssen die gesetzlichen Anforde-
rungen bei sich ständig weiter ent-
wickelndem Stand der Technik
einhalten. Hierzu boten die Refe-
renten Informationen und Hilfe-
stellung. Abgerundet wurde das
Thema durch praktische Be-
triebserfahrungen bei der Nutzung
von Abscheidern. DK

Fachgerechte Bauausführung: Mit dem Gütezeichen dokumentiert
ein Unternehmen seine Qualifikation. 

Zuverlässigkeit verbindet
Mit dem Gütezeichen am Bauzaun dokumentieren Auftragnehmer Verantwortung

Mit der Vergabe von Aufträgen ausschließlich an qualifizierte Fir-
men werden Kommunen ihrer haushaltsrechtlichen Verantwor-
tung gerecht. Eine zuverlässige Bauausführung verbessert die Wirt-
schaftlichkeit derAbwassernetze; daraus resultieren geringere Un-
terhaltskosten sowie eine längere Nutzungsdauer – hierin besteht
Konsens zwischen den Beteiligten. Dementsprechend fordern Auf-
traggeber und Netzbetreiber vorAuftragsvergabe einen Eignungs-
nachweis der Bieter. 

Eine zwischen Auftraggebern,
Ingenieurbüros und Auftragneh-
mern abgestimmte Grundlage zur
Bewertung der Eignung bietet die
Gütesicherung RAL-GZ 961: Un-
ternehmen mit Gütezeichen Ka-
nalbau haben für bestimmte Aus-
führungsbereiche ihre technische
Leistungsfähigkeit, besondere Er-
fahrung und Zuverlässigkeit nach-
gewiesen. 

Die Praxis zeigt: Die konsequen-
te Anwendung der Gütesicherung
schafft Vertrauen bei den beteiligten
Partnern. Mit dem Gütezeichen am
Bauzaun verdeutlicht ein Kanal-
bauunternehmen den eigenen Qua-
litätsanspruch. Die Erfüllung der
gestellten Anforderungen ist Aus-
druck eines unternehmerischen
Grundverständnisses, das auf 
Fairness im Wettbewerb und der
Verantwortung für Umwelt und
Gesellschaft basiert. 

Von der RAL-Gütesicherung
profitieren Auftraggeber und qua-
litätsorientierte Auftragnehmer
gleichermaßen. Je konsequen-
ter die Gütesicherung von den Be-
teiligten angewendet wird, desto
größer ist der Nutzen für Qualität
und fairen Wettbewerb. Unterneh-
men mit Gütezeichen Kanalbau
bieten Auftraggebern wichtige
Bausteine, die Grundlage für eine
fachgerechte Ausführung sind. 

Ebenso wichtig ist ein weiterer
Grundgedanke: Die Gütesiche-

rung Kanalbau RAL-GZ 961 ist
ein gemeinsames Projekt von Auf-
traggebern und Auftragnehmern
und wird von beiden Seiten mit
Leben gefüllt. Die Mitglieder tref-
fen sich im Rahmen von Veran-
staltungen der Gütegemeinschaft
und finden dort ein Forum zum
Meinungsaustausch. Sachverhalte
rund um das Thema Ausführungs-
qualität werden gemeinsam disku-
tiert. Der Zusammenschluss von
Auftraggebern, Ingenieurbüros
und qualitätsorientierten Auftrag-
nehmern verbessert das wechsel-
seitige Verständnis und schafft die
Grundlage für partnerschaftlichen
Umgang.

Qualifikationsmerkmale

Die personelle und fachliche
Qualifikation des Bieters ist für die
Vergabe öffentlicher Aufträge ein
maßgebliches Entscheidungskrite-
rium. In den Güte- und Prüfbestim-
mungen finden sich detaillierte An-
forderungen an die Fachkunde,
technische Leistungsfähigkeit und
Zuverlässigkeit der Bieter sowie an
die Dokumentation der Eigenüber-
wachung. Im Einzelnen gehören
hierzu Anforderungen an Personal,
Betriebseinrichtungen und Geräte,
Nachunternehmer und Eigenüber-
wachung. Gütezeicheninha-
bern wird die Erfüllung dieser
Qualifikationsmerkmale kontinu-

ierlich durch den Güteausschuss in
Zusammenarbeit mit den beauf-
tragten Prüfingenieuren bestätigt.
Die Zusammensetzung des Gü-
teausschusses gewährleistet, dass
die Interessen aller beteiligten Par-
teien in dessen Entscheidungen
und damit das Anforderungsni-
veau des Eignungsnachweises ein-
fließen. 

Vielfältige Nachweise 

Dabei kommen die verschiede-
nen Bausteine des Dienstlei-
stungspaketes Gütesicherung Ka-
nalbau zum Tragen. Sichergestellt
wird die Aussagekraft des Quali-
fikationsnachweises der Firmen
unter anderem durch die kontinu-
ierliche Beratung und Überprü-
fung durch die vom Güteaus-
schuss beauftragten Prüfinge-
nieure. Bei deren Firmen- und
Baustellenbesuchen weisen die
Unternehmen ihre Erfahrung und
Zuverlässigkeit sowie ihre Aus-
stattung in Bezug auf Personal
und Betriebseinrichtungen und
Geräte nach. Besondere Erfah-
rung des Unternehmens und des
eingesetzten Personals für den je-
weiligen Bereich belegen Nach-
weise über entsprechende Tätig-
keiten. Die Zuverlässigkeit wird
durch Vorlage eines Organisati-
onsmanagements dokumentiert
und bei den unangemeldeten
Baustellenbesuchen in situ immer
wieder erneut geprüft und be-
stätigt. Hinzu kommen aussage-
kräftige Referenzen wie zum Bei-
spiel Abnahmeprotokolle. 

Bei der Überprüfung der Aus-
stattung des Unternehmens geht es
insbesondere um das Personal. So

muss zum Beispiel beim offenen
Kanalbau ein Verantwortlicher mit
erfolgreicher dreijähriger Tätigkeit
im Kanal- oder Rohrleitungsbau,
Fachpersonal in angemessener
Zahl entsprechend dem jeweiligen
Auftragsumfang sowie die Schu-
lung durch überbetriebliche Fort-
bildungsmaßnahmen nachgewie-
sen werden. In Summe lassen Gü-
tezeicheninhaber pro Jahr etwa
8.000 Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter allein über Veranstaltungen
der RAL-Gütegemeinschaft Ka-
nalbau schulen. Hinzu kommt die
Teilnahme an den Schulungen an-
derer Ausbildungsträger, wie zum
Beispiel der DWA Deutsche Ver-
einigung für Wasserwirtschaft,
Abwasser und Abfall e.V. 

Ihre besondere Erfahrung wei-
sen Gütezeicheninhaber auch nach
der Gütezeichenverleihung zum
Beispiel über die Meldung ihrer
Maßnahmen im Login-Bereich
unter www.kanalbau. com stetig
nach. In 2011 gaben 25.000 Bau-
stellenmeldungen einen hervorra-
genden Überblick über das, was
draußen auf den Kanalbaustellen
passierte. Die Übersicht zu den ab-
gewickelten Maßnahmen können
Gütezeicheninhaber über ihren
passwortgeschützten Login-Be-
reich ausdrucken und als Projekt-
liste nutzen, ebenso wie weitere
Angaben zur Qualifikation, etwa
zu Stammdaten, Personal, Schu-
lung und Geräteausstattung.

Eigenüberwachung
als wichtiger Baustein

Der so genannte Leitfaden für
die Eigenüberwachung ist eine Ar-
beitshilfe für Auftraggeber und
Gütezeicheninhaber zur Doku-
mentation einer maßnahmenbezo-
genen Eigenüberwachung. Die
konsequente Anwendung der Leit-
fäden ist Gewähr für eine  Eigen-
überwachung auf Grundlage der
allgemein anerkannten Regeln der
Technik. Gütezeicheninhaber prü-
fen und dokumentieren auf die-
ser Grundlage für alle Beur-
teilungsgruppen die Einhaltung
der maßgeblichen Parameter. Leit-
fäden existieren für die Auf-
führungsbereiche Offener Kanal-
bau (AK), Vortrieb (VP, VM/
VMD, VO/VOD), Inspektion (I),
Reinigung (R) und Dichtheitsprü-
fung (D). Die entsprechenden 
Muster sind für alle Beteiligten frei
verfügbar unter ww.kanalbau.com
- Qualifikationen - Leitfäden.

Die Leitfäden stellen ein Muster
dar für den Mindestumfang der Ei-
genüberwachung und bieten ein
Beispiel für die Dokumentation
auf der Baustelle. Ihre Verwen-
dung ist ein Angebot der Gütege-
meinschaft Kanalbau. Alternativ
kann die Eigenüberwachung in ei-
ner individuell angepassten Form
dokumentiert werden, die im Rah-
men von Qualitätssicherungssy-
stemen erstellt wurde.

Gütezeicheninhaber der Beurtei-
lungsgruppe „Sanierung“ verfügen
über ein für das jeweilige Verfahren
individuelles Handbuch, in dem die
zum Einsatz kommenden Materia-
lien genannt sind. Zu diesen Mate-
rialien existiert eine nach den aktu-
ellen Regelwerken vollständige
Materialprüfung. Weiterhin sind im
Handbuch Anforderungen an Ver-
fahren, Ausführung und Eigenüber-
wachung definiert. Auftraggeber
können auf Grundlage dieser Ei-
genüberwachung die Einhaltung
der relevanten Parameter bei der
Sanierung kontrollieren. Auftragge-
ber mit einem Zugang zum Login-
Bereich der Gütegemeinschaft,
können die individuellen Muster
für die Dokumentation der Eigenü-
berwachung von Gütezeicheninha-
bern S für beauftragte Maßnahmen
abrufen. Hiermit steht ebenfalls ein
wichtiges Instrument zur Verfü-
gung, welches Aussagen über Qua-
lifikation und Zuverlässigkeit eines
Unternehmens ermöglicht. 

Um eine fachgerechte Ausfüh-
rung zu erreichen, benötigen nicht
nur Gütezeicheninhaber aktuelles
Know-how; auch Auftraggeber
und Ingenieurbüros sichern sich
über die RAL-Gütegemeinschaft
Zugang zu einem umfangreichen

und regional gut erreichbaren
Schulungsangebot. In den Schulun-
gen werden die Anforderungen der
DIN EN-, DIN- und DWA-Regel-
werke zur fachgerechten Aus-
führung dargestellt. Auftraggeber
und Ingenieurbüros sichern so die
Qualifikation der Mitarbeiter, die
damit auf dem aktuellen Kenntnis-
stand der allgemein anerkannten
Regeln der Technik sind. 

Auftraggeber und Ingenieur-
büros haben mit dem vom Gü-
teausschuss beauftragten Prüfinge-
nieur darüber hinaus einen regiona-
len Ansprechpartner in Bezug auf
Thema Qualität und Qualifikation.
Die Prüfingenieure verstehen sich
als neutrale Ansprechpartner mit
dem Ziel, die Qualität bei der Her-
stellung und Instandhaltung von
Abwasserkanälen und -leitungen
stetig zu verbessern. 



Die perfekte Verbindung
VPC®-Rohrkupplung

Funke Kunststoffe GmbH
Siegenbeckstraße 15 

59071 Hamm-Uentrop
Tel. +49 (0) 2388 3071-0 

info@funkegruppe.de
www.funkegruppe.de

Vorteile auf der Baustelle:

– sehr großer Spannbereich (DN 100 – 1070)

– immer die richtige Manschette zur Hand,

  Verlassen der Baustelle deshalb unnötig

– schnelle und einfache Montage
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Geiger Kanaltechnik GmbH & Co. KG 
Lochhausener Straße 203 · 81249 München 
Telefon +49 89 8950800-0 · www.geigergruppe.de/kanaltechnik

Als erfahrener Spezialist für Kanalsanierungen in geschlossener Bauweise bieten wir Ihnen ingenieurtechnisches Know-how 
und zuverlässige Qualitätsarbeit. Vom Komplettanbieter und Generaldienstleister erhalten Sie wirtschaftliche Gesamtlösungen 
rund um die Kanaluntersuchung, Kanalprüfung und Kanalinstandsetzung. 

Kanalsanierung 
ist Vertrauenssache.

Mit Dachrinnen, Fallrohren und weiteren Produkten für eine
fachgerechte Grundstücksentwässerung rundet Funke das An-
gebot vom Dach bis zum Sammler ab. Foto: RUG

Funke erweitert 
die Produktpalette

Sortiment reicht jetzt vom Dach bis zum Sammler

Die Funke Kunststoffe GmbH hat verschiedene Produktbereiche
des Bauzulieferers Riegelhof und Gärtner (RUG) übernommen. Ab
dem kommenden Jahr werden Kabelkanäle, Lüftungssysteme und
Dachrinnen das Gesamtangebot des traditionsreichen mittelständi-
schen Familienunternehmens mit Sitz in Hamm erweitern. 

Das professionelle Bauzubehör
für private Bauherren, Industrie
und Gewerbe stellt für das Unter-
nehmen eine sinnvolle Ergänzung
des Produktportfolios dar, das pra-
xisorientierte und wirtschaftliche
Lösungen für den Bereich der
Wasser-, Abwasser- und Abfall-
wirtschaft umfasst. 

Das Angebot reicht von Kunst-
stoffrohrsystemen zur Abwasser-

entsorgung – hierzu gehören das
HS®-und das CONNEX-Kanal-
rohrsystem, das KG-Rohr COEX
2000® und Auskleidungen für Be-
tonrohre System FABEKUN®–
bis hin zu Sonderrohren. Der D-
Raintank® als Regenwasserver-
sickerungssystem und die D-Rain-
clean®-Sickermulde für die Be-
handlung von Niederschlagswas-
ser stellen weitere wichtige Pro-
duktbereiche dar. Hinzu kommen
Sonderlösungen im Anschlussbe-
reich und bei der Verbindung von
Rohren aus verschiedenen Werk-
stoffen oder Produkte wie das
Funke Rohrpflaster und das HS-
Rohr Schneid- und Anfasgerät, die
das Arbeiten mit Rohren im Hau-
sanschluss- und Abwasserbereich
deutlich einfacher machen. 

Ab Frühjahr bestellbar

„Mit den Produkten aus dem
Dachrinnen-Sortiment werden wir
im Frühjahr 2013 auf den Markt
gehen“, erklärt Dieter Jungmann,
Leiter Geschäftsbereich Tiefbau,
Funke Kunststoffe GmbH. „Ne-
ben Rinnen in vier verschiedenen
Profilierungen  und dem umfang-
reichen Zubehör, das von Bögen
und Winkeln bis zu Halterungen
und Endstücken reicht, werden
wir auch die entsprechenden Fall-
rohre anbieten“, so Jungmann
weiter. „Damit runden wir unser
Angebot ab, das dann vom Dach
bis zum Sammler alles bietet, was
man für den Umgang mit Nieder-
schlagswasser und für die Abwas-
serentsorgung braucht.“ In einem
nächsten Schritt kommen Kabel-
kanäle für die Aufputzmontage in
Gebäuden und komplette Lüf-
tungssysteme mit vielfältigem Zu-
behör hinzu. 

Fischdurchgängigkeit am Main
auf rund 150 Fluss-Kilometern

Rhein-Main-Donau AG installiert rechtzeitig zur „Hauptreisewelle“
modernste Aalschutzeinrichtungen am Main 

Dank wissenschaftlicher Neuentwicklungen heißt es jetzt auf rund
150 Mainkilometern freies Wandern für Aale in Richtung ihrer
Laichgründe in der Sargassosee. Die Rhein-Main-Donau AG
(RMD) stellte zusammen mit dem Betreiber ihrer 29 Laufwasser-
kraftwerke am Main zwischen Aschaffenburg und Bamberg, der
E.ON, im Mainkraftwerk Erlabrunn neue technische Möglichkei-
ten zum Schutz des Aals als einem der wichtigsten Leitfische im
Main vor, die erstmals in Bayern zurAnwendung kommen. 

„Mit dem Einsatz von Migro-
maten und Zick-Zack-Rohren und
Dank der Einführung eines soge-
nannten aalschonenden Betriebs
unserer Kraftwerke erreicht unser
Bemühen um einen wirkungsvol-
len Schutz der Aale bei ihren Wan-
derungen eine neue Stufe“, erklär-
te Dipl.-Ing. Wolfgang Fischba-
cher, Prokurist bei der RMD und
unter anderem zuständig für das
umfassende Projekt Fischdurch-
gängigkeit an den 59 RMD-Lauf-
wasserkraftwerken in Bayern.

Im Oktober 2011 wurden die er-
sten zwei Migromate zur Signali-
sierung bevorstehender Aalwan-
derungen in den Kraftwerken Er-
labrunn, Landkreis Würzburg, und
Garstadt, Landkreis Schweinfurt,
installiert und der Betrieb der
Kraftwerke Schweinfurt, Garstadt,
Wipfeld, Goßmannsdorf, Erlab-
runn und Himmelstadt auf eine
aalschonende Fahrweise umge-
stellt. „Die ersten Auswertungen
zum Einsatz der Migromate be-
stätigen den erstrebten Erfolg einer
höheren Aaldurchgängigkeit der
Wasserkraftwerke am Main. Die
Aale können so gefahrloser zu

ihren Laichgründen in der Sargas-
sosee abwandern“, zeigte sich
Richard Berghoff, Betriebsleiter
der E.ON am Main, überzeugt.

Frühwarnsystem Migromat
zeigt Erfolge

Aalschonender Betrieb bedeu-
tet, dass in der Zeit von September
bis Februar, während der Haupt-
wanderschübe der fortpflanzungs-
reifen Aale Richtung Meer, die
Wehre um 20 cm angehoben wer-
den, so dass mindestens 50 Pro-
zent des Mainwassers statt durch
die Turbinen durch die Wehrfel-
der strömt und die Aale unter den
angehobenen Wehrtoren flus-
sabwärts schwimmen können.
Gleichzeitig wird die Turbinenlei-
stung in den Kraftwerksanlagen
gedrosselt, so dass eine für die 
Fische spürbar verminderte Strö-
mungsgeschwindigkeit von weni-
ger als einem halben Meter pro Se-
kunde an den Schutzrechen zum
Turbineneinlauf entsteht. Dadurch
können Fische seitlich oder fluss-
aufwärts entweichen und der ver-
stärkten Strömung bei den Wehr-

feldern folgen. So überwinden die
12 bis 15-jährigen weiblichen und
zwischen sechs und neun Jahre al-
ten männlichen Aale das Kraft-
werk unbeschadet und gefahrlos. 

Die Wanderwilligkeit, die „prä-
migratorische Unruhe“, der ausge-
wachsenen Aale wird von Mes-
sfühlern in den oben genannten
Migromaten bei den Kraftwerken
Garstadt und Erlabrunn erfasst
und an die Warte im RMD-
Pumpspeicherkraftwerk Langen-
prozelten im Main-Spessart-Kreis
signalisiert, von der aus alle Main-
kraftwerke von RMD und E.ON
fernüberwacht und -gesteuert wer-
den. Hier werden sämtliche einge-
henden Alarmmeldungen von Mi-
gromaten ebenso dokumentiert
und gespeichert, wie die Start- und
Endzeiten des aalschonenden Be-
triebs und die Abflussaufteilung
des Mainwassers zwischen den
Turbinen und Wehranlagen. Aale
wandern nachts, daher wird der
aalschonende Betrieb der Anlagen
bei eingehendem „Wanderalarm“
grundsätzlich nachts von 18:00
Uhr bis 6:00 Uhr gefahren; bei
länger anstehenden Alarmen wird
diese Betriebsweise auch auf den
Tag ausgedehnt.

In der Wandersaison 2011/12
wurden in Garstadt und Erlabrunn
64 bzw. 56 Wanderalarme, z. T.
mehrere pro Tag aufgezeichnet, so
dass dort und an den Nachbaran-
lagen an knapp 40 Tagen bzw.

Nächten der aalschonende Betrieb
gefahren wurde. 

„Nach den ersten positiven Er-
fahrungen mit dieser Fisch schüt-
zenden Fahrweise unserer Anla-
gen haben wir den aalschonen-
den Betrieb bereits im letzten Win-
ter auch auf unsere Kraftwerke
Volkach, Dettelbach, Kitzin-
gen, Marktbreit, Randersacker
und Harrbach ausgedehnt. Da-
durch erreichen wir auf einer zu-
sammenhängenden Flussstrecke
von rund 150 Kilometern im Ma-
indreieck zwischen Ottendorf, öst-
lich von Schweinfurt, und Stein-
bach im Landkreis Main-Spessart
eine freie, gefahrlose Wanderstre-
cke für die erwachsenen Blank-
aale“, erläuterte Fischbacher. 

Sinnvolle Ergänzung

„Bereits seit Jahren engagieren
wir uns durch finanzielle Unter-
stützung des sogenannten fishing
& moving – Programms, auch be-
kannt als catch & carry, des Fi-
schereiverbands Unterfranken in-
tensiv für den Aalschutz. Dabei
werden Aale zur Wanderzeit abge-
fischt und in entsprechenden Con-
tainern zum Rhein transportiert,
von wo aus sie ihre 5.000 km lan-
ge Reise in die Sargassosee antre-
ten können. Beide Maßnahmen,
der aalschonende Betrieb am mitt-
leren Main und das fishing & mo-
ving am unteren Main, ergänzen
sich sinnvoll, so dass der Aal-
schutz insgesamt nachhaltig ver-
bessert wird“, so Fischbacher wei-
ter. „Um die Wirksamkeit der
Maßnahme zu bewerten, infor-
mierten wir jeweils einen Fische-
reibetrieb über die Migromat-Mel-
dungen von Erlabrunn telefonisch
und erhielten im Gegenzug Proto-
kolle der jeweiligen Fangergebnis-
se“, ergänzte Fischbacher.

Richtige Prognose

Dank dieses Informationsaus-
tausches konnte unter anderem die
richtige Prognose der Hauptwan-
derwelle vom 5. bis 11. Dezember
2011 bestätigt werden. In dieser
Zeit wurden die Kraftwerke rund
um die Uhr aalschonend betrie-
ben, und es konnten über drei Ton-
nen Aale im Unterwasser des
Wehres der Staustufe Harrbach für
den Transport zum Rhein abge-
fischt werden, von wo sie dann un-
gehindert barrierefrei in die Nord-
see wandern. Die Transportkosten
übernahm im Rahmen des Aal-
schutzprogramms die RMD.

Zusätzlich beauftragte die RMD
über ihren Betriebsführer E.ON das
Büro für Naturschutz, Gewässer- u.
Fischereifragen (BNGF) mit der
unabhängigen und neutralen Be-
gutachtung der Einsatzfähigkeit des
Frühwarnsystems und des prakti-
zierten Abflussmanagements sowie
einer entsprechenden Bewertung
der ersten Wandersaison 2011/
2012. Das unabhängige Gutachten
hat die Funktionsfähigkeit des
Frühwarnsystems Migromat und

Sechs Jahre Arbeitsgemeinschaft der
Wasserversorger im Landkreis Freising
Die Arbeitsgemeinschaft der Wasserversorger im Landkreis
Freising trifft sich bereits seit sechs Jahren zweimal im Jahr
zum Erfahrungsaustausch. Diesmal fanden sich die Vertreter
der Zweckverbände, Einzelversorger und Stadtwerke auf Ein-
ladung des Wasserwerkes Moosburg im alten Ratssaal des
Moosburger Rathauses ein. Bürgermeisterin Anita Meinelt
und der Leiter des Wasserwerks, Hans Hopfensberger, be-
grüßten die Gäste.

Neben den Wasserzweckver-
bänden Baumgartner Gruppe,
Hörgertshauser Gruppe, Freising-
Süd, dem Wasserwerk Moosburg,
der Gemeinde Zolling (als ständi-
ger Gast) und den Stadtwerken
Freising wird die Paunzhauser
Gruppe der Arge beitreten, wie
Geschäftsleiter Manfred Daniel
bekundete.

Im Mittelpunkt der Ausspra-
che, die von Franz Rauch geleitet
wurde, standen wieder die Be-
richte aus den einzelnen Versor-
gungen. Im Laufe der Diskussion
zeigte sich, dass bei gezielter Be-
triebsweise der Wasserförderung
und richtiger Anwendung des
EEG, erhebliche Kosteneinspa-
rungen möglich sind.

Zukünftig werden die Stadt-

werke Freising die vorgeschrie-
bene Prüfung der Systemtren-
ner, wie sie zum Beispiel als
temporärer Wasseranschluss auf
Volksfesten eingesetzt werden,
für die Arge-Mitglieder durch-
führen.

Gemeinsam wird man sich
auch um die Mitarbeiterweiter-
bildung kümmern, wie zum
Beispiel im Umgang mit spezi-
ellen Armaturen oder Anlagen
der Wasserversorgung.

Rudolf Ottowitz von den
Stadtwerken Freising berichtete
über erfolgreich durchgeführte
Stichprobenkontrollen von Was-
serzählern. Nicht alle Teilneh-
mer befürworten aus betriebli-
chen Gründen diese Methode,
die sich im Grunde nur für

größere Versorgungsunterneh-
men lohnt. Dennoch schloss sich
eine intensive Diskussion über
Vor- und Nachteile einer gemein-
samen Zählerbewirtschaftung an.

Ist uns als Bürger tatsächlich
bewusst, in welcher Qualität die
kommunalen Versorger zuver-
lässig das Trinkwasser liefern?
Stattdessen wird zu oft den Ver-
suchungen des Marktes gefolgt,
der die bessere Qualität in Fla-
schen (Mineralwasser) preisen.
Auch das ist eine Aufgabe, der
sich die Wasserversorger in einer
abgestimmten Form der Öffent-
lichkeitsarbeit widmen wollen. 

Ein beeindruckendes Beispiel
dafür ist die jährliche Brotboxakti-
on für Erstklässler, die von den
bayerischen Wasserversorgern ge-
meinsam mit der Hofpfisterei ver-
anstaltet wird und von Franz
Rauch vorgestellt wurde. Jedes
Jahr erhalten Schulanfänger eine
Brotbox für ihr tägliches Schulbrot
und eine Wasserflasche, die dann
mit Trinkwasser gefüllt, den
Schulalltag erleichtern soll. 

die richtige Erkennung der Haupt-
wanderwelle der Aale im Dezem-
ber 2011 bestätigt.

RMD und E.ON stellen zusam-
menfassend fest, dass seit Herbst
2011 mit Hilfe des Frühwarnsy-
stems Migromat belastbare Er-
kenntnisse über die Aalabwande-
rungszeiten im Maindreieck zwi-
schen Ottendorf und Steinbach ge-
wonnen werden, weshalb in die-
sen Zeiten die insgesamt zwölf
Kraftwerksanlagen auch künftig
gedrosselt betrieben werden und
den Aalen über teilgeöffnete Weh-
re ein wirksamer Bypass zur Ver-
fügung gestellt werden kann. Da-
mit wird eine wesentliche ökologi-
sche Verbesserung erreicht. Diese
Maßnahmen zum Aalmanage-
ment werden auch im Leitfaden
für Umweltgutachter und Wasser-
rechtsbehörden „Ökologische Ver-
besserungsmaßnahmen an Was-
serkraftanlagen gemäß Erneuerba-
re-Energien-Gesetz“ des Landesfi-
schereiverbandes Bayern e. V.
ausdrücklich positiv gewürdigt
wird. Der Ansatz von RMD und
E.ON ermöglicht es, auf die kon-
krete Fischfauna und Gewässerö-
kologie vor Ort einzugehen und
die jeweils beste Lösung im Ein-
vernehmen mit Fischerei, Natur-
schutz, Schifffahrt und Behörden
zu finden. 



KOMMUNALE VERKEHRSPOLITIK8 GZ06. 12. 2012

Flughafen München II:

Verkehrsinfrastruktur
zügig ausbauen!

Vorleistungsfunktion für die wirtschaftliche Entwicklung in den großen bayerischen Zentren
GZ-Gespräch mit FMG-Geschäftsführer Dr. Michael Kerkloh

Mehr Reisende als je zuvor nutzten in den ersten drei Quartalen
2012 den Münchner Flughafen. Mit rund 29,2 Millionen Passa-
gieren wurden über zwei Prozent mehr Fluggäste als im Vorjahr
registriert. Zudem stieg die Auslastung der Flugzeuge in den er-
sten neun Monaten auf den neuen Rekordwert von 75 Prozent.
Glänzende Ergebnisse also. Was dem Weltflughafen jedoch nach
wie vor fehlt, ist eine schnellere Bahnanbindung. Über Möglich-
keiten und Notwendigkeiten des Schienenwegeausbaus rund um
den Airport informierte der Vorsitzende der Geschäftsführung
der Flughafen München GmbH (FMG) Dr. Michael Kerkloh in
einem Gespräch mit der Bayerischen GemeindeZeitung.

GZ: Dem Münchner Flugha-
fen eilt der Ruf voraus, aus der
Luft besser erreichbar zu sein
als vom Boden aus. Zu Recht?

Kerkloh: Das stimmt nicht
ganz, wobei deutliche Ungleich-
gewichte natürlich nicht von der
Hand zu weisen sind. Insbesonde-

hergestellt zwischen dem Dreh-
kreuz in der Luft am Flughafen
München und dem zweitgröß-
ten Fernverkehrsknotenpunkt in
Deutschland, dem Münchner
Hauptbahnhof. Zum einen wäre
eine schnelle Anbindung an die
Stadt gewährleistet gewesen, zum

Voraussetzung dafür, dass künftig
Züge vom Münchner Flughafen
über den Erdinger Ringschluss
und die Walpertskirchener Span-
ge direkt bis nach Freilassing und
Salzburg geführt werden können.
Darüber hinaus bleibt aber auch
die Anbindung des Münchner
Airports an das Hochgeschwin-
digkeitsnetz der Bahn ein wichti-
ges Anliegen. 

Ich setze hier vor allem auf die
geplanten transeuropäischen
Schnellstrecken, wobei insbeson-
dere die Verbindung von Paris
nach Bratislava unbedingt über
den Münchner Flughafen geführt
werden sollte. Vor dem Hinter-
grund, dass nach dem Willen der
EU-Kommission leistungsfähige
Infrastrukturen in Europa durch
Schnellbahnstrecken quer durch
Europa aufgebaut werden sollen,
bedeutet dies, dass bei Planung
und Bau einer Schnellstrecke mit
einer 10- bis 15-prozentigen EU-
Förderung zu rechnen ist.

GZ: Apropos Finanzierung:
Mit der Präsentation des ÖPP-
B-Modells hat der Bayerische
Bauindustrieverband einen Lö-
sungsansatz geliefert. In diesem
Modell werden die positiven
Erfahrungen, die bereits mit
dem Ausbau der Autobahn A8
von München bis Ulm gemacht
wurden (ÖPP-A-Modell) auf
den Schienenweg übertragen.
Wie lautet ihre Position?

Kerkloh: Zunächst muss man
sich nach gegebenen Haushalts-
grundsätzen richten. Klar ist aber
auch, dass wir die Schiene brau-
chen, wenn wir den Flugverkehr
so effizient wie möglich gestalten
wollen. Wir wünschen uns volle
Flugzeuge und wollen unser eu-
ropaweit einmaliges Münchner
Netz behalten. Von unserem Air-
port aus gelangt man nämlich
täglich in jede Region Europas.
Umgekehrt ist München auf-
grund dieses Netzes in Europa ein
hochattraktives Ziel, weil die Er-
reichbarkeit einer Region sehr
viel über den wirtschaftlichen Er-
folg aussagt. Das heißt: Ist das
Luftverkehrsnetz sehr gut, sind
die Voraussetzungen äußerst gün-
stig, dass sich die Wirtschaft
überdurchschnittlich entwickelt.

GZ: Und im Münchner
Raum ist die Entwicklung ja 
offensichtlich!

Kerkloh: Wobei ich nochmals
unterstreiche: Die Belange und
Wirkungen des Flughafens gehen
weit über den Großraum Mün-
chen hinaus. Das Signal, das von
Ausbauplanungen am Airport ge-
sendet wird, gilt für ganz Bayern.
Zukunftsstandort, Ansiedlungs-
möglichkeit und Top-Infrastruk-
tur – das sind kurz und knapp die
Kernbotschaften. Bremst man al-
lerdings diese Entwicklung, wird
man die Auswirkungen schlei-
chend zu spüren bekommen – mit
dem Ergebnis, dass wir in 20 Jah-
ren ein Strukturproblem haben.
Deshalb ist die Vernetzung nicht
nur mit Regionalzügen, sondern
auch mit Fernbahnen ungeheuer
wichtig. Das Einzugsgebiet wür-
de sich verändern und viele Leute
würden dann vom Auto auf die
Bahn umsteigen. Ein nicht zu un-
terschätzender und von der FMG
geförderter Umweltgesichtspunkt.

GZ: München ist der siebt-
größte Flughafen in Europa und
zählt damit zu den europäischen
Großflughäfen. Er verzeichnet,
verglichen mit anderen deut-
schen Flughäfen, ein über-
durchschnittliches Wachstum.
Die Fluggastzahlen steigen, al-
lerdings stagniert die Luftfracht
im Moment. Was bedeutet das?

Kerkloh: Die Luftfracht ist für
uns ein Frühindikator. Anhand

der Luftfrachtströme ist erkenn-
bar, wie sich die Konjunktur in
nächster Zeit entwickelt. Da Im-
port wie Export stark bzw. leicht
rückläufig sind, ist dies für uns
ein deutliches Signal, dass das
kommende Jahr – falls es über-
haupt zu einem Wachstum
kommt – sich eher verhalten ent-
wickeln wird.

GZ: Wie definieren Sie die
Rolle des Münchner Flugha-
fens als Arbeitgeber in der Re-
gion?

Kerkloh: Es gibt eine allge-
mein gültige Faustregel: Mit ei-
nem Passagierwachstum von ei-
ner Million werden direkt am
Flughafen ca. 1000 Arbeitsplätze
geschaffen. 2012 werden wir in
München vermutlich ein Wachs-
tum von 800.000 Passagieren ge-
genüber 2011 verzeichnen. Das
sind erfreuliche Zahlen. Bedeu-
tend ist für die Region aber auch
der sog. Beschäftigungsmultipli-
kator, von dem auch Umlandkrei-
se wie beispielsweise Landshut,
Dachau oder Rosenheim profitie-
ren. Grundsätzlich ist der Flug-
hafen ein Arbeitgeber, der in Kri-
senzeiten ziemlich stabil ist. Hin-
zu kommt, dass wir ein Industrie-
zweig sind, der nicht einfach weg-
ziehen kann. Die Arbeitsplätze
bleiben hier und deren Bandbrei-
te verändert sich auch nicht - von
ungelernt bis hochqualifiziert.

GZ: München ist ein soge-
nannter Hub-and-Spoke-Flug-
hafen. Das heißt: Bei diesem
Verfahren werden Passagiere
sowie Güter zunächst von ihrem
Abflugort zum Drehkreuz ge-
flogen, um von dort mit Passa-

gieren und Gütern aus zahlrei-
chen anderen Richtungen (aber
mit dem gleichen Ziel) zu ihrem
eigentlichen Bestimmungsort
weiterzufliegen. Welchen Nut-
zen zieht derAirport daraus?

Kerkloh: Wir stehen europa-
weit mit etwa zehn Hubs, darun-
ter Amsterdam, Frankfurt, Lon-
don, Paris und Zürich, im Wettbe-
werb. Voraussetzung für einen
Hub ist eine starke Hub-Airline
mit Basisstandort. In München ist
dies die Deutsche Lufthansa, die
hier 125 Flugzeuge stationiert
hat. Dadurch haben der Groß-
raum München und eben auch
ganz Bayern eine optimale An-
bindung an Europa und die Welt.
Alle großen wirtschaftlichen Zen-
tren sind mit München über Non-
stop-Flüge verbunden. Deutsch-
landweit ist dies nur noch in
Frankfurt am Main der Fall.

GZ: Gibt es einen weiteren
Aspekt?

Kerkloh: Ja, den Umsteigera-
spekt. Die Anwendung des Hub-
and-Spoke-Verfahrens führt zu ei-
ner hohen Auslastung der zentra-
len Verkehrsknoten und der Flug-
zeuge. Wir hatten in München im
vergangenen Jahr einen Umstei-
geranteil von 40 Prozent. 

GZ: Stichwort „Dritte Start-
bahn“: Wie ist der Stand der
Dinge?

Kerkloh: Grundsätzlich be-
steht der Nutzen, der sich mit dem
Bau der „Dritten Startbahn“ ver-
binden würde, darin, dass sie die
Möglichkeit schafft, die Mobilität
und Erreichbarkeit Bayerns und
seiner Landeshauptstadt durch
weitere Flugverbindungen zu at-

traktiven Zielen in allen Teilen
der Welt langfristig und nachhal-
tig zu erhöhen. Der Münchner
Flughafen zieht – verglichen mit
anderen Großflughäfen – deutsch-
landweit die geringsten Belastun-
gen für Bürger und Umwelt nach
sich. Klar ist aber auch, dass es
am Ende einer sorgsamen Abwä-
gung der Argumente und Interes-
sen von Befürwortern und Geg-
nern bedarf.

GZ: Und was bedeutet das?
Kerkloh: Unsere Philosophie

lautet erstens: Wir erkennen an,
dass es Menschen gibt, die ein
Problem mit der Flughafenerwei-
terung haben. Zweitens: Wenn die
dritte Startbahn trotzdem die be-
ste Lösung ist, müssen wir für die
Betroffenen, sprich vor allem die
Anwohner, gute Lösungen erar-
beiten. Dafür gibt es unter ande-
rem den Nachbarschaftsbeirat.
Wir nehmen uns auch Zeit für
Einzelschicksale und bemühen
uns um tragfähige Lösungen.
Das braucht Zeit. Aber ich bin
sicher, dass wir den überwiegen-
den Teil der Konfliktfälle gut lö-
sen werden. Für Ausgleichs-
flächen, Lärmschutz und wei-
tere Umweltschutzmaßnahmen
nimmt die FMG im Übrigen fast
so viel Geld in die Hand wie für
den eigentlichen Bau der Start-
bahn.

GZ: Das Thema steht also
weiter auf der Tagesordnung?

Kerkloh: Ein klares Ja, denn
der Freistaat Bayern und der
Bund als größte Gesellschafter
der Flughafen München GmbH
wollen an dem Projekt „Dritte
Startbahn“ festhalten. DK

Anne-Marie (r.) und Constanze von Hassel gemeinsam mit 
Dr. Michael Kerkloh. 

Vorbereitungen der Deutschen Bahn
für den Winter in Bayern

Weichen mit Abdeckungen - Zug-Enteisungsanlagen in den Werken
Mehr Räum- und Sicherungskräfte

Routinemäßig hat die Deutsche Bahn sich wieder intensiv auf den
nun beginnenden Winter vorbereitet. In Bayern steht dabei im Vor-
dergrund, die vorhandenen Räum- und Sicherungskräfte richtig
einzuteilen. Insgesamt sind bis zu 4.400 Räum- und Sicherungs-
kräfte und damit ca. 15 Prozent mehr als im Jahr zuvor verfügbar
und kurzfristig für den Wintereinsatz abrufbar. 

Auch viele organisatorische
Maßnahmen sollen helfen, die
Einwirkungen von Schnee und
Eis auf den Bahnverkehr so ge-
ring wie möglich zu halten. Der
Einsatz von Winterdienstmit-
arbeitern wird örtlich flexibler
gehandhabt, zusätzliche Mitar-
beiter für die Disposition von Zü-
gen stehen bereit. Mit einer zu-
sätzlichen Schneeschleuder in
Kempten verfügt die DB in Ba-
yern nunmehr über 18 Schnee-
räumfahrzeuge und damit zwei
mehr als im Vorjahr. 

Sie stehen bereit in Würzburg,
Hof, Kronach, Weiden, Plattling,
München, Freilassing, Holzkir-
chen, Garmisch-Partenkirchen und
Kempten. Im Fall von starken,
länger anhaltenden oder flächen-
deckenden Winterwetterlagen sind
Pläne aufgestellt, wie einerseits
wenig benötigte Infrastrukturanla-
gen (zum Beispiel Überholgleise)
gezielt aus dem Betrieb ge-
nommen, dafür aber durchge-
hende Strecken und Knotenbahn-
höfe mit allen Kräften frei gehal-
ten werden können. 

Verschlussfachabdeckungen

Weiterhin rüstete die DB Netz im
Freistaat in diesem Jahr bisher 800
Weichen mit Verschlussfachab-
deckungen aus. „Diese Abdeckun-
gen schützen die Verschlussgestän-
ge der Weichen vor Schneean-
sammlungen und Eisabwurf durch
Züge. Zusätzlich haben wir die
Heizleistung der Weichenheizun-
gen verstärkt“, so Volker Hentschel,
Produktionsleiter DB Netz Bayern.
Eine Weichenheizung schaltet sich
bei Temperaturen um 0 °C und/
oder Schneefall automatisch ein.
Ihre Leistung kann bis zu 50 Kilo-
watt betragen. (Das entspricht in et-
wa der doppelten Leistung einer
Heizung eines Einfamilienhauses.)
Bei extremem Frost oder starken

Schneeverwehungen benötigt eine
Weichenheizung aber mehrere
Stunden für ein vollständiges Ab-
tauen. In diesem Fall müssen
Schneeräumkräfte die Gleise und
Weichen per Hand freischaufeln.
Um Schneeverwehungen vorzu-
beugen, wurden auf insgesamt 28
Kilometer Länge Schneefangzäune
aufgestellt.

Abtauanlagen

DB Regio Bayern verfügt in
den Werkstätten Hof, Kempten,
München, Nürnberg über 70 Ab-

tauanlagen. Diese Züge können
damit schneller von Vereisung be-
freit und gewartet werden, als dies
früher der Fall war. Teilweise wer-
den auch Zelte neben den Werk-
hallen aufgestellt und beheizt, um
die Kapazitäten zu erweitern. Spe-
zielle Bereitschaftspläne sorgen
dafür, dass bis zu 20 Prozent mehr
Mitarbeiter kurzfristig in den Wer-
ken eingesetzt werden können. 

Auf über 1,7 Millionen Qua-
dratmeter summiert sich die Flä-
che der zu räumenden 2.100
Bahnsteige in Bayern. Dies ent-
spricht der Fläche von mehr als
250 Fußballfeldern. Die Winter-
dienstkräfte sind ausgerüstet mit
400 Traktoren und 700 Schneefrä-
sen. DB Services hat dazu Verträ-
ge vor allem mit örtlichen Dienst-
leistern abgeschlossen. 

„Initiative zeigt Wirkung“
Minister Zeil zur Zusage des Bundes, Planungen 

für wichtige bayerische Schienenprojekte zu finanzieren

Verkehrsminister Martin Zeil ist erfreut über die Zusage des Bun-
des, die Aufnahme der Planungen für die Ausbaustrecken Mün-
chen – Mühldorf – Freilassing/Salzburg sowie München – Rosen-
heim – Kiefersfelden/Kufstein, Teile des Maßnahmenpakets ‚Kno-
ten München‘ und die Elektrifizierung derAbschnitte Hof – Markt-
redwitz und Marktredwitz – Schirnding/Eger zu finanzieren. 

„Das ist ein Ergebnis unserer 
Initiativen beim Bundesverkehrs-
minister, bei dem ich mich für diese
Projekte stark gemacht habe“, be-
tont Zeil. Zwar gebe es im Freistaat
angesichts des Investitionsstaus
noch viele weitere Schienenprojek-
te, bei denen es endlich Fortschritte
geben müsse; er wertete die Zusa-
gen aber als wichtigen Erfolg für
Bayerns Verkehrspolitik.

Auf mittlere Sicht erwartet sich
Zeil auch für die übrigen bayeri-
schen Projekte des Bedarfsplans
Schiene Fortschritte bei den Pla-
nungen: „Hier werde ich gegen-
über dem Bund nicht nachlassen.
Investitionen in die Schiene sind
Schlüsselinvestitionen für Bayerns
Zukunft!“

Möglich wurde die Planungsfi-
nanzierung des Bundes durch das
neu eingeführte Planungskosten-

budget, das auf Vorschlag des
bayerischen Verkehrsministers Ein-
gang in den Berliner Koalitionsver-
trag gefunden hatte. 

Vermeidbare Verzögerungen

Mit der nun umgesetzten ersten
Stufe des Planungskostenbudgets
können für wichtige Schienenpro-
jekte frühzeitig Planungen eingelei-
tet werden. Damit wird die Grund-
lage für die späteren Phasen Ent-
wurfsplanung und Planfeststellung
sowie schließlich für die Umset-
zung der Bauprojekte gelegt. In der
Vergangenheit traten auch wegen
des fehlenden Planungsvorlaufs
und der Frage der Planungskosten-
finanzierung immer wieder ver-
meidbare Verzögerungen bei Pla-
nung und Realisierung von Schie-
nenprojekten auf. 

re, wenn man bedenkt, dass das
Passagieraufkommen des vor 20
Jahren in Betrieb genommenen
Airports seither um das etwa
Dreifache gestiegen ist, der an-
und abfließende Verkehr sich je-
doch bei weitem nicht in diesen
Größenordnungen entwickelt hat.

GZ: Wo liegt konkret das
Problem?

Kerkloh: Wir haben eine
Schienenanbindung, die nur nach
Südwesten ausgerichtet ist. Die
gesamte Infrastrukturentwicklung
am Boden konzentriert sich sehr
stark auf die Achse Flughafen-
Landeshauptstadt München. Man
darf aber nicht vergessen, dass
wir ein Flughafen für Bayern sind
und eine Vorleistungsfunktion für
die wirtschaftliche Entwicklung
in den großen Zentren außerhalb
Münchens wie Landshut, Regens-
burg, Rosenheim oder auch Augs-
burg haben. Diese Städte fallen al-
le etwas aus dem Fokus, weil der
Airport den Namen der Landes-
hauptstadt trägt. Dass es für die
beiden Städte in unmittelbarer
Nähe zum Flughafen - Freising
und Erding - bis heute keine Schie-
nenanbindung zum Flughafen
gibt, ist eigentlich unvorstellbar.

GZ: Welche Versäumnisse
hat es aus ihrer Sicht gegeben?

Kerkloh: Zunächst: Wir sind
Weltklasse in Europa. Bei den
Kriterien Qualität und Komfort
spielen wir vorne mit. Allerdings
haben wir Kreisklasseformat,
auch was die Anbindung an die
Landeshauptstadt betrifft. Tatsa-
che ist, dass alle Flughäfen unse-
rer Größenordnung auch über ei-
ne leistungsfähige Fernbahnan-
bindung an den Airport verfügen.
Hier wurde leider versäumt,
schon im Zuge der Flughafenpla-
nung die Verkehrserschließung
nach Osten hin zu entwickeln. So-
wohl die Straßen- als auch die
Schieneninfrastruktur in Rich-
tung Erding und darüber hinaus
sind entweder nicht existent oder
sehr dürftig.

GZ: Hätte der Transrapid
die Defizite bei der Anbindung
behoben? 

Kerkloh: In der Tat. Der
Transrapid hätte die Verknüpfung

anderen hätte man das Problem
der fehlenden Fernbahnanbin-
dung vernünftig gelöst.

GZ: Welche Überlegungen
werden nun konkret angestellt?

Kerkloh: Die Frage, wie man
den Flughafen von der Schiene
aus leistungsfähig erreichbar
macht, beinhaltet den Bau einer
weiteren S-Bahn von Freising
über den Flughafen nach Erding.
Wir sprechen hier vom sogenann-
ten Erdinger Ringschluss. Ein
Teil dieses Projekts ist die Neu-
fahrner Kurve. Diese 2,5 Kilome-
ter lange Strecke ist bereits plan-
festgestellt. Sollte es keine Ein-
sprüche und Klagen geben und
ist die Finanzierung sicherge-
stellt, kann gebaut werden. Ich
gehe davon aus, dass dies 2013
bereits der Fall sein wird.

GZ: Und die restlichen Kilo-
meter?

Kerkloh: Beim ersten Ab-
schnitt, der sich von Freising zum
Flughafen erstreckt, rechnen wir
in wenigen Jahren mit einer Be-
triebsaufnahme. Teil 2 der Stre-
cke, die vom Flughafen nach Er-
ding verläuft, ist dagegen pla-
nungsrechtlich noch nicht soweit.
Ich gehe aber davon aus, dass
auch diese S-Bahn realisiert wird,
etwa zum Jahr 2020 hin. Im Übri-
gen ist diese Freisinger Flugha-
fenverbindung auch deshalb so
charmant, weil sie eine Durchbin-
dung von Regionalzügen bei-
spielsweise aus dem Regensburger
und Passauer Raum und insbe-
sondere auch von Landshut bis
zum Airport hinein ermöglichen
würde. Viele Kommunalpolitiker
gerade aus Niederbayern und
der Oberpfalz erheben diese
Forderung.

GZ: Damit ist das Problem
Ostanbindung aber nach wie
vor nicht gelöst…

Kerkloh: Fakt ist: Wir müssen
im ostbayerischen Raum endlich
leistungsfähige Schienenwege er-
richten. Bei einer Regionalkonfe-
renz in Burghausen wurde kürz-
lich eine Resolution verabschie-
det, die unter anderem den elek-
trifizierten zweigleisigen Ausbau
von München bis Freilassing zum
Inhalt hat. Diese Maßnahme ist
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Der neue BMW 3er Touring:

Fahrdynamik und Funktionalität
im sportlich-eleganten Design

Die Neuauflage des BMW 3er Touring setzt mit markentypi-
scher Dynamik, einem Plus an Funktionalität und Variabi-
lität sowie einer praxisgerechten Serienausstattung neue Ak-
zente im Segment der Premium-Sportkombis. Sein erweiter-
ter Innenraum ist vielseitig nutzbar und wird den An-
sprüchen moderner, aktiver Kunden in vollem Umfang ge-
recht. In dieser Rolle überzeugt der neue BMW 3er Touring
gleichermaßen als sportlich-elegantes, dynamisches Reise-
fahrzeug wie auch als komfortables und geräumiges Fahr-
zeug im Sport- und Freizeiteinsatz.

Die gestreckte Silhouette mit
sanft abfallender Dachlinie, die
weit nach hinten reichenden
Fensterflächen und das kraftvoll
gezeichnete Heck entfalten eine
eigenständige Touring Persön-
lichkeit und lassen das große Po-
tenzial der neuen BMW 3er Va-
riante schon auf den ersten Blick
erkennen.

Bestwerte: 
Mehr Raum fürs Gepäck
und clevere Detaillösungen

Mit einem Längenzuwachs
von 97 Millimeter und einem
Radstand von plus 50 Millimeter
bietet der neue BMW 3er Tou-
ring ein erweitertes, variabel
nutzbares Platzangebot für Pas-
sagiere und Gepäck und damit
Freiraum für vielfältige Aktivitä-
ten. Dabei markiert das um 35
Liter auf 495 Liter vergrößerte
Gepäckraumvolumen den Best-
wert in seinem Segment. Eine
praxisgerechte Serienausstattung
wie die im Verhältnis 40:20:40
geteilte Rücksitzbank, die auto-
matische Heckklappe mit separat
zu öffnender Heckscheibe, die

Edelstahlblende auf der mit 62
Zentimeter angenehm niedrigen
Ladekante, das separate Trenn-
netzrollo und das sauber im Un-
terboden verstaubare Abdeckrol-
lo machen deutlich, dass sich der
neue BMW 3er Touring den je-
weiligen Erfordernissen perfekt
anpassen lässt.

Maßgeschneiderte Optionen
wie das adaptive Befestigungs-
system mit variablen Steckele-
menten für den Gepäckraumbo-
den, das berührungslose Öffnen
der Heckklappe als Teil der Son-
derausstattung „Komfortzugang“
oder die elektrisch ausschwen-
kende Anhängerkupplung stei-
gern den Reise- und Transport-
komfort zusätzlich.

Modellstart mit 
BMW 328i, 330d  
und 320d Touring

Neben dem Plus an Funktio-
nalität und Variabilität profitiert
der neue BMW 3er Touring vom
gesteigerten Fahrkomfort, den
neuen Ausstattungslinien „Sport
Line“, „Luxury Line “ und „Mo-
dern Line“ sowie dem Material-

und Farbkonzept der kürzlich
vorgestellten Limousine. Zudem
steht von Beginn an ein optiona-
les M Sportpaket zur Verfügung.

Agilität und Fahrdynamik sind
weitere typische Qualitäten, mit
denen der neue BMW 3er Tou-
ring punkten kann. Zur Markt-
einführung stehen drei kultivier-
te, verbrauchsgünstige und durch-
zugsstarke Triebwerke zur Aus-
wahl, die allesamt mit der BMW
TwinPower Turbo Technologie
arbeiten. 

Neben einem neuen Vierzy-
linder-Benziner mit 180 kW/245
PS und dem überarbeiteten Zwei-
liter-Dieselmotor mit 135 kW/
184 PS sorgt ein optimierter
Sechszylinder-Diesel mit 190
kW/258 PS für sportliche Fahr-
dynamik bei erheblich redu-
zierten Verbrauchs- und Emis-
sionswerten. Alle Motoren unter-
schreiten die Grenzwerte der Ab-
gasnorm EU5, der Selbstzünder
320d lässt sich auf Wunsch nach
Maßgabe der EU6 weiter opti-
mieren. Daneben eröffnet der
Fahrerlebnisschalter mit ECO
PRO Modus für alle Motorisie-
rungen zusätzliche Einsparpo-
tenziale.

Die Kraftübertragung auf die
Hinterräder erfolgt bei den Vier-
zylindern über ein sportliches
Sechsgang-Handschaltgetrie-
be. Als Option bietet BMW zu-
dem die innovative Achtgang-
Automatik, die beim Sechszy-
linder-Diesel serienmäßig an
Bord ist. Als weitere Option
kann der Kunde die Achtgang
Sport-Automatik inkl. Schalt-

wippen am Lenkrad wählen.
Alle Getriebe arbeiten mit der
verbrauchsmindernden Auto
Start Stop Funktion. Eine aus-
gefeilte Fahrwerkstechnik mit
vielen Leichtmetall-Komponen-
ten und neuer Abstimmung, die
von Antriebseinflüssen freie
elektromechanische Lenkung,
das um bis zu 40 Kilogramm
geringere Gesamtgewicht und
die ausgeglichene Verteilung
der Achslast runden das sportli-
che Gesamtkonzept ab. 

BMW EfficientDynamics

Modernste elektronische Re-
gelsysteme unterstützen das
fahrdynamische Potenzial des
neuen BMW 3er Touring und
sorgen am Ende für die perfekte
Kombination aus Sportlichkeit
und Fahrkomfort. Auf Wunsch
ist der neue Touring mit M
Sportfahrwerk oder adaptivem
M Sportfahrwerk erhältlich.

Neben hoher Funktionalität
und sportlicher Dynamik trägt
auch die herausragende Wirt-
schaftlichkeit zum Fahrvergnü-
gen im neuen BMW 3er Touring

bei. Sie ist das Resultat der Ent-
wicklungsstrategie BMW Effi-
cientDynamics, deren Ergebnis-
se in nahezu allen Bereichen des
neuen Modells zum Einsatz
kommen. Neben den verbrauchs-
optimierten Benzin- und Diesel-
motoren sorgen das intelligente
Leichtbaukonzept, die optimier-
te Aerodynamik und weitere
Maßnahmen wie Auto Start Stop
Funktion, Bremsenergie-Rück-
gewinnung, Schaltpunktanzeige
und bedarfsgerecht gesteuerte
Nebenaggregate dafür, dass der
leistungsstarke BMW 3er Tou-
ring auch mit günstigen Ver-
brauchs- und Emissionswerten
überzeugen kann. Darüber hin-
aus bietet der Fahrerlebnisschal-
ter mit ECO PRO Modus weite-
re Einsparpotenziale.

BMW ConnectedDrive

Mit einem umfangreichen An-
gebot an Fahrerassistenzsyste-
men und Mobilitätsdienstleistun-
gen, die serienmäßig oder optio-
nal im Rahmen von BMW
ConnectedDrive angeboten wer-
den, setzt der neue BMW 3er

Touring Maßstäbe in Sachen Si-
cherheit, Komfort und Infotain-
ment. Ein Highlight ist das
mehrfarbige Head-Up Display
der jüngsten Generation, das
wichtige Informationen in bril-
lanter Auflösung auf die Front-
scheibe projiziert. Neben weite-
ren komfort- und sicherheitsrele-
vanten Assistenzsystemen sorgt
eine besonders leistungsfähige
Schnittstellentechnologie für die
umfassende Nutzung externer
Mobiltelefone und zahlreicher
Bluetooth-Office-Funktionen für
internetbasierte Services. 

Mit der Sonderausstattung
Apps und der
kostenlosen Applikation

„BMW Connected“ können
unter anderem soziale Netz-
werke, Web-Radio und die Ka-
lenderfunktion des iPhones ge-
nutzt werden. Schließlich er-
höhen Auskunfts- und Büro-
dienste sowie Reise- und Frei-
zeitplaner den individuellen
Reisekomfort im neuen BMW
3er Touring. 

4,8 l/100 km135 kW (184 PS)320d Touring

BMW Behörden

Freude am Fahren
www.bmw-
behoerden.de

DER NEUE BMW 3er TOURING. 
JETZT PROBE FAHREN.

Der neue BMW 3er Touring setzt in der fünften Generation erneut Maßstäbe – auch für Ihren Fuhrpark. Dafür sorgen unter anderem Innovationen wie der serienmäßige 
Fahrerlebnisschalter. Mit ihm lässt sich der Kraftstoffverbrauch im ECO PRO Modus um bis zu 20 % reduzieren.* Bei einem kombinierten Verbrauch von 4,8 Litern auf 100 km 
erzielt der BMW 320d Touring Werte, die sich sehen lassen können – besonders bei der Abrechnung. So klein die Kosten sind, so groß sind die Möglichkeiten: Mit 495 Litern 
bietet der neue BMW 3er Touring das größte Kofferraumvolumen seiner Klasse. Erfahren Sie mehr unter www.bmw-behoerden.de oder schreiben Sie Herrn 
Christian Brandl, unserem Leiter Verkauf an Landesbehörden, persönlich unter: Christian.BA.Brandl@bmw.de

BMW 320d Touring: Kraftstoffverbrauch in l/100 km (innerorts/außerorts/kombiniert): 6,0–5,9/4,0–3,9/4,8–4,6. CO2-Emission in g/km (kombiniert): 125–122. 
BMW 3er Touring: Kraftstoffverbrauch in l/100 km (kombiniert): 6,8–4,6. CO2-Emission in g/km (kombiniert): 159–122. Als Basis für die Verbrauchsermittlung
gilt der ECE-Fahrzyklus. Abbildungen zeigen Sonderausstattungen. * Abhängig vom individuellen Fahrverhalten; ermittelt in BMW interner Verbrauchsstudie.

495 LITER: GANZ SCHÖN VIEL. 
4,8 LITER: GANZ SCHÖN WENIG.
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selux.com/avanza

Ästhetisch.
Leistungsstark.
Zukunftssicher.

Die Avanza LED mit richtungs-

weisender Selux Cross Beam 

Technology (CBT) sorgt für prä-

zise und homogene Beleuchtung 

von Straßen und Plätzen nach 

DIN EN 13201. Sie kombiniert 

modern ste LED Lichttechnologie 

mit klarer Fomensprache. 

Besonders bemerkenswert:

· L ebensdauer 80 000 Betriebs-

stunden /   L70

· E xzellentes Wärmemanagement

· W erkzeugloser Austausch der 

LED-Module

· C omfort Feature für erhöhten 

Sehkomfort

Avanza. Die Leuchtenf amilie 
für den Stadtraum.

Licht Plus - Das Verschwinden des Lichts
Mit der Licht Plus Veranstaltungsreihe fördert Selux den Austausch
mit innovativen und kreativen Geistern aus verschiedenen Diszipli-
nen. Das nächste Thema: Das Verschwinden des Lichts. Wie kaum
ein anderes Medium hat das künstliche Licht in den letzten Jahr-
zehnten unseren Lebensraum revolutioniert. Wir wohnen in Metro-
polen und Städten des Lichts, wobei sich die Grenzen zwischen Be-
leuchtung und Informationsträgern immer mehr verwischen. Die
halbleitenden Dioden bestehen aus extrem wenig Material. Die Fol-
ge: Die lichtgebende Technik verschmilzt mit der Architektur. Wie
werden Material und Licht in diesem Kontext wahrgenommen?
Die Veranstaltung findet am 31. Januar 2013 um 18 Uhr im So-
fitel Bayerpost in München statt. 

Polizei erhält neue
Einsatzfahrzeuge 
Erstmals BMW X3 für unwegsames Gelände 

und mit spezieller Autobahnausstattung
Bayerns Innenminister Joachim Herrmann hat in der BMW-Welt
in München von Karsten Engel, Leiter Vertrieb Deutschland der
BMW Group, je fünf neue BMW 320d Touring und BMW X3 in
Empfang genommen. „Damit erhalten unsere Polizistinnen und
Polizisten hochmoderne und besonders sichere Dienstfahrzeuge“,
sagte Herrmann bei der Schlüsselübergabe.

Besonders hob der Innenmini-
ster hervor, dass der Bayerischen
Polizei mit dem BMW X3 jetzt
erstmals auch ein geländegängi-
ges Einsatzfahrzeug als neuer
Fahrzeugtyp zur Verfügung steht.
Als BMW X3 xDrive20d sind die
Fahrzeuge für Dienststellen mit
gebirgigem Gelände oder mit ho-
hem Anteil an unwegsamen
Forst- und Waldwegen vorgese-
hen. Verbunden mit einer stärke-
ren Motorisierung und umfang-
reicher zusätzlicher Ausstattung
zur Eigensicherung werden die
BMW X3 xDrive30d auf Auto-
bahnen zum Einsatz kommen.
„Die Sicherheit unserer Polizi-
stinnen und Polizisten hat auch
auf Autobahnen höchste Prio-
rität“, so Herrmann. 

Beamtensicherheit

Für 2012 hat die Bayerische Po-
lizei insgesamt 41 BMW X3 be-
stellt, die noch bis Ende des Jahres
ausgeliefert werden. Die Auto-
bahnversion des BMWX3 verfügt
zusätzlich unter anderem über eine
blaue LED-Frontwarnleuchte hin-
ter der Windschutzscheibe, eine
gelbe Lichtleiste nach hinten mit
sechs starken LED-Leuchtele-
menten sowie über einen speziel-
len Kofferraumauszug und vier
statt bisher nur zwei zusätzliche
blaue LED-Leuchten in der Lade-
raumklappe. „Damit sind die Ein-
satzfahrzeuge deutlich besser
sichtbar und bieten damit mehr Si-
cherheit für die eingesetzten Be-
amten“, betonte Herrmann. „Es
freut mich sehr, dass wir hier auch
einem besonderen Anliegen unse-

rer Polizeigewerkschaften Rech-
nung tragen können.“

Sparsame Dieselfahrzeuge

Bei den BMW 320d Touring
handelt es sich ebenfalls um lei-
stungsfähige und äußerst sparsame
Dieselfahrzeuge. Sie verfügen
über hochmoderne Sondersignal-
anlagen in LED-Technik der Fir-
ma Hella, die für optimale Erkenn-
barkeit und Warnwirkung sorgen.
Bis Ende dieses Jahres liefert
BMW etwa 150 BMW 320d Tou-
ring an die Bayerische Polizei aus.
Für 2013 sind rund 350 und für
2014 850 Fahrzeuge vorgesehen.
Sie ersetzen vorwiegend geleaste
Fahrzeuge, deren zweijährige Nut-
zungszeit abgelaufen ist.

EU-weite Ausschreibung

Ende des Jahres 2011 wurde
die EU-weite Ausschreibung über
einen mehrjährigen Liefervertrag
von Dienstfahrzeugen für die
Bayerische Polizei abgeschlos-
sen. Die BMW-Group hat erneut
die wirtschaftlichsten Angebote
abgegeben und beliefert die
Bayerische Polizei für die näch-
sten vier Jahre mit BMW Fahr-
zeugen der 3er, 5er und X3 Rei-
hen. Ausschlaggebend für den
Zuschlag war unter anderem best-
mögliche passive Sicherheit, si-
cheres Fahrverhalten, Qualität
und Bedienfreundlichkeit der po-
lizeispezifischen Einbauten, Fol-
gekosten für Wartung und Kraft-
stoffverbrauch sowie Umweltver-
träglichkeit durch niedrigen CO2-
Ausstoß. 

Energieeffiziente
Straßenbeleuchtung

Moderne Beleuchtungssysteme kommen heutzutage mit einem
Bruchteil der Energie aus, die noch vor 20 bis 30 Jahren
benötigt wurde. Ein praxisorientierter Leitfaden hilft nun Kom-
munen bei den Modernisierungsvorhaben.

Die Bereitstellung von Straßenbeleuchtung ist eine zentrale Auf-
gabe der insgesamt rund 11.300 deutschen Kommunen. Die Anzahl
der betriebenen Lichtpunkte ist dabei nicht nur von der Einwohner-
zahl, sondern auch von weiteren Aspekten wie der Fläche, der spe-
zifischen Verkehrssituation  und der Gesamtstraßenlänge abhängig.
Durchschnittlich kommen auf 1.000 Einwohner etwa 111 Licht-
punkte, das sind in der Summe über 9 Millionen Lichtpunkte bun-
desweit. Ein Großteil der Beleuchtungsanlagen in deutschen Kom-
munen ist überaltert. Es wird davon ausgegangen, dass bis zu 60 %
der Straßenbeleuchtung noch aus den 1960er Jahren stammt.

Über die Jahre sind im Bereich der Straßenbeleuchtung eine Viel-
zahl unterschiedlicher Technologien entwickelt worden und zum
Einsatz gekommen. Die Effizienz der Systeme hat sich kontinuier-
lich verbessert: Durch den Einsatz energieeffizienter Leuchtmittel
wie beispielsweise LED und intelligenter Lichtsteuerungssysteme
könnten in Deutschland rund 40 % der Stromkosten für die Be-
leuchtung von Straßen, Parkplätzen, Fußgängerzonen und öffentli-
chen Plätzen eingespart werden. 

Aufgrund der Komplexität der Aufgabe „Straßenbeleuchtung“ hat
ein Großteil der deutschen Kommunen diese aus der Hand gegeben.
Auf Basis sogenannter Straßenbeleuchtungsverträge wird der Be-
trieb an Unternehmen (meist Stadtwerke oder EVU) abgegeben.
Diese Verträge mit einer typischen Laufzeit von 20 Jahren verhin-
dern jedoch vielerorts eine Modernisierung, da der Betreiber der
Straßenbeleuchtung nicht von den dadurch zu erzielenden Ein-
sparungen profitiert.

Systemoptimierung

Kommunen können an verschiedenen Punkten ansetzen, um ihre
Straßenbeleuchtungssysteme zu optimieren. Die wirtschaftlichsten
Maßnahmen zur Reduzierung von Stromverbrauch und -kosten
kommunaler Straßenbeleuchtung reichen vom Einsatz effizienter
Leuchtmittel bis zur bedarfsgerechten Beleuchtungssteuerung.

Da der Bezug von Energie mit Abstand den größten Anteil an den
Gesamtkosten ausmacht, besteht beim Stromverbrauch ein großes
Potenzial für Kostensenkungen und Entlastungen kommunaler Bud-
gets. Moderne Beleuchtungssysteme haben nicht nur den Vorteil des
geringeren Energieverbrauchs. Sie sind darüber hinaus wartungsarm
und entlasten das Budget damit in doppelter Hinsicht. So trägt eine
moderne energieeffiziente Straßenbeleuchtung mittel- bis langfristig
zu einer erheblichen Entlastung des öffentlichen Haushalts bei. 

Eine Modernisierung der Straßenbeleuchtung ist daher keine ne-
bensächliche Ausgabe, sondern eine zentrale Investition in die Zu-
kunftsfähigkeit der kommunalen Infrastruktur. Neben dem zentra-
len Kostenaspekt sprechen außerdem die deutlich verbesserte Aus-
leuchtung von Straßen, die Reduzierung der kommunalen CO2-Bi-
lanz sowie eine geringere Lichtverschmutzung für eine rasche Mo-
dernisierung.

Um Kommunen bei der Umsetzung ihres Modernisierungsvorha-
bens zu unterstützen, steht nun mit dem Lotsen für energieeffiziente
Straßenbeleuchtung ein praxisorientierter Leitfaden zur Verfügung.
Der Lotse ist nicht nur bei der Identifikation von Beleuchtungs-Be-
stand und -bedarf in der Kommune behilflich, sondern fasst auch die
wesentlichen technischen, politischen und finanziellen Rahmenbe-
dingungen eines Straßenbeleuchtungsprojektes zusammen. Er be-
gleitet Kommunen Schritt für Schritt durch alle Stadien eines Mo-
dernisierungsprojekts und bietet zu allen Prozessschritten - von der
Bestandsaufnahme bis zum erfolgreichen Projektabschluss - wert-
volle Hilfestellung. 

Der Lotse energieeffiziente Straßenbeleuchtung wurde von der
Deutschen Energie-Agentur in Zusammenarbeit mit dem Zentral-
verband der Elektrotechnik- und Elektronikindustrie e.V. sowie dem
Deutschen Städte und Gemeindebund erarbeitet. Gefördert wurde
das Projekt durch das Bundesministerium für Wirtschaft und Tech-
nologie, die KfW Bankengruppe und den Zentralverband der Elek-
trotechnik- und Elektronikindustrie.  
Mehr Informationen unter: www.lotse-strassenbeleuchtung.de

Inbetriebnahme des Bahnhofs Bad Reichenhall:

Mehr Komfort 
und Sicherheit

Nach einem halben Jahr Umbauzeit hat der Bahnhof Bad Rei-
chenhall seinen Betrieb wieder aufgenommen. Für eine feierli-
che Umrahmung sorgte unter anderem die Anwesenheit von
Bundesverkehrsminister Dr. Peter Ramsauer MdB, Dr. Herbert
Lackner, Oberbürgermeister der Stadt Bad Reichenhall und
Klaus-Dieter Josel, Konzernbevollmächtigter für das Land Bay-
ern der Deutschen Bahn AG.

Seit Ende April wurden zwei
moderne Außenbahnsteige neu
gebaut. Die Zuwegung zu den
Bahnsteigen wurde barrierefrei
erschlossen. Nicht nur mobilitäts-
eingeschränkte Reisende profitie-
ren davon, sondern auch Fahrgä-
ste mit Kinderwagen oder
Fahrrädern erreichen dadurch be-
quemer und schneller ihren Zug.
Um die Orientierung für Blinde
und sehbehinderte Menschen zu
erleichtern, erhielten die Bahn-
steige auf ganzer Länge ein takti-
les Blindenleitsystem. Beide
Bahnsteige wurden mit neuen
Bahnsteigdächern überdacht.

Windschutz

Zusätzlich wurden als Wind-
schutz innerhalb der Bahnsteig-
dachbereiche pro Bahnsteig drei
verglaste Windfänge angebracht.
Hierin sind auch Vitrinen und
Sitzgelegenheiten für die Rei-
senden integriert. Neue Dynami-
sche Schriftanzeiger (DSA) in-
formieren die Reisenden über
Unregelmäßigkeiten im Bahn-
verkehr. Moderne Bahnsteigaus-
stattungen und Serviceeinrich-
tungen wie Beschilderung, Be-
leuchtung und Anzeigetafeln
runden die Baumaßnahmen ab. 

Wie Bauminister Ramsauer be-

tonte, sei der Umbau in der Re-
kordzeit von einem halben Jahr
fertig geworden. „Mit weiteren
Investitionen in die Personen-
bahnhöfe setzen wir unseren Weg
zu einer kundenorientierten Bahn
konsequent fort. Mit dem Infra-
strukturbeschleunigungspro-
gramm schließen wir nahtlos an
das Konjunkturpaket an, mit dem
wir über 2.000 Bahnhöfe saniert
haben. Mit weiteren 100 Millio-
nen Euro werden nun weitere 195
Bahnhöfe saniert. Dabei stehen
besonders die kleinen und mittle-
ren Stationen im Mittelpunkt. Wir
sorgen auf den Bahnhöfen für
mehr Sicherheit und Komfort und
vor allem für Barrierefreiheit.“

Investition

Der Bahnhof Bad Reichenhall
stelle eines der ersten Moderni-
sierungsvorhaben des Infrastruk-
turbeschleunigungsprogramms
dar, fuhr Ramsauer fort. Rund 1,2
Millionen Euro aus dem Infra-
strukturbeschleunigungspro-
gramm des Bundes wurden dafür
investiert, die DB Station&Servi-
ce AG hat 800.000 Euro aus eige-
nen Mitteln beigesteuert.

OB Lackner attestierte, dass
die Modernisierung des Haupt-
bahnhofs eine erfreuliche Investi-

tion gerade auch in die Zukunft
der Kur- und Tourismusstadt Bad
Reichenhall bedeutet. Statt der
ehemals historischen Bahn-
steigdächer aus Stahl seien auf
beiden Bahnsteigen durchgehen-
de Überdachungen angebracht
worden, die auch in ihrer Gestal-
tung den alten Dächern ähneln.
„Damit wurde dem Reisekom-
fort unserer mit der Bahn anreisen-

den Gäste Rechnung getragen.“
DB-Repräsentant Klaus-Dieter

Josel meinte schließlich: „Pro-
gramme des Bundes wie das Infra-
strukturbeschleunigungspro-
gramm helfen uns hier, unser Ziel
von attraktiven Bahnhöfen schnel-
ler umzusetzen. Ich würde mich
freuen, wenn auch in Zukunft über
den Bund weitere Programm auf-
gelegt werden.“ DK

Meilenstein bei NE-Bahn-Finanzierung
2013 sollen 25 Millionen Euro aus dem Bundeshaushalt für den

Ausbau und den Erhalt der Infrastruktur Nichtbundeseigener Eisen-
bahn (NE-Bahnen) bereitgestellt werden. Das hat der Verkehrsaus-
schuss des Bundestages einstimmig beschlossen. Der Verband Deut-
scher Verkehrsunternehmen begrüßte diesen Beschluss und sieht da-
mit eine seiner zentralen Forderungen der letzten Jahre bestätigt.

„Endlich hat sich die Bundespolitik zu einer Förderung der NE-
Bahnen bekannt, das ist ein ganz wichtiger Schritt in die richtige
Richtung. Für die mehr als 150 NE-Bahnen mit Eisenbahninfrastruk-
tur in Deutschland ist es sogar ein Meilenstein. Denn erstmals soll die
Förderung von Ausbau und Erhalt der Schienenwege Nichtbundes-
eigener Eisenbahnen nun offiziell in den Bundeshaushalt übernom-
men werden“, zeigt sich VDV-Hauptgeschäftsführer Oliver Wolff er-
freut. Der VDV, in dem rund 200 NE-Bahnen organisiert sind, fordert
seit Jahren eine eigene Förderrichtlinie für die nichtbundeseigene Ei-
senbahninfrastruktur, da diese eine zentrale Rolle bei der Funktion des
gesamten deutschen Schienennetzes einnimmt. 

http://www.selux.com/avanza
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Beutlhauser-Bassewitz GmbH & Co. KG Regensburger Straße 23, 93095 Hagelstadt, Tel.: 09453 99 11-10, Fax: 09453 99 11-06, E-Mail: verkauf.unimog@bassewitz.de, Internet: www.bassewitz.de

Henne-Unimog GmbH Hürderstraße 6, 85551 Heimstetten, Tel.: 089 12 06-6100, Fax: 089 12 06-6127, E-Mail: henne-unimog.hst@daimler.com, Internet: www.henne-unimog.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge Industriestraße 29– 33, 89231 Neu-Ulm, Tel.: 0731 97 56-214, Fax: 0731 97 56-410, E-Mail: nutzfahrzeuge@wilhelm-mayer.com, Internet: www.wilhelm-mayer.com

Carl Beutlhauser Baumaschinen und Nutzfahrzeuge GmbH & Co. KG Albert-Ruckdeschel-Straße 19, 95326 Kulmbach, Tel.: 09221 5 07-0, Fax: 09221 8 44 81, E-Mail: verkauf.unimog@beutlhauser.de, Internet: www.beutlhauser.de

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG Werner-von-Siemens-Straße 10, 97076 Würzburg, Tel.: 0931 250 360, Fax: 0931 250 36 60, E-Mail: info@kurt-herold.de, Internet: www.kurt-herold.de

KLMV Kommunal- und Baumaschinenvertrieb GmbH Robert-Bosch-Straße 1, 95145 Oberkotzau, Tel.: 09286 95 11-0, Fax: 09286 95 11-10, E-Mail: info@klmv.de, Internet: www.klmv.de
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Wenn’s auf Höchstleistung ankommt ist der Unimog Ihr Profi im Winter- 

dienst: permanenter Allradantrieb, ABS für exzellente Spurtreue, kompakte 

Maße und hohe Wendigkeit. Das beträchtliche Streuvolumen ermöglicht 

große Räumschleifen. Und sein Freisicht-Fahrerhaus gewährleistet hohen 

Komfort und sichere Sicht. Informieren Sie sich bei Ihrem Unimog Partner 

oder unter: www.mercedes-benz.de/unimog

Sorgt zuverlässig und schnell für
freie und sichere Straßen.
Der Mercedes-Benz Unimog U300/U400/U500.
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Das Stadtwerk Winterthur (Schweiz) hat jüngst einen Mercedes-
Benz Unimog U 400 erworben. Zu seinen Aufgaben zählen un-
ter anderem das Verschieben und Rangieren von bis zu 18 Ton-
nen schweren Kabelanhängern, die Erdentnahme von schweren
Kabeln oder der Winterdienst mit dem Schneepflug. 

Kommunaleinsatz:

Umweltschutz 
ist Trumpf 

Emissionsarmer Mercedes-Benz Unimog U 400 
mit Diesel-Partikelfilter

Stuttgart/Winterthur - 365 Tage im Jahr und rund um die Uhr
sind die Mitarbeiter des Stadtwerks Winterthur im Einsatz,
um die Versorgung der sechstgrössten Stadt des Landes mit
Energie und Wasser, die umweltgerechte Verbrennung des Ab-
falls sowie die zuverlässige Reinigung des Abwassers zu ge-
währleisten. 

Um diesen Leistungsauftrag
zu erfüllen, ist das Stadtwerk
von Winterthur zwingend auf
Mobilität angewiesen. Die da-
mit verbundenen Auswirkungen
auf die Umwelt werden im Rah-
men eines betrieblichen Um-
weltmanagements soweit wie
möglich reduziert, beispielswei-
se mit emissionsarmen Fahrzeu-
gen. Dazu zählen neben vier
Sprinter 316 NGT (Natural Gas
Technology) Kastenwagen, ein
Sprinter 313 CDI EEV Dreisei-
tenkipper, drei Vito 113 CDI
BlueEffiency und ein Unimog
U 400 mit Euro-5-Motor und
Partikelfilter.

Zukunftsfester Einkauf

Für den Einkauf ist Andreas
Hiltbrunner zuständig, „Einkau-
fen mit Blick in die Zukunft“ ist
sein persönlicher Ehrgeiz und
bei Ausschreibungen reizt er
gerne das technisch Machbare
aus. Manchmal, so sagt er, gebe
es schlicht keine Alternative,
weil nur ein Fahrzeug alle An-
forderungen erfüllt. So zum
Beispiel beim kompakten Uni-
mog U 400 mit Allradantrieb
und einer Zuglast von 18 Ton-
nen. Nur dieses Fahrzeug konn-
te das umfangreiche Pflichten-
heft erfüllen. Und der neue 

U 400 mit Atlas Kran muss
tatsächlich einiges leisten. Zu
seinen Aufgaben zählen unter
anderem das Verschieben und
Rangieren der bis zu 18 Tonnen
schweren Kabelanhänger, die
Erdentnahme von schweren Ka-
beln oder der Winterdienst des
Firmenareals mit dem Schnee-
pflug.

20 Jahre im Einsatz

Der neue U 400 ersetzt einen
U 1600, der dem Stadtwerk von
Winterthur zwanzig Jahre lang
gute Dienste geleistet hat. 

Kommunalfahrzeug MIC 34 C von Kärcher:

Wendiger
Geräteträger

Mit dem neuen Kommunalfahrzeug MIC 34 C bringt Kärcher
einen besonders kompakten und wendigen Geräteträger auf den
Markt, der auch bei beengten Platzverhältnissen eingesetzt wer-
den kann. 

Die Maschine lässt sich mit ei-
ner großen Anzahl unterschiedli-
cher Anbaugeräte ausstatten und
so ganzjährig für vielfältige Auf-
gaben bei Reinigung, Grün-
flächenpflege und Winterdienst
verwenden. Das vielseitige
Gerät wird bevorzugt im Kom-
munalbereich, bei Gebäude-
dienstleistungen oder in der In-
dustrie genutzt.

Die 110 cm schmale MIC 34
C ist dank ihrer Knicklenkung
sehr wendig – ihr  innerer Wen-
dekreis beträgt lediglich 75 cm.
Mit ihr kann man selbst durch
enge Gassen, auf Gehwegen
oder stark frequentierten Flächen
fahren. Der Geräteträger verfügt
über einen Allradantrieb und ei-
nen 24 kW starken Dieselmotor,
der die europäische Abgasnorm
der Stufe IIIa erfüllt. Er erreicht
eine Fahrgeschwindigkeit von
bis zu 20 km/h und bewältigt
mühelos Steigungen von bis zu
25 %. 

Verschleißarmes System

Das Kommunalfahrzeug lässt
sich je nach Bedarf mit verschie-
denen Anbausätzen ausstatten.
So kann es zum Beispiel mit Be-
sensystem, Saugmund und
Schmutzbehälter zu einer voll-
wertigen Saugkehrmaschine aus-
gebaut werden. Das ver-
schleißarme System nimmt mit-
tels Unterdruck bis zu 0,5 m³
Kehrgut auf – und das sehr leise.
Die Maschine arbeitet besonders
effizient: Schon rund drei Viertel
der Motorleistung genügen, um
die volle Saugkraft zu erreichen.
Entsprechend sinken der Kraft-

stoffverbrauch und die Emissio-
nen gegenüber Volllastbetrieb.
Das schont die Umwelt und re-
duziert die Betriebskosten.

Diverse Anbaumöglichkeiten

Für die Grünflächenpflege

steht ein Frontmähwerk zur Ver-
fügung, mit dem je nach Bedarf
gemäht oder gemulcht werden
kann. Mit einem Wildkrautbesen
aus Stahl, der an einem hydrau-
lisch steuerbaren, beweglichen
Arm befestigt ist, wird Unkraut
am Straßenrand, im Rinnstein
oder in Pflasterfugen entfernt.
Auch für den Winterdienst gibt es
praktische Anbaugeräte: Mit ei-
ner 130 cm breiten Frontkehrwal-
ze können Pulverschnee und Un-
rat von Fußgänger- und Radwe-
gen gekehrt werden. Ein Schnee-
schild oder ein Räumpflug wer-
den bei größeren Schneemengen
und nassem Schnee eingesetzt
und erreichen Räumbreiten von
bis zu 135 cm. Für die Verteilung
von Streugut stehen ein Walzen-

oder ein Tellerstreuer zur Verfü-
gung, die beide am Heck der Ma-
schine angebracht werden. Alle
Anbauten lassen sich werkzeug-
los und mit wenigen Handgriffen
montieren. 

Komfortable Kabine

Eine rundum verglaste und
komfortable Kabine mit Dachlu-
ke und Heizung ist Standard und
bietet dem Bediener eine sehr
gute Übersicht. Der Fahrersitz
lässt sich individuell einstellen;
eine Klimaanlage ist wahlweise
erhältlich. Sonderwünsche des
Kunden können auch nach dem
Kauf berücksichtigt werden; alle
Zubehöre und Anbausätze lassen
sich bei Bedarf nachrüsten. 

Das Kommunalfahrzeug MIC 34 C von Kärcher. 

Holder Winter-Roadshow: 3 Monate - 3 Länder - 12 Standorte
Fräsen, räumen, schneekehren: Die Firma Holder präsentiert ihre knickgelenkten Geräteträger im
Einsatz. Kunden können sich unter realen Bedingungen die Qualitäten der Holder Kommunalfahr-
zeuge vorführen lassen und selbst die vielfältigen Einsatzmöglichkeiten austesten. Holder Fahrzeuge
sind spezialisiert auf die Landschaftspflege in besonders anspruchsvollem Gelände. 
Vorführungstermine in Bayern: 29.1.2013 in Aschau, Ortsteil Sachrang; 30.01.2013 in Garmisch, Olym-
piastadion; 31.01.2013 in Oberstdorf, Langlaufarena Ried. Anmeldung unter www.max-holder.de 

Polarfuxx von Ziegler-Erden:

Salzloses „Streu-Gut“
Salzstreuen war gestern. Heute sind im Winter technologisch an-
spruchsvolle Lösungen gefragt. Der Kampf gegen Schnee und Eis
kann nun umweltfreundlich und absolut salzfrei stattfinden. Mit
„Polarfuxx“ verfügt das Unternehmen Ziegler-Erden dazu über
ein neuartiges, hochwirksames Streumittel im Produkt-Portfolio. 

„Die Herstellung des Streuguts
erfolgt aus leichtem, minerali-
schen Blähton also reinem Ton,
der zu Korn gebrannt, gebrochen
und in der speziellen Körnung
zwischen einem und fünf Milli-
metern abgesiebt wird“, weiß Ge-
schäftsführer Matthias Ziegler
von Ziegler-Erden. Beim neuen
Produkt sind aller guten Dinge
gleich drei: Seine besonders hohe
Griffigkeit, seine Langzeitwir-
kung und seine Wirtschaftlich-
keit. Schon 16 Liter – nur etwa
zehn Kilogramm leicht und trans-
portabel – reichen zum Abstreuen

einer Fläche von etwa 200 Qua-
dratmetern.

Keine Abflussverstopfung

Auch Kommunen können auf-
atmen: Polarfuxx-Streukörner, die
durch die Schneeschmelze in die
Kanalisation gelangen, richten
künftig keinen Schaden mehr an.
Sie schwimmen als Leichtgewich-
te oben auf und verstopfen keine
Abflüsse mehr.  Auch das, was der
Winter am Ende seiner Herrschaft
an Streumaterial über lässt, wird
bis zum letzten Krümel sinnvoll

genutzt. Das Material wird einfach
auf Beete oder Grünflächen aufge-
bracht und dient dann der Verbes-
serung der Bodenstruktur. 

Schadensvermeidung

Schäden wie sie Streusalz an
Häusern, aber auch Straßen und
Grünflächen verursacht, lassen
sich so von vornherein vermeiden.
Und auch bei Hund und Katze
sollte das neue Produkt gut an-
kommen: Empfindliche Pfoten
werden geschont, es gibt keine
Verätzungen wie beim Einsatz von
Streusalz mehr. Kommunen und
Hausbesitzer können aufatmen:
Engpässe, wie sie bei der Salzlie-
ferung fast jährlich auftreten
gehören der Vergangenheit an. 
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Landesverband Bayerischer Transport- und Logistikunternehmen:

Glänzende Perspektiven
Wirtschaftsminister Zeil als Festredner bei der Jahreshauptversammlung in München

„Die Transport- und Logistikbranche konnte zuletzt Rekordzahlen
vermelden: So gab es beim Straßengüterverkehr 2011 das höchste
prozentuale Wachstum seit der Jahrtausendwende“. Darauf mach-
te Wirtschaftsminister Martin Zeil bei seiner Festrede bei der Jah-
reshauptversammlung 2012 des Landesverbands Bayerischer
Transport- und Logistikunternehmen (LBT) in München auf-
merksam. Das bayerische Transport- und Logistikgewerbe stehe
für 400.000 Beschäftigte und einen Jahresumsatz von rund 38 Mil-
liarden Euro.

Das Transport- und Logistikge-
werbe sei schon heute einer der
wichtigsten Wirtschaftszweige im
Freistaat, erklärte Zeil. Entspre-
chend sage die aktuelle Güterver-
kehrsprognose für den Freistaat
ein Wachstum der Verkehrslei-
stung um rund 50 Prozent bis zum
Jahr 2025 voraus. 

Zugpferde

Ganz entscheidend für den
Wirtschaftsstandort Bayern seien
aber moderne und leistungsfähige
Verkehrswege, fuhr der Minister
fort. Neben dem ausgezeichneten
Straßen- und Schienennetz seien
besonders die internationalen

Flughäfen Zugpferde der positiven
Entwicklung. Dazu kämen die
bayerischen Häfen, die die Ver-
kehrsträger vernetzen und die ex-
zellente Logistikinfrastruktur im
Freistaat komplettieren.

Jahrelange 
Unterfinanzierung

Zeil kritisierte in diesem Zu-
sammenhang jedoch die jahrelan-
ge Unterfinanzierung von Investi-
tionen in die Verkehrsinfrastruk-
tur, weswegen hierzulande der
Ausbau der Verkehrsinfrastruktur
schon seit Jahrzehnten der dyna-
mischen Verkehrsentwicklung
hinterher hinke. Damit dieser In-

vestitionsrückstand aufgelöst wer-
den kann, plädierte Zeil für eine
verstetigte Anhebung des Ver-
kehrsetats.

Da es freilich nicht nur um Aus-
und Neubau gehe, sondern auch
die Erhaltungsaufwendungen für
die bestehende Infrastruktur kon-
stant zu Buche schlügen, sei es
wichtig, dass die Einnahmen aus
der Lkw-Maut vollständig in den
Straßenbau re-investiert werden.
Auch die Zusatzeinnahmen aus der
jüngsten Ausweitung der Lkw-
Maut auf vier- und mehrspurige
Bundesstraßen – voraussichtlich
100 Millionen Euro im Jahr – un-
terlägen diesem Prinzip des „Finan-
zierungskreislaufs“. „Dieses Finan-
zierungsmodell wünsche ich mir
für den gesamten Verkehrsbe-
reich“, hob der Minister hervor.

Engpässe beseitigen

„Bei der Schiene ist es leider so,
dass die Gewinne aus dem Schie-
nennetz zu einem beträchtlichen
Teil im Bundeshaushalt ver-
sickern. Deshalb beharre ich auf
meiner Forderung: Die Gewinne
aus dem Schienennetz – und eben-
so die aus den Bahnhöfen – müs-
sen vollständig in die Schiene und
die Stationen re-investiert wer-
den“, berichtete Zeil. So könnten
endlich die bestehenden Engpässe
beseitigt und zukunftsweisende
Projekte wie die Strecke Mün-
chen–Mühldorf–Freilassing, der
Ausbau der Bahnknoten München

und Nürnberg sowie der Nordzu-
lauf zum Brenner-Basistunnel vor-
angebracht werden.

Gerade im alpenquerenden Ver-
kehr würden endlich tragfähige
Lösungen benötigt. Wirklich ziel -
führend sei hier nur eine verstärk-
te Verlagerung des Güterverkehrs
auf die Schiene. „Dazu brauchen
wir ein attraktives Zugangebot für
alle Güter im Alpentransitverkehr.
Dafür müssen wir die nötige Infra-
struktur schaffen.“

Güterverkehr

Nicht von ungefähr hätten
Deutschland und Österreich be-
reits vor fast 20 Jahren vereinbart,
die Bahnstrecke München-Bren-
ner-Verona für die steigenden Gü-
terverkehre auszubauen, fuhr Zeil
fort. Auf österreichischer Seite sei
die Ertüchtigung des Brennerzu-
laufs so gut wie fertig. Auch die
Arbeiten am österreichisch-italie-
nischen Herzstück des Projekts,
am Basistunnel selbst, schritten
voran: 2026 soll der Tunnel in Be-
trieb gehen.

Selbst mit einem Schienen-
großprojekt wie dem Brenner-
Basistunnel bleibt laut Zeil eines
klar: „Auch in Zukunft wird die
Straße den größten Teil des Ver-
kehrs bewältigen müssen! Sie ist
und bleibt auch im Freistaat der
Verkehrsträger Nummer eins.
Deshalb ist der Ausbau unserer
Straßeninfrastruktur eine Dauer-
aufgabe.“ 

Als besonders dringende Pro-
jekte nannte der Minister in die-
sem Zusammenhang den Lücken-
schluss A 94 München–Passau,
den sechsspurigen Ausbau von
A3, A6 und A8 sowie die B15 neu
Rosenheim–Landshut–Regens-
burg. DK

Großes MVV-Advents-
Gewinnspiel 2012

Schon vor Weihnachten ein großes Paket gewinnen – das
wäre schön. Der MVV und sein Advents-Gewinnspiel machen
es möglich. Wer mitmacht, hat eine doppelte Gewinnchance.
Also die MVV-Internetadresse www.mvv-muenchen.de/advent
aufrufen, mitmachen und gewinnen. 

An jedem Adventssonntag beginnt eine neue Runde, die je-
weils eine Woche dauert. Dabei muss eine Frage beantwortet
werden, die Lösung findet sich im MVV-Internetauftritt. Das
Mitmachen lohnt sich, denn in jeder Runde gibt es einen
Hauptgewinn. Es gibt ein ADFC-MVV-Faltrad, romantische
Wochenenden, Einkaufsgutscheine und Elektrogeräte. Am
Schluss haben alle Teilnehmer nochmals die Chance auf einen
besonderen Hauptgewinn: eine Woche Skiurlaub für zwei Per-
sonen in Serfaus-Fiss-Ladis mit Skipässen, Ski-Ausrüstungen
und Unterbringung inklusive Frühstück. 

Ab sofort verfügbar:

Bahnland-Bayern-
Kursbuch 2013 

Bestellung online unter www.bayern-kursbuch.de

Rechtzeitig vor dem Fahrplanwechsel am 9. Dezember
2012 hat die Bayerische Eisenbahngesellschaft (BEG) das
bayernweite Kursbuch 2013 herausgegeben. 

Seit 2009 informiert das im Bahnland-Bayern-Design ge-
staltete Fahrplanbuch umfassend über Verbindungen und
Ticketangebote im bayerischen Nah- und Fernverkehr. Ab so-
fort können Interessenten das Kursbuch 2013 u. a. an vielen
Bahnhofsbuchhandlungen und Fahrkartenverkaufsstellen,
über das Bayern-Kursbuch-Bestellcenter sowie online unter
www.bayern-kursbuch.de für fünf Euro erwerben. Mitte des
Jahres 2013 folgt dann das kostenlose Ergänzungsheft. 

Mit dem Kursbuch bietet die BEG Fahrgästen die Möglich-
keit, sich umfassend über alle Zugverbindungen des Nah- und
Fernverkehrs im Freistaat zu informieren. Auch Anschluss-
strecken in Nachbarländer sind berücksichtigt. Neben den
Fahrplantabellen für den gesamten Zugverkehr in Bayern be-
inhaltet das Kursbuch auch übersichtliche Informationen zu
regionalen und bayernweiten Fahrkartenangeboten, wie z. B.
das Bayern-Ticket, sowie zu Neuerungen im bayerischen Re-
gionalverkehr. 

Deutscher Naturschutzpreis 2012:

Förderpreis für
Augsburger Kampagne
Die Umweltbildungskampagne rund um die Fließgewässer der
Stadt Augsburg ist bei einer Festveranstaltung im Bundesamt für
Naturschutz (BfN) in Bonn mit dem Deutschen Naturschutzpreis
2012 ausgezeichnet worden. Das Projekt mit dem Titel „Natür-
lich.WasSerleben.Augsburg“ erhielt einen von drei Förderprei-
sen. Erstmals wurden auch mit 2.000 Euro dotierte Bürgerpreise
an 20 kleinere Projekte vergeben. Alle Auszeichnungen waren mit
insgesamt 250.000 Euro dotiert.

Mit der Auszeichnung für das
Augsburger Projekt würdigte die
zwölfköpfige Jury unter dem Vor-
sitz der Präsidentin des Bundes-
amts für Naturschutz, Prof. Dr.
Beate Jessel, den besonders brei-
tenwirksamen Charakter des
Konzeptes, das vom Landschafts-
pflegeverband Stadt Augsburg e.
V entwickelt wurde. Hinter der
Kampagne steht ein breites
Bündnis öffentlicher und privater
Einrichtungen und Verbände in
Augsburg. Für die Umsetzung er-
halten die Initiatoren ein Preis-
geld von 84.000 Euro. 

Hohe Biodiversität

Augsburg besitzt ein dichtes
Netz von Fließgewässern mit ins-
gesamt 170 Kilometer Länge.
Viele der Flüsse, Kanäle und Bä-
che weisen besondere Lebensräu-
me mit einer hohen Biodiversität
auf. Der Bevölkerung sind diese
wichtigen Teile der Stadtnatur
und ihre Funktionen aber wenig
bekannt. Das soll sich im Rah-
men der auf zwei Jahre ange-
legten Kampagne „Natürlich.
WasSerleben.Augsburg“ ändern. 

Vielfältige Aktionen

Ziel ist es, neben ausgewählten
Naturschutzmaßnahmen mit viel-
fältigen Aktionen die Aufmerk-
samkeit der Augsburger Bürger
auf ihre Bäche und die zugehöri-
gen Naturräume in der Stadt zu
lenken. Dazu sollen unter ande-
rem an 250 Brücken Schilder mit
den Namen der Gewässer ange-
bracht werden. An besonders gut
zur Naturbeobachtung geeigneten
Orten werden Bacherlebnisplätze
mit Infotafeln zum jeweiligen
Tiervorkommen am Wasser ein-
gerichtet. Geocaching-Touren,
Hörwanderungen und professio-
nelle Führungen zur Stadtbach-
Natur zielen auf ein breites Publi-
kum, von der Kindergarten- bis
zur Touristengruppe. Kunst- und
Kulturevents, eine eigene Home-
page, Facebook-Präsenz und wei-
tere medienwirksame Aktionen
runden das Angebot ab. 

Eine Besonderheit des Projek-
tes wurde von der Jury lobend er-
wähnt: Es ist an übergeordnete
Planungen mit hoher internatio-
naler Aufmerksamkeit gekoppelt.
Die Stadt Augsburg arbeitet der-
zeit darauf hin, mit seinem seit
600 Jahren bestehenden System
der städtischen Wasserversor-
gung als UNESCO-Welterbe an-
erkannt zu werden. Die nun prä-
mierte Kampagne für die Stadtge-
wässer bringt den Aspekt der 
Biodiversität im urbanen Raum
in den Bewerbungsprozess mit
ein. Gepaart mit der breiten Trä-
gerschaft und Zielgruppe rechnet 
die Jury mit einer hohen Auf-
merksamkeit und Reichweite für
„Natürlich.WasSerleben.Augs-
burg“. 

Bürgerschaftliches
Engagement

Bundesumweltminister Peter
Altmaier hob beim Festakt die
wichtige Bedeutung des bürger-
schaftlichen Engagements für
den Naturschutz hervor. „An
kaum einem Ort ist die Entfrem-
dung des Menschen von der Na-
tur spürbarer als in den Städten.
Doch nirgendwo sind auch die
Chancen größer, viele Menschen
neu für die Natur und den Erhalt
der biologischen Vielfalt zu be-
geistern.“ Alle Preisträger hätten
diese Chance erkannt und mit ih-
rer Vielfalt von Ideen gezeigt, wie
sich das mit Leben füllen lasse. 

Partizipation und Integration

„In den Städten lebt der Natur-
schutz vom Mitmachen, vom
Hinschauen, vom Teilhaben, und
das über alle Generationen und
sozialen Schichten hinweg“, be-
tonte BfN-Präsidentin Jessel. Par-
tizipation und Integration seien
wichtige Merkmale einer moder-
nen Bürgergesellschaft. Die
Preisträger hätten beispielhafte
Vorschläge gemacht, wie sich
diese Ideale auch auf das Erle-
ben von und den Umgang mit
der Natur in der Stadt übertragen
ließen. DK

Verbrennung:

Sinnvollster Entsorgungsweg
für Biokunststoffe

European Bioplastics Konferenz in Berlin

„Nach wie vor, gibt es keine sinnvollen Recyclingwege für Bio-
kunststoffe aus privaten Haushalten.“ Das ist das Fazit von 
bvse-Referent Dr. Thomas Probst anlässlich der 7. European
Bioplastics Konferenz. Probst, der die Podiumsdiskussion
„Biokunststoffe und Recycling“ geleitet hatte, machte deutlich,
dass es zahlreiche begründete Vorbehalte der Kunststoffrecy-
cler gegen Biokunststoffe gebe. 

In der Diskussion wurde je-
doch betont, dass diese Vorbehal-
te sich nicht gegen einen neuen
Stoffstrom richteten, sondern da-
gegen, dass die stofflichen Eigen-
schaften der Biokunststoffe die
bestehenden Recyclingverfahren
für konventionelle Kunststoffe,
aber auch die Verwertung von
biogenen Abfällen, erheblich be-
einträchtigen.

Problematische Effekte

Die Podiumsrunde diskutierte
diese Effekte der Biokunststoffe
intensiv. Es wurde deutlich, dass
es sehr problematisch ist, wenn
Biokunststoffe in den „Gelben
Sack“ gelangen und sich mit nor-
malen Kunststoffen vermischen.
Hauptgrund hierfür ist, dass sich
die Biokunststoffe bei den vorge-
schalteten Wasch- und Aufberei-
tungsprozessen auflösen und so

auch noch die Materialqualität der
herkömmlichen Kunststoffe min-
dern. 

Mögliche Lösung

Experten wissen auch, dass Bio-
kunststoffe die Farbe, die Barriere-
eigenschaften oder auch die me-
chanischen Eigenschaften eines
recycelten petrochemischen
Kunststoffs verändern können.
Kleine Mengen an Biokunststof-
fen können außerdem dazu führen,
dass die Verarbeitbarkeit von Poly-
ethylen eingeschränkt wird und so
beispielsweise Probleme bei der
Herstellung von Folien entstehen. 

Eine Lösung könnte sein, dass
die Biokunststoffe mit Zusätzen
angereichert werden, die die Bio-
kunststoffe stabiler machen und
diese negativen Effekte verhin-
dern. Doch diese Entwicklung
steht erst am Anfang. 

In Berlin war man sich daher ei-
nig, dass kein Weg daran vor-
beiführt, Biokunststoffe auszu-
schleusen bevor der Recyclingpro-
zess beginnt. 

Momentan gelte, so bvse-Refe-
rent Dr. Thomas Probst, dass Bio-
kunststoffe keine bessere Ökobi-
lanz haben, nicht recycelbar sind,
wenn sie als Verkaufsverpackung

mit dem „Gelben Sack“ gesam-
melt werden, und darüber hinaus
das herkömmliche Kunststoff-
recycling sowie die Verwer-
tung von Bioabfällen empfind-
lich stören. „Die bisher sinnvoll-
ste Art Biokunststoffe zu entsor-
gen, ist daher nach wie vor die
Verbrennung“, zeigt sich Probst
überzeugt. 

Schlackennachfrage:

Ungebrochen auch
bei den Fischen

Georg Geißler, Geschäftsführer der Max Aicher Umwelt muss
sich ein wenig wie Sisyphos fühlen, dem immer wieder der schwe-
re Felsbrocken kurz vor dem Ziel entglitt. Allen Anstrengungen
zum Trotz eilt den Schlacken aus der Stahlerzeugung ihr schlech-
ter Ruf voraus. Dabei handelt sich in der Realität um einen qua-
litäts- und güteüberwachten mineralischen Baustoff, der vielfältig
einsetzbar ist und in vielen Belangen deutlich bessere Eigenschaf-
ten als natürliche Mineralbaustoffe aufweist. 

In Frankreich wird er zur Filte-
rung von Phosphaten aus dem
Wasser angewendet, in den USA
setzt man in direkt als Zusatz bei
Düngemitteln ein, um den Boden
vor zu hohen Phosphatgehalten
zu schützen. Und in Bayern? Hier
sorgen die ewig Gestrigen dafür,
dass den Produkten der Max Ai-
cher Umwelt auch weiterhin 
ein schlechter Ruf anhaftet. Die-
ser hält sich beharrlich, weiß
auch Georg Geißler: „Trotz aller
Kommunikationsmaßnahmen
scheint es immer noch Stimmen
in Bayern zu geben, die nicht
verstanden haben, was wir hier
eigentlich machen und welche
positive Wirkung dies auf unsere
Umwelt hat.“

Ständige Optimierung

Heutige Stahlwerke sind nicht
mehr mit der Stahlerzeugung von
vor über 50 Jahren vergleichbar.
Der Rohstoff- und Energieeinsatz
konnte deutlich gesenkt werden
bei gleichzeitiger Verminderung
von Schlacken. Die heutigen
Schlacken enthalten deutlich we-
niger Metallanteile, da diese als
wichtige Rohstoffe sich immer
weiter für die Industrie verteuern.
Deshalb wird weltweit ständig an
einer weiteren Optimierung der
Verfahren gearbeitet. 

In Meitingen wurde heuer im
Mai das modernste Schlacken-
beet der Welt in Betrieb genom-
men. Ein weiterer Schritt, der
zeigt, wie stark sich das Unter-
nehmen für den Standort und die
Umwelt engagiert. In diesem Jahr
werden wieder deutlich über
180.000 Tonnen an Schlacken
verarbeitet und an die unter-
schiedlichsten Kunden verkauft.
Die Einsatzbereiche reichen von
Bauanwendungen über dem Ein-
satz in Strahlenschutzprodukten
bis hin zum Einsatz als Strahlmit-
tel in der Metallindustrie. Der La-

gerbestand ist erneut gesunken,
auch wenn kürzlich über ein
angebliches Anwachsen der
„Schlackenberge“ berichtet wur-
de. 

„Nicht faktenbasierte Mut-
maßungen in den Medien scha-
den uns erheblich und machen
unsere Arbeit in der Umweltkom-
munikation zu Nichte!“ urteilt
Geißler darüber. Dabei, so
Geißler weiter, hilft der Einsatz
von Ersatzbaustoffen unserer
Umwelt erheblich, wie es auch
u.a. Umweltschutzorganisationen
wie Greenpeace bestätigen. „Der
Abbau von Kies beispielsweise
ist ein Raubbau an Landschaft
und Natur. Der Abbau belastet
unser Klima mit zusätzlichem
CO2-Ausstoß und hinterlässt of-
fene Wunden im Grundwassersy-
stem, worin Umweltgifte in Form
von Stäuben aus der Landwirt-
schaft und dem Straßenverkehr
Einlass finden.“ erklärt Geißler
mit dem Verweis auf eine von
Greenpeace in Auftrag gegebene
Studie des Fraunhofer Instituts. 

Strenge Kontrolle

Dagegen enthalten Baustoffe
aus Schlacken in ihrer Ökobilanz
bereits Kohlendioxid, das durch
ihren Einsatz gemindert wird. An-
ders als in der immer noch hart-
näckigen Meinungsmache darge-
stellt sind diese Baustoffe ungif-
tig, werden strenger kontrolliert
als viele Lebensmittel und weisen
sogar oftmals bessere bauliche
Eigenschaften als Natursteinpro-
dukte auf. Auf dem diesjähri-
gen Schlackensymposion in
Meitingen hätten sich vermutlich
alle Schlackengegner gewundert
– in einem riesigen Aquarium
schwammen die Fische über fel-
sige Formationen aus Elominit –
dem Premiumersatzbaustoff der
Max Aicher GmbH –  und fühlten
sich prächtig dabei. 
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VKU-Grundsatzpapier:

Kommunalwirtschaft auf
den Punkt gebracht

Brandaktuell ist ein Grundsatzpapier, das der Verband kom-
munaler Unternehmen unter dem Titel „Kommunalwirtschaft
auf den Punkt gebracht“ veröffentlicht hat. Mit der neuen Pu-
blikation will der VKU aktuelle Fakten und Hintergrundinfor-
mationen für den Dialog über den Beitrag der kommunalen
Wirtschaft zu einem zukunftsfähigen Deutschland und einem
starken Europa anbieten.

Wie im Vorwort von VKU-
Präsident Ivo Gönner und
Hauptgeschäftsführer Hans-Jo-
achim Reck erläutert, sind kom-
munale Unternehmen elementa-
rer Bestandteil der Sozialen
Marktwirtschaft in Deutsch-
land. Sie schafften mit ihren In-
frastrukturdienstleistungen die
Voraussetzung für gesellschaft-
liche und wirtschaftliche Ent-
wicklung und seien zudem ein
wichtiger Baustein zur demo-
kratischen Kontrolle des Ge-
meinwesens. Die Kommunal-
wirtschaft stehe für Stabilität,
regionale Wertschöpfung und
eine sichere Daseinsvorsorge. 

Effizienz und
Umweltverträglichkeit

Daseinsvorsorge im 21. Jahr-

hundert bedeute unternehmeri-
sche Entwicklung im Sinne von
Effizienz, Umweltverträglich-
keit und sozialer Verantwortung
– zum Wohle der Bürger. Des-
halb sei ein verstärktes Engage-
ment kommunaler Ver- und
Entsorger im Bereich der Nach-
haltigkeit, insbesondere im Be-
reich erneuerbare Energien und
Energieeffizienz, Chance und
Verpflichtung zugleich. Es gehe
um Chancen zur Entwicklung
des Standortes, zur Sicherung
von Arbeitsplätzen und lokaler
Wertschöpfung sowie letztlich
um den Erhalt einer lebenswer-
ten Umwelt.

Konkret fordert der VKU:
 ein Gemeindewirtschafts-
recht, das passt: Die Beschrän-
kungen in einigen Bundeslän-
dern bei der überörtlichen wirt-

schaftlichen Betätigung müssen
beseitigt werden. Vor allem
kommunale Energieunterneh-
men brauchen die gleiche unter-
nehmerische Freiheit wie ihre
Wettbewerber. Um die Hand-
lungsfähigkeit kommunaler Un-
ternehmen gewährleisten zu
können, müssen die Gemeinde-
ordnungen der Länder hin zu
einem kommunalfreundlichen
Gemeindewirtschaftsrecht har-
monisiert werden.
 einen Regulierungsrahmen,
der die Energiewende unter-
stützt: Für die Energiewende
müssen bis 2030 viele Milliar-
den Euro in intelligente, mo-
derne Verteilnetze investiert
werden, denn eine leistungs-
fähige Netzinfrastruktur ist un-
verzichtbar. Schon jetzt wer-
den auf dieser Netzebene 97
Prozent der erneuerbaren En-
ergien eingespeist und über die
Hälfte der gesamten Erzeu-
gungskapazitäten in Deutsch-
land ist an Verteilnetze ange-
schlossen – mehr als an Über-
tragungsnetze.

 ein integriertes Energie-
marktdesign für Versorgungssi-
cherheit: Das Energiesystem
der Zukunft wird deutlich de-
zentraler. Darin liegt die Domä-
ne der Stadtwerke: Sowohl
beim Ausbau der Erzeugung
von erneuerbaren Energien als
auch beim Bau neuer, hocheffi-
zienter und flexibler Gaskraft-
werke können sie eine entschei-
dende Rolle spielen – dafür
brauchen Stadtwerke ausrei-
chende Planungs- und Investiti-
onssicherheit.
 den Abbau von bürokrati-
schen Hürden für Energieeffi-
zienz: Kommunale Unterneh-
men engagieren sich für Effizi-
enz: von der KWK bis hin zu
umfangreichen Energiedienst-
leistungen für Verbraucher, Ge-
werbe und Industrie. Der Ener-
giedienstleistungsmarkt muss
gefördert, bürokratische Hemm-
nisse müssen abgebaut und
gleiche Ausgangsbedingungen
im Wettbewerb mit privaten
Anbietern geschaffen werden.
 die klare kommunale Orga-
nisationsfreiheit der Wasserver-
sorgung: Die Aufgabenerfül-
lung in der Wasserwirtschaft
liegt zu Recht allein bei den
Kommunen, denn nur sie garan-
tieren die hohe Trinkwasserqua-
lität und hygienische Abwasser-
entsorgung. Eine Verschärfung
des Wettbewerbs- und insbeson-
dere des Vergaberechts würde
dies erschweren – zu Lasten der
Bürger.
 die dauerhafte Stärkung der
kommunalen Abfallwirtschaft:
Mit der Novelle des Kreislauf-
wirtschaftsgesetzes hat der Ge-
setzgeber anerkannt, dass die
Hausmüllentsorgung bei Kom-
munen und ihren Unternehmen
in verantwortungsbewussten
Händen liegt. Für den weiteren
Umbau der Abfallentsorgung
zu einer ressourceneffizienten

VBS-Jahrestagung in Bad Wörishofen:

Wertstoffgesetz 
und Nachfolgeregelung

Otto Heinz als Präsident bestätigt

Über 300 Gäste und Mitglieder konnte der einstimmig wiederge-
wählte Präsident des Verbandes der Bayerischen Entsorgungsun-
ternehmen e. V. (VBS) Otto Heinz bei der Jahrestagung in Bad
Wörishofen willkommen heißen. Das geplante neue Wertstoffgesetz
sowie die Nachfolgeproblematik in Familienunternehmen standen
dabei im Mittelpunkt der Beratungen.

Ministerialdirigent Dr. Thomas
Rummler erläuterte die Pläne des
Bundesumweltministeriums für
das geplante Wertstoffgesetz. Mit
der Einführung der Wertstofftonne
soll den Bürgern ein System der
haushaltsnahen Wertstofferfas-
sung mit bundesweit einheitli-
chem Zuweisungskatalog angebo-
ten werden. Einzubeziehen sind
Leichtverpackungen aus Kunstof-
fen und Metallen sowie sonstige
Haushaltsabfälle, die überwiegend
aus Kunststoffen und Metallen be-
stehen. Nicht geeignet für die Er-
fassung in der einheitlichen Wert-
stofftonne sind hingegen Holz,
Textilien, Gummi, Batterien und
Elektrogeräte. 

Für Verpackungen aus Papier/
Pappe/Karton und graphisches
Altpapier sowie für Behälterglas
bleibt es bei den bekannten Erfas-
sungswegen wie Papiertonne oder
Depotcontainer. Auch für Elektro-
geräte und Batterien werden die
bestehenden Rücknahmestruktu-
ren beibehalten. Ergänzend prüft
die Bundesregierung für Elektro-
Kleingeräte erweiterte Rückga-
bemöglichkeiten im Handel sowie
die Bereitstellung geeigneter haus-
haltsnaher Strukturen für die Mo-
noerfassung. 

Bürgerfreundliches System
im Visier

Mit der Wertstofftonne strebt
das Bundesumweltministerium
ein bürgerfreundliches und kom-
fortables Wertstofferfassungssy-
stem unmittelbar am Haushalt an.
Soweit auf Basis anderer Erfas-
sungsstrukturen (z. B. Wertstoff-
höfe) nachweislich vergleichbare
Sammel- und Verwertungserfolge
erreicht werden, können diese auf
Wunsch der Kommune beibehal-
ten werden. Maßgeblich ist jeweils
die Einhaltung der vorgegebenen
ökologischen Anforderungen. 

Ausgehend von den Erfahrun-
gen mit der Verpackungsverord-
nung hat sich der Wettbewerb

mehrerer Anbieter von Erfas-
sungs- und Verwertungsleistungen
als effektives Mittel zur Kosten-
senkung und zur Etablierung effi-
zienter Strukturen erwiesen. Daher
ist laut Rummler zu prüfen, inwie-
weit auch die haushaltsnahe Wert-
stofferfassung nach wettbewerbli-
chen Grundsätzen organisiert wer-
den kann, um zusätzliche Bela-
stungen für Bürger und Unterneh-
men zu vermeiden. Wettbewerb
schließt die angemessene Einbin-
dung der öffentlich-rechtlichen
Entsorgungsträger in die Wertstoff-
erfassung nicht aus. 

Für fairen Wettbewerb

Der VBS begrüßt grundsätzlich
die Pläne für ein Wertstoffgesetz,
da sich der Verband bereits seit
langem für eine gemeinsame Er-
fassung von Verpackungen und
stoffgleichen Nichtverpackungen
ausspricht. Präsident Heinz erläu-
terte, dass die Aufträge zur Erfas-
sung und Sortierung der Wertstof-
fe in einem fairen Wettbewerb ver-
geben werden sollten. Idealerwei-
se sollte die Vergabe durch eine
staatlich beliehene und neutrale
Zentrale Stelle erfolgen. 

Das neue Wertstoffgesetz sollte
klarstellen, dass die erfassten Wert-
stoffe Eigentum der in der jeweili-
gen Region beauftragten Entsor-
gungsunternehmen sind. Neben der
Wertstofftonne sollten auch in Zu-
kunft alternative Erfassungssyste-
me wie z. B. Wertstoffhöfe eine
Existenzberechtigung haben, wenn
diese vergleichbare Sammel- und
Verwertungserfolge erzielen.

Nach Heinz’Auffassung sollten
mit dem neuen Wertstoffgesetz
aber auch Fehlentwicklungen der
Verpackungsverordnung korrigiert
werden: „Derzeit ist es leider nicht
unüblich, dass durch einzelne Dua-
le Systeme lizensierungspflichtige
Verpackungen aus dem System
herausdefiniert werden und somit
nicht zur Finanzierung beitragen.
Das zukünftige Wertstoffgesetz

bietet eine Chance, entsprechende
Schlupflöcher zu schließen.“

Das zentrale Thema der öffentli-
chen Hauptveranstaltung lautete
„Die nächste Generation in Bay-
erns Familienunternehmen: Per-
spektiven, Zielsetzungen und Plä-
ne“. Diskussionsteilnehmer waren
Markus Blume MdL, Reinhard
Büchl jun. (Geschäftsführer Büchl
Entsorgungswirtschaft), Dr. Seba-
stian Priller (Vizepräsident IHK
Schwaben) und VBS-Präsident
Otto Heinz. 

Konsens herrschte darüber, dass
die Nachfolge spätestens ab dem
55. Lebensjahr des Eigentümers
geregelt sein sollte. Häufig er-
scheint es sinnvoll, externe Berater
oder Mediatoren bei der Unterneh-
mensübergabe hinzuzuziehen.
Wichtig ist ferner, dass die ältere
Generation ab einem gewissen
Zeitpunkt auch „loslassen“ sollte.
Die nachfolgende Generation soll-
te frühzeitig eigene Entschei-
dungskompetenzen erhalten und
sich auch Fehler leisten dürfen.

Sammelaktion

Umweltminister Dr. Marcel Hu-
ber berichtete in seiner Festrede
über die landesweite Sammelaktion
„Handy clever entsorgen“, bei der
im Mai und Juni 2012 70.000 Alt-
handys in ganz Bayern gesammelt
wurden. Dies erbrachte eine Roh-
stoffausbeute von 17 Kilogramm
Silber, 617 Kilogramm Kupfer und
260 Kilogramm Kobalt. 

Aufgrund des Erfolgs plant das
Bayerische Umweltministerium
bereits weitere Aktionen: So soll
künftig gemeinsam mit den
Kommunen einmal im Jahr zu ei-
ner Handysammelaktion aufgeru-
fen werden.

Huber wies darauf hin, dass der
Freistaat ein rohstoffarmes Land
sei. Vor diesem Hintergrund kom-
me der bayerischen Entsorgungs-
und Recyclingwirtschaft als inlän-
dischem Rohstofflieferanten eine
Schlüsselrolle bei der Rohstoffver-
sorgung zu. Zudem lobte der Mi-
nister die Investitionen der mittel-
ständisch geprägten bayerischen
Entsorgungswirtschaft in entspre-
chende Sortier- und Aufberei-
tungsanlagen. DK

Straßenbaumaßnahmen mit
Recyclingmaterial erstellt

Im Zuge der noch ausstehenden Verbindung in Freilassing von
der B 20 zur B 304 wurde der noch fehlende Auffahrtsast neu
erstellt. Damit entfällt eine aufwändige Ampelanlage, der Ver-
kehrsfluss wird wesentlich erleichtert und die Verkehrssicher-
heit erhöht.
Für dieses Straßenbauprojekt musste eine Anschüttung zwi-
schen einem Meter und sechs Meter Höhe durchgeführt wer-
den. Diese Anschüttung wurde mit güteüberwachtem Recyc-
lingmaterial „Mineralgemisch RM 0/63“ erstellt.
Das Staatliche Bauamt Traunstein als Baulastträger war posi-
tiv überrascht, welche hervorragenden Verdichtungswerte mit
diesem Recyclingmaterial erreicht wurden. Damit wurde auch
ein Beitrag der öffentlichen Hand zur Kreislaufwirtschaft er-
bracht. 

Kreislauf- und Wertstoffwirt-
schaft müssen zukünftig auch
die Überlassungspflichten für
Gewerbeabfall- und Verpa-
ckungsentsorgung bei der Kom-
mune liegen.

Sicherung kommunaler
Handlungsspielräume

Kommunale Unternehmen sind
flächendeckend in den Regionen
Deutschlands aufgestellt. Die
über 1.400 Mitglieder des VKU

beschäftigen rund 235.000 Mitar-
beiter und erwirtschaften einen
Umsatz von jährlich rund 95 Mil-
liarden Euro bei Investitionen von
rund acht Milliarden Euro in
2010. Damit stärken sie den loka-
len Wirtschaftsstandort und si-
chern kommunale Handlungs-
spielräume. Ihre Orientierung am
Gemeinwohl und ihre Bür-
gernähe schlagen sich immer
wieder in positiven Umfragewer-
ten kommunaler Unternehmen
nieder. DK
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Oberbayerischer Integrationspreis 2012:

Gelebte Kreativität
Zum fünften Mal vergab die Regierung von Oberbayern den
vom Bayerischen Staatsministerium für Arbeit und Sozialord-
nung, Familien und Frauen mit insgesamt 5.000 Euro dotier-
ten Integrationspreis als Anerkennung für erfolgreiche und
nachhaltige Integrationsarbeit in den Bereichen Bildung, Kul-
tur, Soziales und Sport. „Heuer hatten wir mit 35 Bewerbun-
gen aus dem gesamten Regierungsbezirk so viele wie nie zuvor.
28 Bewerbungen waren Kinder- und Jugendprojekte. Diese
Zahlen zeigen deutlich, dass über Integration nicht nur ge-
sprochen, sondern diese auch aktiv gelebt wird“, freute sich
Regierungsvizepräsident Ulrich Böger im Rahmen einer Feier-
stunde in Markt Schwaben.

Staatsministerin a. D. Christa
Stewens, in deren Amtszeit als
Bayerische Sozialministerin der
Startschuss für die „Aktion Inte-
gration“ der Bayerischen Staats-
regierung und damit auch für
den Integrationspreis und die In-
tegrationsforen auf Ebene der
Regierungsbezirke fiel, zeigte
sich begeistert über die zahlrei-
chen kreativen Bewerbungen. 

Der Integrationspreis 2012 in
Oberbayern ging an die Initiati-
ven „Deutschkurs für Kinder mit
türkischem Migrationshinter-
grund“ (Burgkirchen a.d.Alz),
„Offenes Haus - Offenes Herz“
(Markt Schwaben), „Kick it
München“ (Landeshauptstadt
München) und „Förderung der
Integration durch Bildung“
(Waldkraiburg) Zudem verlieh
Regierungsvizepräsident Böger
den Ehrenpreis an die Münchner
Philharmoniker.

Offenes Haus – Offenes Herz

Mit dem ersten Preis wurde das
Projekt „Offenes Haus – Offenes
Herz“ ausgezeichnet. Es stellt über
die Grundschule in Markt Schwa-
ben den Kontakt zu Migrantenfa-
milien her. Deren Kinder im
Grundschulalter verbringen
dann mindestens einen Nachmit-
tag pro Woche im Haus einer
deutschen Familie. Sie machen
Hausaufgaben, lernen und spie-
len miteinander. 

Im Anschluss an die Grund-
schulzeit erfahren jugendliche Mi-
granten Hilfe und Unterstützung
durch Schülerinnen und Schüler
des P-Seminars und Profilwahl-
fachs „Offenes Haus“ im örtlichen
Gymnasium. Hier wird unter an-
derem die Betreuung von auslän-
dischen Grundschulkindern ver-
bunden mit Hausaufgabenhilfe,
Unterstützung beim Lernen, finan-
zieller Hilfe für Schulmaterial,
Ausflüge und viele weiteren Akti-
vitäten angeboten. 

Das Bildungszentrum KuBi-
Wa in Waldkraiburg (zweiter
Preis) ist eine in Eigeninitiative
gegründete Einrichtung, die da-
von ausgeht, dass eine erfolgrei-
che Integration unserer ausländi-

schen Mitbürger einzig und al-
lein über die Bildung möglich
ist. Hierzu wird vom KuBiWa
nicht nur Nachhilfe in Deutsch
sondern auch in allen wichtigen
Schulfächern wie z. B. Mathe-
matik oder Englisch angeboten.
Darüber hinaus werden Freizeit-
aktivitäten für Schüler und Ju-
gendliche sowie Programme für
Eltern organisiert. Das Projekt ist
außerordentlich erfolgreich. Die
wachsende Anzahl der Schüle-
rinnen und Schüler zeigen, dass
der Verein maßgeblich zu einem
besseren Miteinander beiträgt. 

Kick It München

Aus den Bereichen Sport, Krea-
tiv, Bildung und Familie besteht
Kick It München, ausgezeich-
net mit dem dritten Preis. Kick it
Sport bietet den Jugendlichen die
Möglichkeit, Straßenfußball oder
Basketball zu spielen. Bei Kick it
Kreativ können sich die Mädchen
in Tanzen oder Erlebnispädago-
gik austoben. Um Nachhilfe- und
Sprachunterricht kümmern sich
die ehrenamtlichen Mitarbeiter in
Kick it Bildung. Die Arbeit von
Kick it München findet in Mün-
chen-Milbertshofen statt. Dort le-
ben viele Jugendliche, denen mit
den Angeboten eine positive Le-
benseinstellung vermittelt werden
soll. 

Der Sonderpreis ging an das
Türkisch-Deutsch-Islamische
Kulturzentrum in Burgkirchen a.
d. Alz. Während die Eltern beim
Freitagsgebet sind, besuchen 21
Kinder aus der 3. bis 6. Klasse
den Deutschkurs, der ca. einein-
halb Stunden dauert. Die Kinder
üben das Lesen, die Rechtschrei-
bung, die Grammatik, sowie den
Ausdruck. Der Verein ist in der
Gemeinde Burgkirchen als ein
wichtiger Partner im Bereich
Sprache und Bildung kaum noch
wegzudenken. 

Lobende Erwähnung fanden
30 weitere Initiativen aus Bad
Tölz, Burghausen, Ebersberg,
Freilassing, Freising, Ingolstadt,
Landsberg am Lech, München,
Murnau, Neubiberg, Neuburg
a.d.Donau, Neuötting, Rosen-

heim, Unterföhring und Wasser-
burg.

Ehrenpreis an
Münchner Philharmoniker

Der zum dritten Mal verliehe-
ne Integrations-Ehrenpreis ging
schließlich an die Münchner Phil-
harmoniker, die sich unter dem Ti-
tel „Spielfeld Klassik“ mit dem
Projekt „Neue Impulse! Workshop
Berufsschule“ für den Integra-
tionspreis beworben haben. Darü-
ber hinaus haben die Münchner
Philharmoniker ein umfangreiches
Angebot für Kinder und Jugendli-
che entwickelt. Sie bauen Brücken
zwischen Menschen unterschiedli-
cher Herkunft und Erfahrung, zwi-
schen Kultur und demokratischen
Grundwerten. Sie zeigen, wie In-
tegration musikalisch funktionie-
ren kann. 

„Wir freuen uns sehr über den

Ehrenpreis, zeigt er doch, wie
wichtig das aktive Engagement
unserer Orchestermitglieder und
Mitarbeiter in der musikalischen
Vermittlungsarbeit ist, und dass
das auch anerkannt wird. Gleich-
zeitig ist dieser Preis Herausfor-
derung und Ansporn, unsere
Aktivitäten auszubauen und un-
seren Beitrag zu einer Stadtkul-
tur ohne Ausgrenzung zu lei-
sten“, freute sich Paul Müller,
Intendant der Münchner Philhar-
moniker.

Musik verbindet

Münchens Kulturreferent Dr.
Hans-Georg Küppers meinte:
„Mit ‘Spielfeld Klassik’ wird
deutlich, dass Musik auch über
kulturelle, soziale und sprachli-
che Grenzen hinaus verbindet.
Ich freue mich, dass die Münch-
ner Philharmoniker, das Orche-
ster der Stadt, durch ihre vielfäl-
tigen Aktivitäten im Bereich der
Kulturellen Bildung zum gegen-
seitigen Verständnis und Mitein-
ander beitragen und gratuliere
zur Auszeichnung.“ DK

Zum 50. Geburtstag von Landrat Thomas Karmasin:

„Glücksfall für
unseren Landkreis“

Fürstenfeldbrucks Landrat Thomas Karmasin feierte am 28.
November seinen 50. Geburtstag. Seit 1996 ist er Landrat des
Landkreises Fürstenfeldbruck. Damals wurde er als jüngster
Landrat Bayerns ins Amt gewählt. Bei einem Empfang mit
rund 200 geladenen Gästen im Sitzungssaal des Landratsam-
tes wurde der CSU-Politiker gebührend gewürdigt.

Geboren in München, war Kar-
masin nach Abschluss seines Jura-
studiums u. a. wissenschaftlicher
Mitarbeiter beim Deutschen Bun-
destag. Nach einer fünfjährigen
Tätigkeit als Rechtsanwalt in
München wurde er zum Landrat
des Landkreises Fürstenfeldbruck
gewählt.

Vertreter auf Bundesebene

Seit 2008 fungiert er im Bayeri-
schen Landkreistag als Vorsitzen-
der des Bezirksverbands Oberbay-
ern und seit 2011 im Deutschen
Landkreistag als Vorsitzender im
Verfassungs- und Europaausschuss.
Diese Funktion ist gerade im Hin-
blick auf die europäische Durch-
dringung vieler für die Kom-
munen relevanter Normen von er-
heblicher Bedeutung.

In seiner bisherigen Amtszeit

Deiner hohen fachlichen Kompe-
tenz, Deiner freundlichen Aufge-
schlossenheit und Deines um-
sichtigen Handelns großes Anse-
hen und viel Zustimmung erwor-
ben. Trotz der Anstrengungen des
Amtes bist Du immer locker ge-
blieben, Du bist ein Freund des of-
fenen Wortes, hast eine Portion
Humor und liebst Ironie und gehst
Deine Aufgaben in einer Art an,
die von Können, Tatkraft und Sou-
veränität zeugt“, heißt es in dem
Schreiben weiter.

Gutes Image

Von seinen Fähigkeiten und
dem guten Image, so Bocklet,
profitiere auch die CSU. Der
Landtagsvizepräsident wünschte
Thomas Karmasin weiterhin
Fortune im Amt und dazu eine ro-
buste Gesundheit. DK

Thomas Karmasin. 

konnte Karmasin gemeinsam mit
den Kreisgremien und einer gro-
ßen Zahl an engagierten Men-
schen einiges erreichen. Dazu ge-
hören die grundlegende Reform
der Kreisklinik und die Errich-
tung der psychiatrischen Tages-
klinik, die Optimierung der Alar-
mierung der Rettungsdienste
durch die Inbetriebnahme der In-
tegrierten Leitstelle, der Verwal-
tungsreformprozess der Kreis-
behörde zum modernen Service-
betrieb, der Ausbau des öffentli-
chen Personennahverkehrs zum
Beispiel mit Anrufsammeltaxi
und erweiterten Bussystem, der
Aus- und Neubau weiterführen-
der Schulen, die Einführung der
Wirtschaftsförderung, die Sen-
kung der Müllgebühren, die Ver-
besserung der Angebote für ältere
Mitmenschen sowie Hilfen und
Präventionsangebote für Kinder
und Familien.

Begonnene Prozesse

Klimaschutzkonzept, AGEN-
DA21 oder der begonnene Leit-
bild-Prozess, z. B. mit den Berei-
chen Bildung, Kultur, Familie, So-
ziales, Wirtschaft, Energie, Sied-
lungsentwicklung und Verkehr un-
ter der Berücksichtigung der Rolle
der öffentlichen Haushalte, sind
Prozesse, die laut Karmasin be-
gonnen wurden und fortgeführt
werden müssen.

Landtagsvizepräsident Rein-
hold Bocklet nannte den Jubilar in
einem Glückwunschschreiben als
„Glücksfall für unseren Land-
kreis“. Karmasin könne zu seinem
Ehrentag bereits auf 16 Jahre er-
folgreicher Amtszeit als Landrat
des Landkreises Fürstenfeldbruck
zurückblicken, betonte Bocklet.
„In diesen Jahren hast Du Dir dank

Die eigenen 
Stärken entdecken
erdgas schwaben und das EUKITEATheater

machen Kinder fit für die Zukunft

„erdgas schwaben feiert Jubiläum, und ihr könnt was erleben!“
Unter diesem Motto startete  erdgas schwaben 2011 anlässlich des
Jubiläums „100 Jahre Gasversorgung – 100 Jahre Innovation in
Schwaben“ eine Tour mit dem Kinder- und Jugendtheater EUKI-
TEA. In 65 schwäbischen Kindergärten und Schulen ließen sich die
Kinder verzaubern und mit auf eine Reise durch die Welt der Fan-
tasie nehmen. Aufgrund der überwältigenden Resonanz wird die
Tour 2012 und 2013 mit jeweils weiteren 50 Terminen fortgesetzt.
In der Montessorischule Kaufering war das Theater Ende Novem-
ber zu Gast. 

Stark sein für die Zukunft, zu
lernen was einem gut tut und was
schadet – das Theaterstück „Le-
bensquelle“, das EUKITEA ge-
meinsam mit dem Gesundheit-
samt des Landkreises Augsburg
entwickelt hat, nahm die Kauferin-
ger Schüler mit auf eine span-
nende Reise. Gebannt folgten sie
den beiden Schauspielern Lydia
Nassgall und Giorgio Buraggi, die
auf der Suche nach ihrer ganz per-
sönlichen Lebensquelle viele Aben-
teuer zu bestehen hatten. 

Geburtstagswünsche

Sie kämpften gegen Drachen
und die eigenen Ängste, haderten
mit Versuchungen und Unsicher-
heiten, aber fanden schließlich
doch das Vertrauen in sich und die
eigenen Fähigkeiten. Bei erdgas
schwaben bedankten sich die jun-
gen Zuschauer für die Aufführung
passend zum Jubiläum mit einem
Geburtstagslied: „Happy Birthday,
erdgas schwaben!“ In die Geburts-
tagswünsche stimmte auch Kaufe-
rings Bürgermeister Erich Püttner
mit ein, der sich mit den Schulkin-

dern über ein abwechslungsrei-
ches Theaterstück freuen konnte.

„Es war eine tolle Aufführung,
die uns noch viel Anlass zum
Nachdenken gibt“, freute sich
auch Barbara Schmaus. Die
Pädagogin der Montessorischule
hatte 2011 bei der Ausschreibung
von erdgas schwaben mitgemacht,
um EUKITEAeinmal mehr an ih-
re Schule zu holen. 

Auch wenn das Jahr sich
langsam dem Ende nähert, müs-
sen Kinder, deren Einrichtung bis-
her nicht zum Zuge kam, nicht
traurig sein. „Die Tour wird 2013
mit weiteren 50 Terminen fort-
gesetzt“, verspricht Helmut Kau-
meier, Kommunalkundenleiter
von erdgas schwaben. „Uns sind
Themen wie Sucht- und Gewalt-
prävention sowie Umweltbildung
besonders wichtig. Und wo kön-
nen wir mehr erreichen als in Kin-
dergärten und Schulen? Kinder
sind schließlich unsere Zukunft“,
erklärt Kaumeier das gemeinsame
Engagement von erdgas schwa-
ben und EUKITEA. Nachhaltig
zu wirken steht für ihn bei diesem
Angebot an erster Stelle. 

Trauer um Hans Angerer
Der ehemalige Regierungspräsident von Oberfranken Hans

Angerer ist im Alter von 70 Jahren verstorben. Mit großem Be-
dauern reagierte sein Nachfolger, Regierungspräsident Wil-
helm Wenning: „Wir trauern um eine herausragende Persön-
lichkeit, die mit ihrer Menschlichkeit tiefe Spuren der Wert-
schätzung und Sympathie in Oberfranken hinterlassen hat. Der
gebürtige Oberbayer Hans Angerer wurde in kürzester Zeit
zum begeisterten Oberfranken. Er setzte seine ganze Kraft
dafür ein, die vielfältigen Interessen Oberfrankens zu bündeln
und ein positives Bild der Region im Bewusstsein der Men-
schen zu verankern. Wir danken ihm für seinen unermüdlichen
Einsatz für Oberfranken.“

Von 1998 bis 2006 war Angerer Regierungspräsident von Ober-
franken. In den acht Jahren seiner Amtsführung hat er zahlreiche
Projekte und Initiativen angestoßen und unterstützt. Beispielhaft
zu nennen sind: Mentor und Mitinitiator des Regionalwettbe-
werbs „Jugend forscht“ in Oberfranken, Leitung der sog. „Ange-
rer-Kommission“ zur Optimierung und Neuordnung der Bayeri-
schen Abfallüberwachung, Engagement für die europäische Idee
und die grenzüberschreitende Zusammenarbeit mit den Verwal-
tungen in Tschechien, Positionierung Oberfrankens als Gesund-
heits-, Lebensmittel- und Familienregion.

In seinem dienstlichen Wirken ebenso wie in seinen ehren-
amtlichen Funktionen war er geleitet von dem Ziel, die Be-
deutung Oberfrankens als Region im Herzen Europas hervor-
zuheben.

Für seinen großen Einsatz für Oberfranken und den Freistaat
Bayern erhielt Hans Angerer das Verdienstkreuz am Bande
und den Bayerischen Verdienstorden. 

Im Landkreis Tirschenreuth:

Revitalisierung 
einer Porzellanbrache 

Von der Regierung der Ober-
pfalz wurden der Gemeinde
Krummennaab, Landkreis Tir-
schenreuth, im Rahmen der Städ-
tebauförderung für Abbruch und
Neuordnung einer Industriebrache
Finanzhilfen in Höhe von 1,2 Mio.
Euro bei einem Fördersatz von 
80 % bewilligt. 

Die Gemeinde erhält diese Mit-
tel aus einem Bayerischen Sonder-
programm zur Revitalisierung von
Industrie- und Gewerbebrachen.
Durch das mit insgesamt 14,5
Mio. Euro ausgestattete Sonder-
programm sollen spürbare Impul-
se für die wirtschaftsstrukturelle
und städtebauliche Entwicklung
vor allem in strukturschwachen
Kommunen gesetzt werden. 

Die Sondermittel sind im Rah-

men der Aufstellung des Nach-
tragshaushalts 2012 vom Bayeri-
schen Landtag beschlossen wor-
den. Die Maßnahmen tragen zu ei-
ner besseren und nachhaltigen
städtebaulichen Struktur bei, för-
dern eine kompakte Ortsentwick-
lung und verringern den Flächen-
verbrauch. 

In der Gemeinde Krummennaab
sollen - entsprechend den Zielen
des Neuordnungskonzeptes - die
zentral gelegenen Brachflächen
freigelegt und anschließend neu ge-
staltet und umgenutzt werden. Das
Projekt zur Revitalisierung der ca.
2,2 ha großen Industriebrache des
stillgelegten Teilwerkes einer Por-
zellanfabrik wird von der Gemein-
de in Kooperation mit dem Vorbe-
sitzer durchgeführt. 
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„In Deutschland droht eine
Kultur der Genügsamkeit, sagt
Volker Kauder – Recht hat der
Mann.“ Mein Chef, der Bür-
germeister, schwenkte den Zei-
tungsartikel in der Luft, in dem
der Fraktionsvorsitzende der
CDU/CSU im Bundestag -
verkürzt ausgedrückt - be-
klagt, dass sich Deutschland
viel mehr Gedanken darüber
macht, wie man Geld verteilen
kann, als darüber, wie Wohl-
stand geschaffen werden soll, damit was zum
Verteilen da ist.

In unserem Städtchen kann man das an einer
aktuellen Diskussion gut verfolgen. Einer unse-
rer wichtigsten Gewerbesteuerzahler will am
Stadtrand ein Vertriebs- und Logistikzentrum
bauen, damit er seine Produktionskosten am
Standort durch Optimierung der Lieferketten
senken und auch den Vertrieb seiner Produkte
effizienter steuern kann. Ein Aufstand der Bür-

gerschaft ist die Folge. Vordergründig geht es
natürlich immer um das beliebte Totschlagargu-
ment Lärm. Anwohner von Nebenstraßen, in de-
nen Rasenmäher oder Laubsauger an einem
Wochenende mehr Krach machen als die paar
durchfahrenden Autos in einem Monat, stellen
Schilder in den Vorgarten mit der Aufschrift
„Lärm macht krank“. Obwohl die Sträßchen so
schmal sind, dass nicht mal Schleichverkehr-
Desperados sie nehmen könnten. Wenn man
dann in Bürgerversammlungen oder Einzelge-
sprächen mit den Initiativen den wahren Kern
des Protestes herauskitzeln will, stößt man im-
mer wieder auf eines: Warum soll sich was än-
dern? Bisher lief es doch gut! Veränderungs-
angst blockiert die Entwicklung.

Früher hieß es „Export ist Transport“ und je-
dem war klar, dass wir für unseren Wohlstand
Straßen, Flughäfen, Bahnlinien und Wasserwe-
ge brauchen. Heute heißt es: Warum will der
noch mehr expandieren und noch mehr produ-
zieren? Die Firmen machen doch guten Ge-
winn, warum muss es immer mehr sein? Keiner
wagt es mehr zu sagen, dass auch in der Wirt-
schaft Stillstand Rückschritt bedeutet. Und was
bei uns im Kleinen läuft, geht im Großen weiter.
Proteste gegen Bahnstrecken gibt es ja nicht nur

in Stuttgart oder beim S-Bahn-
tunnel in München. Auto-
bahnsüdring um München?
Politisch nicht durchzusetzen.
Dritte Startbahn am Flugha-
fen? Gott bewahre, lieber
schon eine bessere ÖPNV-An-
bindung verhindern und ein
Nachflugverbot von zehn bis
sechs Uhr verhängen, damit
noch ein paar Interkontinen-
talflüge gestrichen werden
können. Und zum Donauaus-

bau kam der tolle Spruch, nicht der Fluss müsse
sich den Schiffen anpassen, sondern die Schiffe
dem Fluss. Gummiboote statt Lastkähne!

Andererseits überbieten sich derzeit alle Par-
teien mit Vorschlägen, wie man auf Kosten der
nachfolgenden Generationen jetzt schnell Geld
ausgeben könnte. Etwa mit Verbesserungen bei
der Rente. Wir blicken zwar hochnäsig auf die
Club-Med-Europäer, die angeblich nicht wirt-
schaften können und legen die Stirn wegen der
Entwicklung in Frankreich in Sorgenfalten,
wollen aber durch opulente Ausgabenprogram-
me schnell all die Fehler nachmachen, die diese
Länder in die Krise gestürzt haben. Zahlen dür-
fen die Wohltaten für heutige und in den näch-
sten zehn Jahren anstehende Rentner dann ich
und meine Generationskollegen, denen man die
Zeche großzügig überlässt, aber denen man kei-
ne Strukturen hinterlässt, die künftig wirtschaft-
liches Wachstum bringen könnten. Im Gegen-
teil: Energiesicherheit ist ein Wort, das aus ei-
ner Zeit vor der Energiewende stammt, die In-
ternetgeschwindigkeit ist in Schwellenländern
bald höher als bei uns und der Forschungsstan-
dort Deutschland steckt tief im Morast der
Überregulierung.

Mein Chef, der Bürgermeister, war etwas er-
schrocken über meinen heftigen Ausbruch, aber
er gibt zu, dass wir Deutsche satt und selbst-
genügsam geworden sind – zu selbstgenügsam,
um den nachfolgenden Generationen noch den
Schwung mitzugeben, den sie brauchen werden,
um ihre Zukunft selbst erfolgreich zu gestalten.
Zur Bekräftigung sende ich ihm einen Satz von
George Berhard Shaw aufs Mobiltelefon: „Wir
werden nicht durch Erinnerung an unsere Ver-
gangenheit weise, sondern durch die Verant-
wortung für unsere Zukunft.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Kultur der
Genügsamkeit

Willkommen im Leben
Start für das Neugeborenenbesuchsprogramm im Landkreis Fürstenfeldbruck

Jüngst unterzeichneten die Vertreterin der Bürgerstiftung,
Dorothee von Bary, und Landrat Thomas Karmasin den Ver-
trag zur Einführung des Neugeborenenbesuchsprogramms, das
künftig den Namen „Willkommen im Leben“ tragen soll. „Will-
kommen im Leben“ ist ein Angebot für alle Familien im Land-
kreis Fürstenfeldbruck mit Kindern im ersten Lebensjahr. Die
Bürgerstiftung für den Landkreis Fürstenfeldbruck ist Träger
des Neugeborenenbesuchsprogramms.

Die Geburt eines Kindes verän-
dert das Leben einer Familie in
vielfältiger Weise. Viele Fragen
treten auf und zuweilen auch die
ein oder andere Unsicherheit. Die
Familienbesucher des Neuge-
borenenbesuchsprogramms besu-
chen die Eltern zu Hause und
sprechen mit ihnen über ihre Fra-
gen und Anliegen rund um das
Baby und geben auch Informatio-
nen zu den Angeboten für Famili-
en im Landkreis. Die Fachkräfte,
die von der Bürgerstiftung einge-
setzt werden, sind z. B. Stillbera-
terinnen, Hebammen oder Sozial-

pädagogen und allesamt erfahre-
ne Eltern. Die Besuche sind für
die Familien kostenlos.

Ab 2013 werden frischge-
backene Eltern ein Glückwunsch-
schreiben des Landrats erhalten,
in dem er über das Neugebore-
nenbesuchsprogramm informiert.
Dem Brief liegt eine Antwortkar-
te an die Bürgerstiftung bei, mit
der auf Wunsch ein Besuch ange-
fordert werden kann.

In Olching bietet der Verein
SCHUB e. V. bereits seit drei
Jahren ein Neugeborenenbe-
suchsprogramm an, das nun in

das landkreisweite Projekt über-
geleitet wird. Die Koordinieren-
de Kinderschutzstelle (KoKi)
des Landratsamts Fürstenfeld-
bruck begleitet das Neugebore-
nenbesuchsprogramm bei Be-
darf mit fachlicher Unterstüt-
zung und Netzwerkarbeit.

Bürgerstiftung

Landrat Karmasin freute sich,
dass es gelungen ist, das Projekt
gemeinsam mit der Bürgerstif-
tung auf die Beine zu stellen und
führte anlässlich der Unterzeich-
nung aus „Das Neugeborenenbe-
suchsprogramm liegt mir sehr am
Herzen und ich hoffe, dass viele
Menschen es in Anspruch neh-
men und es dazu beiträgt, allen
kleinen Landkreisbürgerinnen
und -bürgern einen guten Start ins
Leben zu ermöglichen“. 

Spatenstich zur Bayerischen Gartenschau „Natur in Alzenau 2015“
Die „Natur in Alzenau 2015“ nimmt Gestalt an: Der Bayerische Umweltminister Dr. Marcel Huber
(Bildmitte) kam nach Alzenau, um den Startschuss für die Bauarbeiten der Gartenschau „Natur in Al-
zenau 2015“ zu geben. Gemeinsam mit dem Ersten Bürgermeister, Dr. Alexander Legler (4. v. r.), dem
Vorsitzenden der Gesellschaft zur Förderung der Bayerischen Landesgartenschauen, Roland Albert 
(3. v. l.) und Aschaffenburgs Landrat Dr. Ulrich Reuter (l.), wurde der Spatenstich vorgenommen.
Ein strahlender Herbsttag lockte viele Bürger in den zukünftigen Generationenpark der Garten-
schau, um bei Federweißem und Zwiebelkuchen den offiziellen Beginn der bis voraussichtlich En-
de 2014 andauernden Baumaßnahme mitzuerleben. Viele nutzten im Anschluss die Gelegenheit,
eine Führung über das künftige Gartenschaugelände mitzumachen und sich aus erster Hand über
die Gartenschau und den Bauablauf zu informieren. 

Neue Fachschule für Ökolandbau 
Landwirtschaftsminister Helmut Brunner will im oberbayeri-
schen Weilheim eine Fachschule für den ökologischen Landbau
einrichten. Sie soll den Landwirten in der oberbayerischen
Grünlandregion sowie im Allgäu eine standortnahe fachschuli-
sche Weiterbildung und Meisterprüfung ermöglichen, wie der
Minister in München mitteilte. 

Damit gibt es zusammen mit
Landshut-Schönbrunn künftig
zwei Fachschulstandorte in Bay-
ern, die komplett auf den ökologi-
schen Landbau spezialisiert sind.
Für Brunner ist die neue Fach-
schule in Weilheim ein wichti-
ger Baustein seines Aktionspro-
gramms, mit dem er den Ökoland-
bau im Freistaat weiter voranbrin-
gen will: Ziel ist eine Verdoppe-
lung der Bioprodukte aus Bayern
bis zum Jahr 2020. Hierfür braucht
es dem Minister zufolge einen
ganzheitlichen Ansatz, in dem ge-
rade auch der Bereich Bildung ei-
ne maßgebliche Rolle spielt. Im
Zuge der derzeit laufenden Eva-
luierung des ökologischen Land-
baus in Bayern will Brunner An-
fang 2013 die Eckpunkte seines
Landesprogramms vorstellen. 

Die neue Fachschule wird am

Amt für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten Weilheim ein-
gerichtet. Vorgesehen sind drei Se-
mester, davon zwei Theoriesemes-

ter in den Wintermonaten. Starten
soll der Schulbetrieb – sofern die
Mindestzahl von 16 Bewerbern
erreicht wird – parallel zur kon-
ventionellen Landwirtschaftsschu-
le im Wintersemester 2013/2014.
Der Lehrplan wird laut Brunner
gezielt auf den Schwerpunkt
Milchviehhaltung mit Grünland-
bewirtschaftung ausgerichtet. 

Landkreis Donau-Ries ist eine der „Bildungsregionen in Bayern“:

Auftaktveranstaltung in Harburg
mit 700 Bildungsakteuren

Donauwörth. Der Landkreis Donau-Ries beteiligt sich als Pilot-
region an der Initiative „Bildungsregionen in Bayern“. Zu der
Auftaktveranstaltung in Harburg kamen rund 700 Beteiligte.
Daneben sind bis 5. Dezember alle Bürgerinnen und Bürger auf-
gerufen, sich unter www.donau-ries.de/bildungsregion an einer
Befragung zur Bildungssituation im Landkreis zu beteiligen. 

2011 startete das Bayerische
Kultusministerium die Initiative
„Bildungsregionen in Bayern“.
Dazu wurden verschiedene Pi-
lotregionen ausgewählt, darunter
auch der Landkreis Donau-Ries,
der mit seiner Bildungsinitiative
Lernender Landkreis schon ein
regionales Bündnis für Bildung
aufgebaut hat. Das Programm
des Kultusministeriums wird
nun zum Anlass genommen, die-
ses Engagement auszubauen.
Um über die Initiative „Bil-
dungsregionen in Bayern“ zu in-
formieren, führte das Regio-
nalmanagement, das Staatliche

Schulamt und die Fachberatung
für Kindertagesbetreuung im
Landkreis Donau-Ries eine Auf-
taktveranstaltung durch, zu der
700 Vertreter aus Schulen, Kin-
dertageseinrichtungen, Politik
und Wirtschaft kamen. 

Bildungslandschaft in 
den Regionen verbessern

Eingangs stellte Hubert Lep-
perdinger, Ministerialbeauftrag-
ter der Gymnasien in Schwaben
als Vertreter des Kultusministeri-
ums, die Initiative „Bildungsre-
gionen in Bayern“ vor. Mit ihr
soll die Bildungslandschaft in
den Regionen verbessert wer-
den. Dazu wurden fünf Säulen
definiert: Übergänge gestalten,
Bildungsangebote/Netzwerke,
besondere Lebenslagen, Bürger-
gesellschaft und Demographi-
scher Wandel. „Eine Region, die
in allen fünf Säulen gut aufge-
stellt ist, wird mit dem Qualitäts-
siegel „Bildungsregion in Bay-
ern“ ausgezeichnet“, so Lepper-
dinger. Richard Steurer, Koordi-
nator der Bildungsregionen bei
der Regierung von Schwaben,
stellte anschließend seine Funk-
tion vor. Er sei Ansprechpartner
für kommende Arbeitsgruppen
und helfe bei der Maßnahmen-

entwicklung in den verschiede-
nen Säulen. 

Landrat Stefan Rößle hob die
bisherigen Entwicklungen im
Lernenden Landkreis hervor. Mit
Hochschulinitiative und Bildungs-
portal habe man viel erreicht. Er
ging auch auf das weitere Vorge-
hen im Rahmen der Bildungsregi-
on ein: „Sagen Sie uns, welche
Bildungsthemen im Landkreis
weiter vorangetrieben werden sol-
len.“ Er rief dazu auf, den Frage-
bogen auszufüllen und sich in the-
menspezifischen Arbeitsgruppen
zu engagieren. „Auch wenn wir
schon viel erreicht haben, beim
Thema Bildung kann nie genug
getan werden“, so Landrat Rößle.

Hirnforscher-Vortrag

Den Abend beschloss der Ul-
mer Hirnforscher Prof. Manfred
Spitzer, der einen hochinteres-
santen Vortrag zum Thema Bil-
dung und Lernen hielt. Dabei er-
klärte er wie Lernen im Gehirn
funktioniert und wie sich Fernse-
her, Spielekonsolen und soziale
Medien auf schulische Leistun-
gen auswirken.

Informationen zur Bildungsre-
gion Bayern und zum Fragebogen
finden sich unter: www.donau-
ries.de/bildungsregion. Alle Bür-
gerinnen und Bürger können bis
05. Dezember Statements zur Bil-
dungssituation im Landkreis Do-
nau-Ries und ihre Sicht auf
Lücken im Bildungssystem abge-
ben. 

15 Millionen Euro zusätzliche Bundesmittel 
für die Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur

Bayerns Wirtschaftsminister Martin Zeil freute sich über zusätzliche Bundesmittel in Höhe von 15,3
Millionen Euro für die Regionalförderung in Oberfranken, der Oberpfalz und Niederbayern. „Das ist
ein kraftvoller zusätzlicher Schub für Arbeitsplätze und Investitionen unserer Unternehmen. Damit
können wir den Wettbewerbsnachteilen in unseren Grenzregionen zu Tschechien weiter entgegen-
wirken und das Fördergefälle abmildern“, betonte Zeil. Bereits im Oktober hatte Bayern neun Mil-
lionen Euro zusätzlich zu seinem regulären Mittelkontingent erhalten. Eine entsprechende Zusage aus
dem Bundeswirtschaftsministerium über weiteres Geld hat der Minister nun erhalten. Das Geld
stammt aus der Gemeinschaftsaufgabe zur Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur (GRW).
Sie ist ein Bund-Länder-Förderprogramm, bei dem die Bundesmittel in gleicher Höhe aus dem Lan-
deshaushalt mitfinanziert werden müssen. Das Geld kann nur in den GRW-Fördergebieten in Ober-
franken, der Oberpfalz und Niederbayern eingesetzt werden. 

Zeil wertete das zusätzliche Geld für Bayern auch als einen Erfolg umsichtiger und vorausschau-
ender Haushaltsführung. 

Im Vordergrund: Dorothee von Bary (Bürgerstiftung) und Fürstenfeldbrucks Landrat 
Thomas Karmasin. 



ZU GUTER LETZT16 GZ06. 12. 2012

Sportgeräte

Urkunden, Diplome, Zertifikate

Tel. 0 87 32 / 92 10-663 · Fax 0 87 32 / 92 10-669
service@ortmaier-druck.de · www.ortmaier-druck.de

Das Online-Druckportal - 
Ein Service der 
Ortmaier Druck GmbH

Gemeindezeitungen · Wahldrucksachen · und vieles mehr

Fahrradabstellanlagen

L I E F E R A N T E N - N A C H W E I S

Wartehallen/Außenmöblierungen

GZ

Ankauf / Briefmarken

LANGER s. Wartehallen/Außenmöblierungen

Ihr Kontakt zur Anzeigenabteilung:

Telefon (0 81 71) 93 07-13

Sie finden uns auf Twitter und Facebook:
www.twitter.com/gz_aktuell
www.facebook.com/GZaktuell

Inserieren bringt Erfolg!
www.gemeindezeitung.de

Ein Gesellschafter der ELANCIA AG

� 05326 / 502-0

38685 Langelsheim • www.langer-georg.de
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Absperrpfosten

Abfallbehälter

LANGER s. Fahrradabstellanlagen

Wartung und Reinigung von
Lüftungs- und Feuerungsanlagen

LÜFTUNGS-
REINIGUNGS-

SERVICE

Lüftungs-Reinigungs-Service
Wolfratshauser Straße 9a
82049 Pullach im Isartal
Telefon: (089) 74 44 24 98
Fax: (089) 74 44 24 99
E-Mail: info@l-r-service.de
Internet: www.l-r-service.de

Franz Sedlmeier
Inhaber

DEUTSCHER FACHVERBAND FÜR
LUFT- UND WASSERHYGIENE e.V.

Schacht-Ausrüstungen

Schachtabdeckungen, Schachtleitern
Einstieghilfen, Fallschutzeinrichtungen
Fassadenleitern, Rückenschutzsysteme

Hailo-Werk · Schacht-Ausrüstungstechnik
Postfach1262 · D-35702Haiger · Fax: (02773)82218
Telefon: (02773)82256 · www.hailo-professional.de

BECK GmbH & Co. KG
71364 Winnenden · Tel. 07195/69 33 00
w w w . s t a d t m o e b e l . d e

Bestens ausgeStadtet.

Bänke

Nusser Stadtmöbel GmbH & Co. KG
71364 Winnenden · Tel. 07195/693-111
w w w . s t a d t m o e b e l . d e

Bestens ausgeStadtet.

Kommunale Energieberatung

Partner in Sachen Druck

Parkbänke

PARKBÄNKE
Zum Moos 1a
87772 Pfa f fenhausen
Te l e fon 08265/7332695
parkbank@max-z inder.de
www.max-zinder.de

Weihnachtsbeleuchtung

Vorschau auf GZ 24
In unserer Ausgabe Nr. 24, die am 20. Dezember 2012
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
 Kommunalfinanzen
 Kommunale Baupolitik
 Kommunikationstechnologie
 EDV . IT . Organisation

Technik und Ausstattung für die Kommunalverwaltung
 Kommunale Repräsentation

Containerkindergarten 
zu verkaufen

bestehend aus 14 Modulen von je 3m x 6m
und einer Höhe von 3m. Einige Module
sind reparaturbedürftig.

Die Nutzfläche der Anlage beträgt ca. 246
m². Diese Fläche ist aufgeteilt in: 2 Grup-
penräume mit je 52 m², 1 Küche mit Ab-
stellkammer, zusammen 35,1 m², 1 Garde-
robe 17,57 m², Toilette 17,57 m², Kinder-
schlafraum 17,57 m², Kinderschlafraum
14,5 m², Flur insgesamt 38,2 m².

Preis: VB 30.000,-  (brutto) 
wenn Abbau und Transport vom Käufer ge-
tragen werden. Eine Vorortbesichtigung ist
in Absprache mit dem Bauamt der Stadt Ge-
retsried möglich.

Kontaktdaten: Stadtverwaltung Geretsried,
Karl-Lederer-Platz 1, 82538 Geretsried,
Herr Müller Tel. 08171/ 6298-33, Email: 
christian.mueller@geretsried.de

Ankauf - Verkauf

Bürgermeisterwahlen
im Allgäu

In Winterrieden im Unterallgäu
ist der bisherige Vizebürgermeister
Hans-Peter Mayer mit dem über-
ragenden Wählervotum von 99,6
Prozent der gültigen Stimmen in
das höchste Amt der Gemeinde
berufen worden. Er tritt damit die
Nachfolge des im Sommer ver-
storbenen Gemeindechefs Ger-
hard Brosch an. Der 49-jährige
parteilose Zimmerermeister, der
keinen Gegenkandidaten hatte,
war von der CSU und der unab-
hängigen Wählergruppe nominiert
worden. Die Wahlbeteiligung lag
bei 66,1 Prozent.

Bei der Bürgermeisterwahl in
Obergünzburg (Ostallgäu) wurde
der seit sechs Jahren amtierende
1. Bürgermeister Lars Levering-
haus wiedergewählt. Der CSU-
Kandidat erreichte 57,3 Prozent.
Für Herbert Heisler, den 2. Bür-
germeister von Obergünzburg
und Kandidaten der Freien
Wähler, votierten 28,4 Prozent.
Auf Dr. Günter Räder von den
Grünen entfielen 14,3 Prozent der
Stimmen. DK

Online-Weihnachtsauktion
für den guten Zweck

Fußball-Nationalspieler Thomas Müller versteigert 
mit prominenten Unterstützern attraktive Preise

Seit zwei Jahren engagiert sich der sympathische Fußballer Tho-
mas Müller als Botschafter für die Onlineberatungsstelle Young-
Wings. Jeden Tag sind die Berater und Pädagogen von Young-
Wings 24 Stunden für Kinder und Jugendliche, die ein enges Fa-
milienmitglied verloren haben, online erreichbar. Damit diese
wertvolle Unterstützung weiter ausgebaut werden kann, hat sich
auch in diesem Jahr der Star des FC Bayern  mit prominenten
Unterstützern wie Alexandra Kamp, Stanfour, Funda Vanroy, Ste-
fan Murr und vielen mehr für die Vorweihnachtszeit eine ganz be-
sondere Charity-Aktion einfallen lassen. Neben der deutschen
Prominenz hat sich zudem Weltstar Robbie Williams ganz spon-
tan entschieden, das Projekt zu unterstützen.

In Kooperation mit United
Charity GmbH – Internetauktio-
nen www.unitedcharity.de wer-
den seit Ende November 24 ein-
zigartige Preise zugunsten von
YoungWings versteigert, die es
sonst nirgendwo zu kaufen gibt.
United Charity ist Deutschlands
größtes Charity-Auktionsportal
im Internet. 

www.unitedcharity.de 

Neben Preisen von Thomas
Müller wie Matchworn Trikots,
Fußballschuhe oder VIP-Karten
mit einem Meet&Greet nach dem
Spiel gibt es z. B. eine Lesung und
Meet & Greet mit Alexandra
Kamp, ein Bobby Car mit Unter-
schrift von Robbie Williams, ein
Konzert und Meet & Greet mit 
Stanfour in Berlin, eine Teilnahme
an der legendären Alpenrallye, ei-
ne Kinoweltpremiere, einen Hol-
lywood-Stuntman Workshop

und vieles mehr. Und so geht`s:
Einfach auf www.unitedcharity.de
klicken, sich seinen Lieblings-
preis aussuchen und kräftig mit
steigern.

Licht am Horizont

Thomas Müller ist gespannt,
wie viele Menschen sich an sei-
ner Weihnachtsauktion beteili-
gen und für den guten Zweck
steigern werden. „Weihnachten
ist das Fest der Nächstenliebe.
Die Kinder und Jugendlichen
von YoungWings liegen mir
sehr am Herzen. Deshalb freut
es mich besonders, dass meine
Weihnachtsauktion in diesem
Jahr von vielen prominenten
Persönlichkeiten und renom-
mierten Unternehmen unter-
stützt wird. So schaffen wir 
es hoffentlich gemeinsam, ei-
nen hohen Spendenbetrag für 
YoungWings zu erzielen und

können alle einen Teil dazu bei-
tragen, dass es für die vom
Schicksal so schwer getroffenen
Kinder einen Lichtblick gibt.“

Forum und Chat

Kinder und Jugendliche brau-
chen nach einem Verlust Hilfe,
um ihr Leben wieder neu ord-
nen zu können sowie den Aus-
tausch mit anderen betroffenen
Gleichaltrigen. Im Forum und
geführten Chat haben die User
die Möglichkeit, sich mit ande-
ren Betroffenen auszutauschen.
In der Einzelberatung können
sie eine geschützte Beratung
mit geschulten Beratern in An-
spruch nehmen. Zudem erhalten
User jugendgerecht aufgearbei-
tete Informationen zum Thema
Trauer und Trauma sowie einen
Überblick über weitere Hilfsan-
gebote der Stiftung.

Hilfe zur Selbsthilfe

Die Online-Beratung versteht
sich als ein pädagogisches An-
gebot, das Hilfe zur Selbsthilfe
anbietet und das Ziel verfolgt,
die Lebenskompetenz der Rat
Suchenden zu stärken. Beson-
deren Wert wird hierbei auf eine
langfristige Begleitung gelegt,
da die Jugendlichen in ihrem
Umfeld meist die Erfahrung
machen, dass die Unterstützung
nach wenigen Monaten aufhört.
User, die zusätzlich zur Online-
Beratung Hilfe brauchen, werden
darin unterstützt, Anlaufstellen
vor Ort zu suchen. Mittels einer
von der Münchner Nicolaidis
Stiftung aufgebauten Datenbank,
in der Einrichtungen in Bayern
erfasst sind, können Betroffene
auf diese Weise schnell weiter-
vermittelt werden. 

Thomas Müller ist gespannt, wie viele Menschen sich an seiner
Weihnachtsauktion beteiligen und für den guten Zweck stei-
gern werden. 

Staatspreise für Projekte 
der Ländlichen Entwicklung

München - Für herausragende Projekte und Initiativen der Dorf-
erneuerung, Flurneuordnung und Integrierten Ländlichen Ent-
wicklung hat Landwirtschaftsminister Helmut Brunner bei einem
Festakt in der Münchner Residenz drei Staatspreise und acht Son-
derpreise verliehen.

Zwei mit je 8.000 Euro dotierte
Staatspreise gingen an die Inte-
grierte Ländliche Entwicklung
(ILE) „Ilzer Land“ (Lkr. Freyung-
Grafenau und Passau) sowie die
ILE „Obere Vils – Ehenbach“
(Lkr. Amberg-Sulzbach). Einen
mit 6.000 Euro dotieren Staats-
preis erhielt der Dorfladen mit
Mehrgenerationenwerkstatt in
Aidhausen (Lkr. Haßberge). 

Sonderpreise

Mit Sonderpreisen in Höhe von
4.000 Euro zeichnete Brunner die
ILE-Region „Kommunale Allianz
A7-Franken West“ (Lkr. Neustadt
a.d. Aisch – Bad Windsheim) und
die ILE „Oberes Werntal“ (Lkr.
Schweinfurt und Bad Kissingen)
aus. Weitere Sonderpreise mit je
2.000 Euro gingen an die Gemein-
deentwicklung Altusried (Lkr.
Oberallgäu), die Dorferneuerung
und Flurneuordnung Kollersried
(Lkr. Regensburg), den Dorfladen

Mittergars (Lkr. Mühldorf a. Inn),
das Beweidungskonzept im Flur-
neuordnungsverfahren Nurn
(Lkr. Kronach), die ILE „Bayeri-
sches Vogtland“ (Lkr. Hof) und
die Energiestrategie Zellertal
(Lkr. Regen). 

Individuelle Lösungen

Nach Aussage des Ministers
zeigen alle prämierten Projekte
beispielhaft, wie sich in den Ge-
meinden Bürger, Kommunen und
Verwaltung intensiv mit ihrer Hei-
mat und deren Zukunft auseinan-
dergesetzt haben. Brunner: „Mit
vorbildhaftem Engagement und
Ideenreichtum haben Sie individu-
elle Lösungen aufgezeigt, wie die
Herausforderungen des demogra-
fischen Wandels oder der Energie-
wende gemeistert und aktiv ge-
staltet werden können.“ Die
Staatspreise für Dorf- und Land-
entwicklung werden alle zwei
Jahre vergeben. 

http://www.urkunden-atelier.at
http://www.stadtmoebel.de
http://www.stadtmoebel.de

